
CHINA aktuell - 674 - Juli 1993

Oskar Weggel

Wo steht China heute? 

Die Rückkehr der Tradition 

und die Zukunft des Reformwerks: 

Techniken der Macht

Teil IX: Der Staat, sein organisatorischer Aufbau 

und seine Kybernetik (Forts.)

Wie gut diese Ordnungstat der Ent

wicklung Taiwans trotz polizeilicher 

Entgleisungen bekommen ist, wird 

deutlich, wenn man das ruhige Gedei

hen der Insel mit dem fast synchron 

verlaufenden Chaos auf dem chinesi

schen Festland vergleicht, dessen Be

völkerung nicht weniger als drei Jahr

zehnte lang, d.h. von 1949 bis 1978, 

durch fast 30 Großkampagnen gejagt 

und dabei in seinen Grundfesten er

schüttert wurde. Ganz im Gegensatz 

dazu hatte Taibei schon seit Beginn 

der 50er Jahre einen Kurs gesteuert, 

der sich am "wending'-Konzept orien

tierte und unter der Parole stand: "Auf 

der Grundlage der Stabilität Entwick

lung anstreben und mit Hilfe der Ent

wicklung den Fortschritt ankurbeln" 

(zai wending zhong jiu fazhan, zai fa- 

zhan zhong jiu jinbu) [55],54
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Im neuen China

52.1

Der Staat im modernen China

52.1.1

Abschaffen oder stärken?

Im 2O.Jh. hat der Stellenwert des Staa

tes im politischen Gestaltungsprozeß 

gegenüber der kaiserlichen Zeit eher 

noch zugenommen, obwohl die Staats

gewalt in den 37 Jahren der "Republik 

China" durch innere Unruhen sowie 

durch Angriffe von außen geschwächt 

und die staatliche Substanz der "Volks

republik" nach 1949 durch maoistische 

Experimente immer wieder ausgezehrt 

wurde - man denke an die "rätedemo

kratischen" Experimente der Jahre 

1958 ff. (Volkskommunen!) und 

1967 ff. (Revolutionskomitees).

Wie solide sich der Staat aber gleich

wohl immer wieder in Szene setzen 

kann, sobald er nicht mehr durch Re

bellionen geschwächt oder durch "Re

volutionen" in Frage gestellt wird, zei

gen der auf Taiwan fortlebende Rest

staat der Republik China sowie das 

volksrepublikanische China der Re

formzeit.

- Auf Taiwan hat der Staat dreiein

halb Jahrzehnte lang Ordnungsfunk

tionen übernommen, die, weil sie zu

nächst weitgehend "antikommuni- 

stisch"-polizeilicher Art waren, dem 

Land einen wenig schmeichelhaften 

Ruf eingetragen, gleichzeitig aber auch 

einen Zustand der "Stabilität" (wen

ding) [54] geschaffen haben, der mit zu 

den Hauptvoraussetzungen des späte

ren Wirtschaftswunders wurde.

Mit "Stabilität" meinte die Führung 

nicht nur äußere Ruhe und Ordnung, 

sondern gleichzeitig auch die Entschär

fung innerer politischer und sozialer 

Konflikte, die vor allem dadurch zuwe

ge gebracht wurde, daß der Staat bei 

den Strukturreformen und beim Auf

bau der Wirtschaft kräftige Hebam

menarbeit leistete: In den 50er Jahren 

sorgte er z.B. für die Durchführung der 

Bodenreform, für die Aufstellung von 

Vierjahresplänen und für die Verwirk

lichung einer arbeitsintensiven Import

substitutionsstrategie. In den 60er Jah

ren organisierte er die Rahmenbedin

gungen für ein verbessertes Investi

tionsklima und für erhöhtes Sparen, 

förderte den Aufbau exportorientierter 

Industrien sowie die Einrichtung von 

Wirtschaftszonen und unterstützte die 

Entwicklung neuer Wirtschaftszweige 

sowie die Ausfuhr von Landwirt

schaftsgütern. In den 70er Jahren sub

ventionierte er den Ausbau infrastruk

tureller Großprojekte und half die 

Grundlagen für die Entwicklung einer 

Schwerindustrie legen. In den 80er 

Jahren kümmerte er sich um die Mo

dernisierung (Automatisierung) von 

Industrieunternehmen, sorgte für die 

so häufig beschworene "Technologie- 

und Kapitalintensivierung", gab für 

Wissenschaft und Forschung Milliar

denbeträge aus und nestelte an jener 

Überlebenspolitik weiter, die durch die 

nationalen Existenzkrisen von 1971/72 

(Reise des US-Präsidenten Nixon nach 

Beijing, Ausschluß Taiwans aus der 

UNO) und 1979 (Aufnahme diploma

tischer Beziehungen zwischen Wa

shington und Beijing) ausgelöst wor

den war, und die sich auf die Dreier

formel "außenwirtschaftliche Liberali
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sierung - technologische Innovation 

- Infrastrukturausbau" bringen ließ. 

Nicht zuletzt aber verstand es die 

staatliche Führung, im Zeichen zu

nehmender diplomatischer Isolierung 

Außenpolitik durch Außenwirtschafts

politik zu ersetzen und dadurch dem 

Rahmenwerk für staatliches Handeln 

festen Halt zu geben.

Neben all diesen Leistungsaufgaben 

übernahm der Staat auch noch eine 

Fülle von Betreuungsaufgaben erziehe

rischer und sozialer Art.

Je effizienter der Staat auf Taiwan frei

lich seine Ziele - Wachstum, Wohlha

benheit, soziale Gerechtigkeit etc. - 

durchsetzen konnte, um so mehr 

machte er sich als prometheische Insti

tution überflüssig, und um so mehr 

hatte die "Revolution von oben" einer 

wachsenden Mitbestimmung von unten 

zu weichen - ein veritabler Bumerang, 

wie so manches konservative GMD- 

Mitglied meinte - und überdies eine 

Ironie der Geschichte!

Und die Volksrepublik? Dort war das 

Staatswesen in den Anfangsjahren, vor 

allem im Zeichen der Übernahme des 

Sowjetmodells, zunächst gekräftigt - 

und nach gutem altem Brauch auch 

gleich wieder bis zum Extrem durch

bürokratisiert worden.

Es war die Gruppe um Mao Zedong, 

die von Anfang an als eine Art Unruh 

im Uhrwerk des Staatswesens wirkte, 

die diese Rebürokratisierung nicht ein

fach hinnehmen wollte, sondern for

derte, daß die in den Yan’an-Jahren 

gesammelten Erfahrungen - mit der 

"Massenlinie" als Herzstück - in das 

neue Staatswesen einzubringen seien, 

und der es in der Tat ja dann auch ge

lang, den Anlauf zur "Massenlinisie- 

rung" gleich zweimal in Szene zu set

zen, nämlich 1958 und 1966 ff.:

- 1958 wurden im Zeichen der "Drei 

Roten Banner"-Kampagne die Volks

kommunen eingeführt, die als Speer

spitze für den schnellen Durchbruch 

zum Kommunismus dienen sollten und 

damit letztlich auch zur Aufhebung des 

Staats, der dann ja - im Zeichen der 

Klassenlosigkeit - überflüssig gewor

den wäre, da er nicht mehr zur Unter

drückung einer Klasse durch die ande

re benötigt würde. Diese dem damali

gen Denken zur zweiten Natur gewor

dene Reduzierung des Staats auf bloße 

Unterdrückungsfunktionen hatte zur

Folge, daß die KPCh-Führung versuch

te, mit der Entstaatlichung nicht länger 

zu warten, sondern gleich schon einmal 

anzufangen und z.B. die alten Ge

meindeverwaltungen (sc. der Xiang- 

Einheiten) über Nacht in den neuge

gründeten Volkskommunen aufgehen 

zu lassen. Die Volkskommunen sollten 

ja nicht nur Landwirtschaft betreiben, 

sondern "Mädchen für alles" sein und 

in dieser Eigenschaft Industrie, Han

del, Erziehung, Miliz, Sozialpolitik, 

Gesundheitsvorsorge und Administra

tion miteinander zu einem neuen Gan

zen verschmelzen und die Verfügung 

darüber in eine Hand legen. Mit dieser 

Integration sollte zugleich auch der 

traditionelle Unterschied zwischen 

Stadt und Dorf, zwischen Arbeitern 

und Bauern sowie zwischen Bürokratie 

und Massen aufgehoben werden - ge

mäß dem Grundsatz "Verdörflichung 

der Städte - Verstädterung der Dörfer 

und Massenlinisierung der Verwal

tung". Die Kampagne der Drei Roten 

Banner war also der Versuch, die no

stalgisch verklärten Erfahrungen der 

Yan’an-Zeit neu zu beleben und die 

Anfang der 50er Jahre aufgebauten 

bürokratischen Schranken endgültig 

niederzureißen. Alle typisch "maoisti

schen" Elemente kamen damals auf ei

nen Schlag wieder zum Durchbruch, 

sei es nun der "Vorrang der Politik" 

(d.h. der Entwicklung des Menschen 

statt einer bloßen Entwicklung der 

Technik), die Simultaneität des Wirt

schaftens ("gehen auf zwei Beinen"), 

die Dezentralisierung, der Kampf ge

gen Technokratie, Spezialisierung und 

sektorale Aufgliederung, die weitge

hende Autarkie von Produktionsein

heiten ("auf eigenen Beinen gehen!") 

und die Beschwörung des "Volks

kriegsdenkens" ("einen Volkskrieg ge

gen die Natur führen").55

Für die Beobachter in Moskau disqua

lifizierte sich Mao damals bereits als 

"gefährlicher Voluntarist", der die ural

te Sünde begehe, den Vorrang der 

Ökonomie durch den Primat der Ideo

logie und der Politik sowie pragmati

sches Verhalten durch Wunschdenken 

ersetzen zu wollen.

In der Tat endete der "Große Sprung" 

in einer wirtschaftlichen - und letztlich 

auch politischen - Katastrophe und 

mußte abgebrochen werden.

- Schon acht Jahre später begann aber

- im Zeichen der Kulturrevolution - ei

ne Neuauflage des Versuchs, den Geist 

von Yan’an wiederzubeleben und ei

nen Kurzweg zum Kommunismus ein

zuschlagen. Diesmal richtete sich der 

Angriff gegen die "Machthaber an der 

Parteispitze, die den kapitalistischen 

Weg gehen".56 Am Schluß wurden 

nicht nur die "Machthaber", d.h. die in

nerparteilichen Gegner Mao Zedongs 

gestürzt, sondern auch deren "Macht

organe" bis auf wenige Reste zerschla

gen. Schon Ende 1966 funktionierte 

fast keines der in der Verfassung von 

1954 ausgewiesenen Staatsorgane 

mehr. Wo einst ein anscheinend für die 

Ewigkeit gebauter Bürokratiekomplex 

gestanden hatte, war jetzt nur noch ein 

Trümmerfeld geblieben, aus dessen 

Ruinen allerdings schon bald wieder 

das "Unkraut" (du cao) [56] neuer 

Fraktionsauseinandersetzungen her

vorzusprießen begann 57

In dieser Situation nahm das "Haupt

quartier des Vorsitzenden Mao" zu 

seinen letzten Mitteln Zuflucht, indem 

es zwei Instrumente einzusetzen be

gann, nämlich erstens die VBA, die am 

21.Januar 1967 ins "Ordnungsgefecht" 

entsandt wurde, und zweitens die "Re

volutionskomitees", die das organisato

rische Vakuum füllen und an die Stelle 

der "hinausgesäuberten" früheren Or

gane treten sollten, wobei es ihnen 

aufgetragen war, den früheren Büro

kratismus durch "direkte Demokratie" 

zu ersetzen, wie er eine Zeitlang von 

der "Pariser Commune" praktiziert 

worden sei.58

Da dieses Rätemodell jedoch nicht 

funktionierte (am spektakulärsten war 

das Versagen des nach Rätegesichts

punkten aufgebauten "Revolutionären 

Rebellenhauptquartiers der Shanghai

er Arbeiter"),59 mischte sich das Mili

tär zusätzlich auch hier noch ein und 

sorgte dafür, daß die einzelnen Revo

lutionskomitees fortan in Form von 

"Dreierallianzen" (san jie he) [57] auf

gebaut wurden, d.h., sich aus Massen

repräsentanten, revolutionären Kadern 

und (!) Militärvertretern zusammen

setzten.60

Angesichts dieser Neuausrichtung be

gannen sich die Räteansätze schnell 

wieder zu verflüchtigen und einer mili

tärischen Vorherrschaft innerhalb der 

jeweiligen Dreierallianzen Platz zu 

machen.61

Der halsbrecherische Versuch, die 

Keime direkter Demokratie ausge

rechnet der chinesischen Gesellschaft 
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einzupflanzen, in der der Homo hie- 

rarchicus ja seit Jahrtausenden den 

Ton angegeben hatte, war von vorn

herein so verwegen, daß er sich kaum 

Chancen aüsrechnen konnte. In der 

Tat endete er, kaum hatten die ersten 

Revolutionskomitees Gestalt ange

nommen, bereits in einer Niederlage; 

denn mit dem Wiederaufbau der Par

teiausschüsse seit November 196962 

wurden die neuentstandenen Räte so

gleich wieder ins zweite Glied zurück

gedrängt: Die Idee einer Selbstverwal

tung und Selbstrepräsentanz der Mas

sen hatte damit erneut dem Hierar

chieprinzip (in Form des Führungs

primats der KPCh!) weichen müssen.

Ähnlich, wie bereits in den Jahren 

1917 ff. die Petrograder und Moskauer 

Sowjets "bolschewisiert" worden waren, 

kam es jetzt zur "Parteiisierung" der 

Revolutionskomitees - und damit zur 

Umsetzung eines Musters, wie es nicht 

nur im Leninismus (Führungsmonopol 

der KP!), sondern vor allem auch in 

der chinesischen Tradition (gesell

schaftlicher Rangabstufung!) angelegt 

war.

Kein Wunder, daß die Revolutionsko

mitees bereits in der reformerischen 

Verfassung von 1982 mit keinem Wort 

mehr erwähnt waren. Der Versuch, 

den Staat durch Einbau rätedemokra

tischer Zellen aufzuparzellieren und 

ihn so schließlich überflüssig zu ma

chen, war damit gescheitert - und zwar 

auf spektakuläre Weise!

Um so ungenierter konnten die Re

former sogleich nach 1978 wieder dar

an gehen, den Staat erneut so in Szene 

zu setzen, wie es dem Durchschnitts

chinesen als "normal" erschien.

Erstaunlich, wie sich seit dieser Zeit 

die volksrepublikanische Staatenpraxis 

wieder derjenigen Taiwans anzuglei

chen begann - und dies um so rei

bungsloser, als der "reiche Verwandte" 

Taiwan inzwischen ja auch in Beijing 

als offensichtlich gelungene Spielform 

einer Erfolgsgesellschaft autochthonen 

Typs anerkannt worden war, an der 

sich auch die Volksrepublik orientieren 

konnte.

Zahlreiche Elemente des Taiwan- 

Modells gingen von jetzt an still

schweigend auch in das staatliche Kon

zept der Deng Xiaoping-Führung ein - 

man denke etwa an den Aufbau von 

Wirtschaftssonderzonen, ferner an die 

festländische Investitionsgesetzgebung, 

die dem taiwanesischen Joint Venture- 

Beispiel verdächtig nahekam, darüber 

hinaus an die vermehrte Zulassung von 

Privatbetrieben, die Neubetonung des 

Tertiärsektors bei gleichzeitigem Ab

bau der ehemals im Zeichen stalinisti

scher Vorbilder etablierten Schwerin

dustrie-Priorität, an die Modalitäten 

der Zusammenarbeit zwischen Indu

strie- und Forschungsbetrieben oder 

an die Einführung des 6:3:3:4-Schulsy- 

stems und der neunklassigen Grund

schule - um hier nur einige wenige Bei

spiele zu nennen, die in ihrer synerge

tischen Auswirkung allesamt dazu bei

getragen haben, die lange Zeit so un

überwindlich erscheinende Kluft zwi

schen beiden Seiten der Taiwanstraße 

zu verringern.

Der volksrepublikanische Staat hat al

so seit 1978 an Gewicht wieder zuge

nommen, wobei die alten Unterdrük- 

kungs("Klassenkampf')-Funktionen in 

der Zwischenzeit hauptsächlich durch 

Modernisierungsaufgaben ersetzt wor

den sind.

52.12

Was ist von den Tianxia-Vorstellungen 

übriggeblieben?

Der "Guojia" hat also auch im moder

nen China wieder Hochkonjunktur. 

Was aber ist aus den alten "Tianxia"- 

Vorstellungen geworden?

Im vorliegenden Zusammenhang seien 

als pars pro toto vier Elemente hervor

gehoben, die erkennen lassen, daß die 

Tianxia-Idee noch lange nicht zum al

ten Eisen gehört: Da ist zunächst die 

nach wie vor lebendige "Weltstaaten"- 

Idee, aber auch der "Impansionismus", 

die höchst präsent gebliebene Vorstel

lung von einer "Völkerfamilie" und das 

nach wie vor ungebrochene Modellbe

wußtsein des Reichs der Mitte.

52.12.1

Die Weltstaats-Idee

1884 veröffentlichte einer der damals 

führenden Staatsmänner, Konfuzianer 

- und (!) Reformer - Kang Youwei 

(1858 bis 1927) sein "Buch von der 

Großen Gemeinschaft" (Datongshu) 

[58], das noch einmal mit großer Geste 

die Vorstellungen einer zweitausend

jährigen Tradition zusammenfaßte und 

zugleich auch auf die Moderne hin

auswies, insofern nämlich der Fort

schrittsgedanke, die Beschäftigung mit 

der Zukunft oder aber die Forderung 

nach Gleichheit zwischen den Ge

schlechtern und Rassen in den Gedan

kengang einbezogen wurden.63

Trotz einzelner Modernisierungszuge

ständnisse sind die Darstellungen 

Kangs allerdings dann doch bis in die 

letzten Gedankenverzweigungen hinein 

typisch "chinesisch" geblieben und 

werden übrigens auch heute noch so 

empfunden:

Da ist zunächst einmal die Bevorzu

gung zentralistischer Lösungen. Kang 

fordert z.B. den Wegfall aller Grenzen, 

eine weltweite einheitliche Innenpoli

tik, einheitliche Finanzen, einheitliche 

Religion, einheitliche Sprache und ein

heitliche Kultur, dies alles wohlge

merkt in globalem Ausmaß!

In typisch dialektischer Spannung steht 

dazu auf der anderen Seite die Beto

nung kleinzelliger Gebilde, die weitge

hend autonom/autark zu bleiben, und 

die als solche der Weltregierung die 

Detailarbeit abzunehmen hätten. Der 

Erdball solle zu diesem Zweck in 100 

Breitengrade aufgeteilt werden, davon 

je 50 Grade nördlich und südlich des 

Äquators; desgleichen soll eine Län

geneinteilung in 100 Grade erfolgen. 

Jedes der so entstehenden Planquadra

te möge wiederum in Minutenquadrate 

aufgegliedert werden usf.64 Man fühlt 

sich hier einerseits an das Bild einer 

altchinesischen Stadt mit ihren genau 

rechtwinklig verlaufenden Straßen und 

Wohnhofquadraten erinnert, zugleich 

aber auch an die Danwei, d.h. die so

ziale Grundeinheit, in der der einzelne 

aufwächst, sein Leben verbringt, in der 

er arbeitet und konsumiert, und von 

der er sozial kontrolliert wird.

Typisch auch die Perspektive der einen 

Welt, die durch Aufhebung der Natio

nalstaaten (so Kang Youwi) oder aber 

durch "Absterben der Staaten" (Karl 

Marx) zu erreichen ist. Am Ende die

ser Entwicklung gebe es keine Chine

sen, Japaner oder Deutsche mehr, 

sondern nur noch ein "einheitliches 

Volk unter dem Himmel",65 das im 

Laufe der Zeit auch eine einheitliche 

Kultur, eine einheitliche Sprache und 

eine einheitliche ethische Gesittung 

annehmen müsse.

Typisch chinesisch ist auch die Eintei

lungswut und Zahlenmagie, mit der 

Kang seinen Weltstaat entwirft: alles 

wird von der Zahl 10 bestimmt: Die 10 

Kontinente,66 die 10 Grade, 10 Minu

ten und 10 Li, 10 Yin, 10 Zhang und all 

jene Kästchen, in die das Land unter 

dem Himmel aufgegliedert werden 

soll.
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Zentralismus, zellulare Aufteilung der 

Gesellschaft, Vereinheitlichung von 

Religion, Sprache und Kultur, Ab

schaffung aller Staaten und, Hand in 

Hand damit, die Konstituierung einer 

Welt mit dem einen "Volk des Him

mels": Dies alles sind Grundelemente 

der politischen Kultur Chinas, die als 

allgemeines Regulativ außenpoliti

schen Handelns in den Köpfen der 

Entscheidungsträger nach wie vor vor

handen sind und deren Einfluß mit zu

nehmender "Renormalisierung" im 

Wachsen begriffen ist.

52.122

"Impansionismus"

Es war das Ideal des konfuzianischen 

Herrschers, nicht mit Mitteln äußerer 

Macht (Militär, Strafrecht etc.), son

dern mit "innerer" Autorität Wirkun

gen auszulösen. Dieses Konzept sollte 

nicht nur innerhalb des "Staates", son

dern auch jenseits der eigenen Gren

zen, nämlich im gesamten Bereich "un

ter dem Himmel" Anwendung finden. 

Außenpolitik war normalerweise nicht 

expansionistisch, sondern "impansioni- 

stisch" ausgerichtet, d.h., es ging nicht 

um Eroberung von Territorien, son

dern um die "Besetzung von Gehir

nen". Wieder einmal kommt hier 

m.a.W. die Erziehungsidee zum 

Durchbruch - und mit ihr die Vorstel

lung, daß ein Großteil der Außenpoli

tik sich ohne Machtausübung vollzieht, 

indem nämlich innere Kontrolle an die 

Stelle äußerer Kontrolle tritt. Man 

braucht nur den richtigen "Weg" - auch 

hier wieder das Dao! - zu gehen, um 

überall Aufmerksamkeit und Gefolg

schaft zu finden. Macht läßt sich also, 

modern ausgedrückt, auch als "Wir

kung durch Entwicklungsrichtigkeit" 

definieren. Entwicklungsrichtige Stra

tegie, entwicklungsrichtige Aufbaupoli

tik und entwicklungsrichtiges Handeln 

sind es, die auf der einen Seite Solida

risierungsgefühle und auf der anderen 

Seite Autorität entstehen lassen. Ganz 

in diesem Sinne geht Mao Zedong von 

der Doppelnatur des "Imperialismus 

und aller Reaktionäre" aus: "Sie sind 

wirkliche Tiger und zugleich Papierti

ger. Im Laufe der Geschichte war... die 

Klasse der Feudalherren und der 

Bourgeoisie eine Zeitlang voller Le

benskraft, revolutionär und fortschritt

lich; damals waren sie echte Tiger. In 

der Folgezeit jedoch begann ihr jewei

liger Widerpart - die Bauernschaft und 

das Proletariat - allmählich zu erstar

ken. So verwandelten sie sich nach und 

nach in Reaktionäre, in Papiertiger 

und wurden letztlich vom Volk ge

stürzt. Ursprünglich waren die Feinde 

lebendige Tiger, eisenharte Tiger, ech

te Tiger. Letztlich aber haben sie sich 

in Papiertiger, in tote Tiger, in Doufu- 

Tiger verwandelt."67

Es kommt also darauf an, richtig zu 

handeln. Was aber ist die richtige Ideo

logie, die richtige Organisation und der 

richtige Arbeitsstil? An dieser Frage 

entzündeten sich in der Volksrepublik 

seit Ende der 50er Jahre die Frak

tionskonflikte. Während Mao Zedong 

den Akzent auf Klassenkampf, Mas

senlinie und Autarkie legte, waren bei 

den Reformern Leistung, Expertenli

nie und Öffnung gefragt, wobei als Kri

terium für die Richtigkeit nicht irgend

ein vorgegebenes Dogma, sondern der 

sichtbare Erfolg (Wahrheit in den Tat

sachen!) herausgestrichen wird.

Arbeitete Mao noch mit der Formel 

"Macht = Entwicklungsrichtigkeit = 

permanente Revolution", so setzen die 

Reformer auf die Gleichung "Macht = 

Entwicklungsrichtigkeit = Modernisie

rung".68

52.123

Die "Völkerfamilie"

Die altehrwürdige Vorstellung, daß 

China als "Reich der Mitte" zugleich 

auch die Rolle eines Paterfamilias im 

Kreise der anderen Völker (zumindest 

aber der Nachbarn) zu spielen habe, 

wobei nochmals ein zusätzliches Gefäl

le zwischen "zivilisierten" Staaten und 

"Barbaren" hinzukomme, wurde im 

Zusammenhang mit dem "pyramidalen 

Analogismus" bereits ausführlich dis

kutiert.

Entscheidend ist nun, daß sie auch in 

der VR China nahezu ungebrochen 

weiterlebt: Auf dem Gebiet der Au

ßenpolitik Beijings haben sich im Lau

fe der Zeit zwar fünf große Zielsetzun

gen herausentwickelt, die bald revolu

tionärer, nationaler und antihegemoni

stischer, bald aber auch modernisie

rungsorientierter und autoritätsbezo

gener Art waren69 Innerhalb dieses 

Tableaus sind aber die Autoritätsziele 

um so markanter hervorgetreten, je 

mehr sich das selbstbewußt gewordene 

China wieder auf seine Stellung als 

Reich der Mitte zurückzubesinnen be

ginnt. Was mit der Renaissance von 

"Autoritäts"-Zielen gemeint ist, haben 

vor allem solche Staaten zu spüren be

kommen, die zum Reich der Mitte 

jahrhundertelang "Tributbeziehungen" 

unterhalten hatten, die aber nach Un

tergang des Kaiserreichs, vor allem 

aber angesichts einer neuen Weltlage, 

allen Ernstes geglaubt hatten, sich aus 

der "Familien"-Gemeinschaft mit Chi

na heimlich davonstehlen oder sich gar 

mit lautem Türenzuschlagen verab

schieden zu können. Vietnam z.B., das 

sich in den Jahren zwischen 1978 und 

1989 vor China nicht mehr "verbeu

gen", sondern ihm im Gegenteil die 

kalte Schulter zeigen wollte, mußte 

sich durch einen "Erziehungsfeldzug" 

(1979) und durch endlose Ermahnun

gen und Gardinenpredigten über sein 

un-richtiges Verhalten belehren lassen 

und kehrte Ende der 80er Jahre ent

nervt in seine Rolle als "dritter Sohn" 

zurück.

Höchst gespannt war das Verhältnis 

Chinas auch jahrzehntelang zu einem 

anderen "verlorenen Sohn", nämlich 

Südkorea, das erst 1992 wieder (und 

zwar äußerlich durch Aufnahme di

plomatischer Beziehungen) in die 

"Familie" zurückkam.

Auch das Verhältnis der VRCh zu Ja

pan steht nach wie vor im Zeichen fa

miliärer Vorstellungen. Die Volksre

publik erwartet, daß der insulare 

Nachbar, der jahrhundertelang Schüler 

des Reichs der Mitte und dann - 1894/ 

95 sowie 1932 ff. - dessen offener 

Feind war, in gewissen Abständen 

kleinere Verbeugungen vollzieht, 

"Gänge nach Canossa" unternimmt, 

seine Schulbücher nach chinesischen 

Vorstellungen ausrichtet und im übri

gen ein etwas zurückhaltenderes - und 

hierarchiegemäßeres! - Verhalten an 

den Tag legt.

Wer das Verhältnis Japans, Koreas 

oder Vietnams ausschließlich unter 

westlichen Gesichtspunkten analysiert, 

wird sich am Ende immer mit einem 

Rest unbeantworteter Fragen und un

aufgelöster "Rätsel" konfrontiert se

hen!

52.12.4

Modeilhaftigkeit

Angesichts der zweitausendjährigen 

Erziehungstradition und des "Wirkens 

durch Nichtstun" (im Sinne vorbildli

chen Verhaltens) hätte es nachgerade 

mit einem Wunder zugehen müssen, 

wäre das alte Modelldenken nicht auch 

in der Volksrepublik sogleich wieder 

zu neuem Leben erwacht. In der Tat 

ließ die maoistische Politik jahrelang 

nichts unversucht, die chinesisch Spiel
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form einer marxistischen Revolution 

zum Vorbild für die Länder der Drit

ten Welt zu erklären - und so indirek

ten Einfluß auf das weltrevolutionäre 

Geschehen auszuüben. Hatte sich das 

traditionelle China als Zivilisationsmo

dell präsentiert, so sollte die Volksre

publik nun ein Revolutionsmodell lie

fern.

Vor allem das durch Lin Biaos Schrift 

"Lang lebe der Sieg im Volkskrieg" be

kannt gewordene strategische Muster 

des "Einkreisens der Weltstädte durch 

die Weltdörfer" sollte von allen Völ

kern "unter dem Himmel" beherzigt 

werden.

Die Reformer schlugen nach den au

ßenpolitischen Exzessen der Kulturre

volution zwar einen gedämpfteren Ton 

an und geben auch die Parole aus, daß 

jedes Land seinen eigenen Weg der ge

sellschaftlichen Entwicklung finden 

müsse und daß das chinesische Modell 

nicht einfach exportiert werden könne.

Dies waren jedoch nur Beschönigun

gen, hinter denen keine wirkliche 

Überzeugung stand. Vor allem der Ei

fer, mit dem die Reformer nun seit 

Jahren ihre in der Tat eindrucksvollen 

Innovationsmaßnahmen und -richtlini- 

en propagieren, und mit dem sie vor 

allem immer wieder Erfolgszahlen vor 

aller Welt ausbreiten, zeigt, daß die 

Strategie des Wirkens durch nachah

menswertes Vorbild nach wie vor ein 

Leitmotiv der Außenpolitik Beijings 

geblieben ist.

52.13

Der Staatszweck: Modernisierung, 

Kampf gegen den Pluralismus und 

Einparteienherrschaft

In den ersten dreieinhalb Jahrzehnten 

der Volksrepublik haben sich die 

Staatsziele von Grund auf gewandelt: 

War die res publica noch zu Zeiten 

Mao Zedongs nichts anderes als ein 

Klassenkampfinstrument, mit dessen 

Hilfe das "Volk" seine "Feinde" unter

drücken sollte, so hat sie sich aus re

formerischer Sicht mittlerweile in ein 

Ordnungs- und Modernisierungsin

strument verwandelt.

schichtlich ziemlich lange Periode um

faßt. Die ganze Geschichtsperiode 

hindurch existieren Klassen, Klassen

widersprüche und Klassenkämpfe, exi

stiert der Kampf zwischen den beiden 

Wegen, nämlich dem Sozialismus und 

dem des Kapitalismus, existiert die Ge

fahr einer Restauration des Kapitalis

mus, existiert die Bedrohung durch 

Umsturz und Aggression seitens des 

Imperialismus und des Sozialimperia

lismus. Solche Widersprüche können 

nur durch die Theorie über die Weiter

führung der Revolution unter der Dik

tatur des Proletariats und durch die 

von ihr angeleitete Praxis gelöst wer

den. "... Wir müssen daher die drei 

großen revolutionären Bewegungen - 

Klassenkampf, Produktionskampf und 

wissenschaftliches Experimentieren - 

weiterführen" usf. Außerdem wird in 

Art.2 das Führungsmonopol der KPCh 

über den Staat expressis verbis hervor

gehoben. Endziel sei die Schaffung ei

ner klassenlosen Gesellschaft und ei

nes Neuen Menschen, die weitestge

hende Partizipation der Massen und 

die Orientierung allen Wirtschaftens 

an den "Bedürfnissen des Volkes", also 

keineswegs Profit. Die Hauptmittel zur 

Erreichung dieses Ziels seien (1) Füh

rung durch die KPCh, (2) Schaffung 

sozialisischen Eigentums an Produk

tionsmitteln mit dem Ziel der letztend

lichen Aufhebung aller Eigentums

schranken und (3) Gewaltenkonzentra

tion sowie "demokratischer Zentralis

mus".

Diese Klassenkampforientierung wur

de mit dem Reformbeschluß vom De

zember 1978 von Grund auf modifi

ziert, insofern nunmehr nämlich die 

"Partei ihren Arbeitsschwerpunkt vom 

Klassenkampf auf die Vier Moderni

sierungen verlegte."70

Die neue Verfassung vom 4.Dezember 

1982 nahm den vier Jahre vorher ange

schlagenen Ton auf und hob als 

"grundlegende Aufgabe des Staates 

(guojiade genben renwu) [59] die Mis

sion hervor, in den kommenden Jahren 

"alle Kräfte auf die sozialistische Mo

dernisierung zu konzentrieren" (ji- 

zhong liliang jinxing shehuizhuyi xian- 

daihua jianshe) [60].Z1 Der Klassen

kampf dürfe nur noch eine Rander

scheinung sein (Präambel, Abs.8). Au

ßerdem habe der Staat die Wiederver

einigung zu betreiben und Taiwan zu 

reintegrieren (Präambel, Abs.9). Des 

weiteren müsse der Staat weiter an der 

Integration der Minderheiten arbeiten 

und die Außenpolitik nach den fünf 

Prinzipien der friedlichen Koexistenz 

gestalten.

Die Mittel wurden diesen neuen Ziel

setzungen angepaßt: Zwar sollte die 

KPCh nach wie vor das Führungsmo

nopol innehaben, doch ging es jetzt 

nicht mehr primär um Sozialisierung 

des Eigentums an Produktionsmitteln. 

Auch die Prinzipien der Machtaus

übung hatten sich inzwischen verän

dert: Gewaltenkonzentration (statt 

Gewaltenteilung) galt nicht mehr als 

Conditio sine qua non, und auch der 

"demokratische Zentralismus" sollte 

differenzierter eingesetzt werden - vor 

allem was das Verhältnis zwischen 

Zentrale und Regionen anbelangt.

Die oben zitierten Zielsetzungen sind 

apologetischer Art: sollen sie doch vor 

allem dazu dienen, den verblassenden 

Sozialismus-Mythos zu beschwören, 

die Sozialismus-Semantik zu verfesti

gen und den Eindruck von Kontinuität 

zu erwecken. Vor allem geht es also 

darum, das "sozialistische Gesicht" we

nigstens nach außen hin notdürftig zu 

wahren.

Ein Blick auf die Verfassungswirklich- 

keit zeigt jedoch, daß in der Zwischen

zeit längst wieder konfuzianische Vor

stellungen Einzug gehalten haben - 

wenn auch durch die Hintertür. Man 

erinnere sich, daß die konfuzianische 

Gesellschaftslehre, ganz im Gegensatz 

zum Legalismus, nicht etwa die Macht 

(im Sinne von "Staatsraison"), sondern 

die sittliche Staatsidee in den Vorder

grund stellt, insofern es ihr vor allem 

darum ging, ein möglichst tugendhaf

tes, d.h. den orthodoxen Moralvorstel

lungen verpflichtetes Denken hervor

zubringen. Bei allem Moralisieren hat

te die Konfuziusschule aber auch die 

materielle Welt durchaus nicht aus den 

Augen verloren und das "fu jiao" 

(Wohlhabenheit und Bildung) gepre

digt (dazu oben 5.1.1.2).

Beide Ziele, nämlich die Aufrechter

haltung einer Ziviltheologie und die 

Förderung von Wohlfahrt sind auch 

dem modernen China treu geblieben.

Was den ersteren Punkt anbelangt, so 

"verstärkt der Staat" nach Art.24 der 

Verfassung von 1982 "den Aufbau der 

sozialistischen geistigen Zivilisation 

durch die Verbreitung der Erziehung 

in erhabenen Idealen, moralischen 

Prinzipien, Kultur, Disziplin und

Der Klassenkampfcharakter des Staa

tes kam besonders deutlich in der Prä

ambel der kulturrevolutionären Ver

fassung vom 17.Januar 1975 zum Aus

druck, wo es ganz im Sinne der dama

ligen Sprachregelung heißt, daß die 

"sozialistische Gesellschaft eine ge
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Rechtssystem und durch die Förderung 

der Ausarbeitung und Durchführung 

von Verhaltensregeln und öffentlichen 

Vorschriften unter verschiedenen Tei

len der Bevölkerung in Stadt und 

Land". Der Staat fördert darüber hin

aus "die gesellschaftlichen Tugenden 

(gong de) [61] der Liebe zum Vater

land, zum Volk, zur Arbeit, zur Wis

senschaft und zum Sozialismus, führt 

im Volk eine Erziehung im Geiste des 

Patriotismus, Kollektivismus, Interna

tionalismus und Kommunismus sowie 

im Geiste des dialektischen und des 

historischen Materialismus durch und 

bekämpft kapitalistisches, feudalisti

sches und anderes dekadentes Gedan

kengut".

Entgegen dem ausdrücklichen "anti

feudalistischen" Bekenntnis verbreiten 

all diese Formulierungen konfuziani

schen Geschmack (weidao) [62].

Auch die im Abschnitt 4.4 erwähnten 

Verhaltensanweisungen für Schüler 

sowie die Unterrichtsziele in den staat

lichen Schulen deuten in dieselbe 

Richtung.

Der Ausdruck "sozialistische geistige 

Zivilisation" signalisiert, wie jedermann 

weiß, daß auch die reformerische 

Volksrepublik weltanschaulich keines

wegs neutral sein, sondern engagiert 

dafür Sorge tragen will, daß ein in ih

rem Sinne "tugendhafter" Staatsbürger 

gedeihen kann. Aus diesem Grunde 

auch bekämpfen Partei- und Staatsor

gane voll ehrlicher Entschlossenheit 

nicht nur den "linken Fraktionismus",72 

der vor allem den Reformgegnern an

gelastet wird, sondern auch das 

"Rechtsabweichlertum", das sich, wie 

es heißt,73 in "Existentialismus, Libera

lismus und Pornographie, in ge- 

schmäcklerischer Skepsis gegenüber 

dem sozialistischen Anliegen und in 

anderen Formen der ‘geistigen Ver

schmutzung’ (jingshen wuran) [63]" 

äußert.

Bereits seit 1981 hatten die Reformer 

auch zum Kampf gegen die "bürgerli

che Liberalisierung" geblasen, die als 

das exakte Gegenteil der "Vier Grund

prinzipien" definiert wurde.74 In die

sem Zusammenhang hatte die KPCh 

ihren Scheinwerfer auf den Schriftstel

ler Bai Hua gerichtet, der in dem 

Filmdrehbuch "Bittere Liebe" die Kri

tik an der sozialistischen Gesellschaft 

so sehr auf die Spitze getrieben habe, 

daß der Sozialismus als solcher ange

schwärzt worden sei. Damit aber habe 

der Regisseur die Abwendung vom so

zialistischen Weg überhaupt gepredigt 

- und so eine Stimmung "bürgerlicher 

Liberalisierung" verbreitet. "Bürgerli

che Liberalisierung" umfasse Erschei

nungen wie gesellschaftlichen Pessi

mismus, nationalen Nihilismus, extre

men Egoismus, Irrationalismus, deka

dente Kunstrichtungen, Sexismus, eli

täres Kunstverständnis und den 

Wunsch nach "vollständiger Verwestli

chung" (quanpan xihua) [64]. Insge

samt laufe sie auf eine Abwendung 

vom sozialistischen Weg hinaus - und 

sei deshalb zu bekämpfen, sei es nun 

durch Partei- oder durch Staats

organe75

Auch die Reformer waren, wie diese 

Beispiele zeigen, weit davon entfernt, 

einen Pluralismus westlicher Prove

nienz zu tolerieren. Vielmehr neigten 

sie, ähnlich wie schon Mao Zedong, 

dazu, "richtig" und "unrichtig" in einer 

Art Nullsummenspiel einander gegen

überzustellen und sich damit gleichzei

tig auch gegen "mittlere Ansichten" zu 

wenden - stets nach dem Grundsatz: 

Wer sich nicht für mich erklären will, 

ist gegen mich.

In der politischen Kultur Chinas gibt es 

eine lange Tradition der Monopolisie

rung von politischen Meinungen, die 

sich bis hinein ins reformerische Zeit

alter erhalten hat. Hierbei spielt sich 

der Staat als Tugendwächter auf.

Zwar sind die Reformer - wie schon 

die Maoisten - nach wie vor entschlos

sen, abweichende Ansichten "mit 

Stumpf und Stiel auszurotten" (zhan 

cao chu gen) [65], doch verzichten sie 

andererseits auf jene inquisitorischen 

Methoden, wie sie noch während der 

Kulturrevolution an der Tagesordnung 

waren. Wer also den Staat oder die 

Partei nicht gerade offen herausfor

dert, wird meist in Ruhe gelassen. 

Nach dem Ordnungsverständnis der 

Reformer soll der pausenlose Kampf 

gegen "Feinde ohne Gewehre" ein für 

allemal der Vergangenheit angehören. 

Darin ist sich die neue Führung mit 

der Schriftstellerin Dai Houying einig, 

die in ihrem Roman "Die Große Mau

er" die kulturrevolutionäre Anbetung 

des Klassenkampfes verdammt und 

dies in Worte faßt, die jedem ihrer 

Landsleute aus dem Herzen gespro

chen sein dürften: "Sich dem Klassen

kampf zu widmen, um Unterdrückung 

und Ausbeutung zu beseitigen, ist eine 

notwendige, hochherzige und große 

Sache; künstlich Klassen zu schaffen, 

Volk und Familien zu spalten, nur um 

des Kampfes willen, das ist lächerlich 

und grausam."76 "Leider ist es üblich 

geworden, den Klassenkampf auszu

weiten, jede Art von Widerspruch zum 

Klassenwiderspruch hochzustilisieren 

und den Klassenkampf notfalls künst

lich zu erzeugen."77 "Vor einigen Jah

ren wagte ich nicht einmal, vor meinen 

eigenen Familienmitgliedern offen zu 

reden, da ich fürchtete, sie könnten um 

der Sache willen die eigenen Angehö

rigen ans Messer liefern..."78

Ganz anders seit Beginn der Refor

men: Nunmehr sollen um der "Har

monie" willen weder die Kritik an der 

Gesellschaftsordnung noch der Kampf 

gegen diese Kritik übertrieben werden. 

Beiden Seiten - der politischen Elite 

wie auch dem Bürger - sei mit einer 

solchen "mittleren Option" am besten 

gedient. Wie schon bei Konfuzius gilt 

auch heute wieder "Harmonie" als 

"Wert an sich" (he wei gui) [66] 79

Im traditionellen China stand die mo

ralische Komponente mit einsamem 

Abstand vor allen anderen "Staats

zwecken".

Das maoistische blieb dieser Ausrich

tung treu und betonte deshalb auch 

immer den "Primat des Menschen und 

der Politik": Wenn der Boden nicht 

genügend Getreide hervorbrachte, 

wenn die Schießergebnisse einer Kom

panie miserabel ausfielen oder wenn 

ein Lkw den Dienst versagte, so war 

daran nicht der Boden, die Waffe oder 

das Fahrzeug schuld, sondern der je

weils dahinterstehende Mensch, mit 

dessen Haltung und Engagement of

fensichtlich etwas nicht stimmte. Hin

ter jedem fachlichen Versagen wurde 

ein politisches Defizit vermutet - und 

im Zweifel auch gefunden!

Im reformerischen China spielt diese 

politische/moralische Betreuungsauf

gabe des Staates zwar immer noch eine 

große Rolle, doch wird sie inzwischen 

längst durch staatliche Leistungsaufga

ben in den Schatten gestellt.

Wie sehr der Führung inzwischen vor 

allem die Wirtschaft am Herzen liegt, 

haben zwei hochgesteckte Fernziele 

angezeigt, die die Reformer zuerst 

1981 und dann 1985 bekanntgegeben 

haben. Danach sollten unter staatlicher 

Regie drei Modernisierungsphasen 
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durchgeführt werden. (1) Bis zum Jahr 

2000 sei der kumulierte Bruttoproduk

tionswert von Landwirtschaft und In

dustrie gegenüber 1980 zu vervierfa

chen. (2) Bis zum Jahr 2020/21, also 

bis zum 100.Gründungsjubiläum der 

KPCh solle China das Entwicklungsni

veau einer Mittelmacht erreicht haben, 

um dann (3) bis zum Jahr 2049, d.h. 

dem lOO.Jubiläumsjahr der Volksrepu

blik bereits zu den mächtigsten und 

reichsten Staaten der Welt aufzu

schließen.80

Ähnlich wie die Konfuzianer wollen al

so auch die Reformer nicht nur 

schmallippig und moralinsauer sein, 

sondern darüber hinaus die angeneh

men Seiten des Lebens im Auge behal

ten und das "fuqiang", also das "Glück- 

lich-und-wohlhabend-sein" fördern.

Am Ende könnte die politische Füh

rung der Volksrepublik freilich dassel

be zwiespältige Erwachen erleben wie 

die Guomindang auf Taiwan. Mit 

wachsender Prosperität nämlich dürfte 

ein selbstbewußter Mittelstand entste

hen, der sich den weiteren Weg par

tout nicht mehr von oben vorschreiben 

lassen, sondern sein weiteres Schicksal 

in die eigene Hand nehmen möchte. 

Die Führung hätte sich dann zumin

dest teilweise selbst überflüssig ge

macht!

Man wende nicht ein, daß die volksre

publikanische KPCh mehr Standver

mögen besitze als die GMD und sich 

daher auch länger am Ruder halten 

könne. Besitzt doch die Guomindang 

den gleichen inneren, d.h. leninisti

schen Aufbau wie ihre Todfeindin auf 

dem Festland. Auch sie wurde ja An

fang der 20er Jahre mit Hilfe der 

Komintern nach leninistischen Richtli

nien aufgebaut, an denen sich bis heute 

prinzipiell nichts geändert hat. GMD 

und KPCh unterscheiden sich also kei

neswegs in ihrer organisatorischen 

Struktur, sondern nur in ihren Zielset

zungen, indem nämlich die KPCh mar

xistische, die GMD aber mit ebensol

cher Entschlossenheit antimarxistische 

Ziele verfolgt. Beide ähneln sich dann 

allerdings wiederum darin, daß sie sich 

gleichermaßen einer Ziviltheologie - 

hier den "Mao-Zedong-Ideen", dort 

der Sanminjuyi - verschrieben haben 

und insofern viel Ideologie mit im Ge

päck führen.

Die Pluralismusfeindschaft führt i.ü. 

dazu, daß nicht nur in der VR China, 

sondern auch in den anderen metakon

fuzianischen Gesellschaften Asiens das 

Einparteiensystem vorherrscht - in den 

beiden Koreas, in Singapur, Taiwan, 

Vietnam und sogar in Japan. Zwar gibt 

es dort überall auch Konkurrenten zur 

"Staatspartei", doch sie haben nichts 

(oder allenfalls nur vorübergehend) zu 

sagen - und gelten übrigens darüber 

hinaus in der VRCh lediglich als "Mas

senorganisationen", die als solche (man 

denke an die acht nichtkommunisti

schen Parteien) der KPCh-Führung 

unterstehen!

52.1.4

Zentralismus

Obwohl die Volksrepublik China in 

den ersten Jahren ihres Bestehens in 

fast allen Belangen des politischen Le

bens das Vorbild der Sowjetunion zu 

kopieren versuchte, dachte doch offen

sichtlich niemand auch nur einen Au

genblick daran, die sowjetischen Re

gionalgliederungsbestimmungen zu 

übernehmen.

Nach Art.13 der sowjetischen Verfas

sung (SV) von 1936 ("Stalinverfas- 

sung") war die UdSSR ein "Bundes

staat, gebildet auf der Grundlage frei

williger Vereinigung von 15 gleichbe

rechtigten sozialistischen Sowjetrepu

bliken", die ergänzt wurden durch wei

tere "Autonome" Minderheitenrepu

bliken und "Autonome Gebiete" (Art. 

22-29 S.V.). Art.14 SV grenzte die 

Rechte der Union und der einzelnen 

Republiken enumerativ (Ziff.a-x) ge

geneinander ab und erklärte die Repu

bliken für souverän, soweit die Union 

nicht ausdrücklich für den einen oder 

anderen Belang zuständig sei. Im Ver

hältnis zwischen Union und Republi

ken herrschte also der Grundsatz der 

Subsidiarität (Art. 15 SV). Auch hatte 

jede Republik ihre eigene (der Union 

allerdings stark ähnelnde) Verfassung 

(Art.16). Gemäß Art.17 stand jeder 

Unionsrepublik auch das "Recht des 

freien Austritts aus der UdSSR" zu - 

nur theoretisch freilich, aber immer

hin war eine solche Möglichkeit nicht 

von vornherein ausgeschlossen! Ferner 

hatte gern. Art.18a SV jede Unionsre

publik das Recht, unmittelbare Bezie

hungen zu auswärtigen Staaten aufzu

nehmen, mit ihnen Abkommen zu 

schließen und diplomatische sowie 

Konsularvertreter auszutauschen (in 

der Praxis wurden auf diese Weise die 

Ukraine und Weißrußland stimmbe

rechtigte Mitglieder der UNO-Vollver

sammlung!).

Die begrifflich präzise Unterscheidung 

zwischen Union und Sowjetrepubliken 

spiegelte sich auch in den höchsten 

Staatsorganen wider; so gliederte sich 

beispielsweise das höchste Organ der 

Staatsgewalt, der Oberste Sowjet, in 

zwei Kammern auf, nämlich in den 

"Unionssowjet", dessen Abgeordnete in 

gleich großen Wahlkreisen von der ge

samten Unionsbevölkerung und in den 

"Nationalitätensowjet" (Art.37 SV), 

dessen Mitglieder lediglich von der je

weiligen Republikbevölkerung gewählt 

wurden.

Diese eigenartige föderalistische Struk

tur ging auf die Verfassung der 

Schweizer Eidgenossenschaft zurück, 

die Lenin während seines Züricher 

Exils kennengelernt hatte. Das Schwei

zer Bundesparlament, die "Bundesver

sammlung", besteht ja ebenfalls aus 

zwei Kammern, und zwar dem "Natio

nalrat", der direkt vom Volk gewählten 

Volksvertretung, und aus dem "Stände

rat", der sich aus je zwei Repräsentan

ten der 22 Kantone rekrutiert. Auch 

der Wortlaut des Art.13 SV, demzufol

ge sich jeder Bundesstaat der Union 

"freiwillig" angeschlossen hat, ging auf 

jenes schweizerische Selbstverständnis 

zurück, demzufolge der Bund der Eid

genossen allmählich von unten nach 

oben durch freiwilligen Beitritt zur 

Eidgenossenschaft (und nicht etwa 

durch erzwungene Vereinheitlichung) 

entstanden ist.

All diese Konstruktionen haben die 

chinesischen Kommunisten, die doch 

in den frühen 50er Jahren sonst alles 

Sowjetische nachgebetet haben, nicht 

im mindesten beeindruckt. Vielmehr 

bekannte sich die VR China von vorn

herein zu einem Zentralismus ohne 

Wenn und Aber. Der eigentliche 

Grund dafür lag auf der Hand: 2.000 

Jahre zentralistischer Tradition konn

ten selbst von den innovationsbedach

ten "Revolutionären" nicht einfach 

weggewischt werden.

Nirgends in den bisherigen vier Ver

fassungen der Volksrepublik war daher 

von einer "freiwilligen Vereinigung" 

der Provinzen oder Regionen die Re

de. China verstand sich eben nicht als 

"Eidgenossenschaft", deren einzelne 

Teile sich "von unten her" zusammen

geschlossen haben, sondern trat viel

mehr von Anfang an als ein "von oben" 

geeinter Gesamtverband auf (man 

denke hier vor allem an die Argumen

tation gegenüber Tibet!), in dem die 
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einzelnen "nationalen Minderheiten" 

allerdings "gleichberechtigt" seien (so 

z.B. Art.4, Abs.2 der Verfassung von 

1954 und Art.4 der Verf. von 1982). 

Von Anfang an gab es deshalb in der 

VRCh auch keine generell oder enu- 

merativ ausgestalteten Zuständigkeits

abgrenzungen zwischen Gesamtstaat 

und Untereinheiten. Selbst in Minder

heitengebieten mit "nationaler Auto

nomie" können die örtlichen Staatsor

gane ihre Rechte nur "im Rahmen der 

ihnen gesetzlich übertragenen Befug

nisse ausüben".

Ferner wurde den chinesischen Provin

zen, anders als den Republiken der 

UdSSR, von vornherein keine Mög

lichkeit zum Erlaß einer eigenen Ver

fassung eingeräumt. Auch wäre es dem 

chinesischen Gesetzgeber niemals in 

den Sinn gekommen, die Möglichkeit 

eines Austrittsrechts aus dem Gesamt

verband auch nur anzudeuten. Viel

mehr heißt es z.B. in Art.4, Abs.4 der 

Verfassung von 1982, daß "alle Regio

nen mit nationaler Autonomie un

trennbare Bestandteile der VRCh sind".

Schließlich fehlt es in der chinesischen 

Verfassungsordnung an Regelungen, 

die es einzelnen Provinzen gestatteten, 

von sich aus unmittelbare Beziehungen 

zu auswärtigen Staaten aufzunehmen. 

Vielmehr liegt die gesamte auswärtige 

Gewalt bei der Zentrale.

Angesichts des im Reich der Mitte so 

selbstverständlichen Zentralstaatsge

dankens bedurfte es auch keiner aus

drücklichen Bestimmung des Inhalts, 

daß Zentralrecht das Recht autonomer 

Einheiten "bricht". Überflüssig auch 

der Hinweis, daß den Bürgern der ein

zelnen regionalen Einheiten eine ein

heitliche Staatsbürgerschaft der VR 

China zustehe. Eine solche Regelung 

versteht sich im chinesischen Kontext 

ohnehin von selbst.

Was den Aufbau der Staatsorgane an

belangt, so zeigte sich der Unterschied 

zur UdSSR von Anfang an darin, daß 

beim NVK, anders als beim Obersten 

Sowjet, keine zwei Kammern bestehen. 

Vielmehr werden die Abgeordneten 

für den NVK einheitlich gewählt.

Insgesamt trat der zentralistische Cha

rakter der Volksrepublik im Vergleich 

zum Verfassungszustand der UdSSR 

schon in den 50er Jahren mit unver

wechselbarem Eigenprofil zutage:

- Vor allem gab es keine Unterteilun

gen in Form von "Gliedstaaten" mit ei

ner jeweils höchsten unabgeleiteten 

Staatsgewalt (Souveränität). Anders 

auch als in der Bundesrepublik 

Deutschland, wo die Länder dem Bund 

rechtlich keineswegs unterworfen sind, 

sondern originäre Staatsgewalt besit

zen und der Zentrale koordinativ ge

genübertreten, herrschte in der VR 

China a priori ein klares Unterwer

fungsverhältnis der Provinzen und Re

gionen gegenüber dem Gesamtstaat. 

Selbst "Autonome" - d.h. Minderhei

ten-Gebiete - stehen zur Zentrale nicht 

in einem Koordinations-, sondern in 

einem Subordinationsverhältnis. Aller

dings haben die Nationalitäten das 

Recht, ihre eigene Sprache und Schrift 

zu verwenden und ihre Sitten und Ge

bräuche beizubehalten (Art.4, Abs.4 

und Art. 121 Verfassung 1982). Außer

dem bestehen noch gewisse Eigenrech

te bei der Verwaltung der Finanzen, 

beim Erlaß von Sondervorschriften, im 

Erziehungs- und Gesundheitswesen, 

bei der Aufstellung eigener lokaler Si

cherheitstruppen und bei der Rekru

tierung eigener Kader.81 Im übrigen 

gilt jedoch nach wie vor der Grundsatz, 

der nirgends so deutlich ausgesprochen 

wurde wie in der "kulturrevolutionä

ren" Verfassung vom 17Januar 1975, 

daß nämlich "der Großnationalitäten

chauvinismus ebenso zu bekämpfen ist 

wie der Lokalnationalismus" (Art.4, 

Abs.2): erneut ein Bekenntnis zum 

Gleichgewicht! Sogar die "Autonomie

rechte" stehen den einzelnen Minder

heiten letztlich nicht originär zu, son

dern leiten sich ihrerseits von der Ge

walt des Zentralstaats ab.

- Ferner besitzen die 30 Einheiten auf 

Provinzebene als solche keine eigenen 

Vertretungsorgane bei der Zentrale. 

Theoretisch steht ihnen nicht einmal 

ein Veto bei der Gesetzgebung, bei ei

ner Verfassungsänderung oder einer 

Neugliederung der Regionen zu. Viel

mehr gibt es nur eine einzige Gesetz- 

gebungs-, Justiz- und Verwaltungsho

heit - nämlich die der Zentrale! Aller

dings besitzen die einzelnen Ebenen, 

angefangen von den Provinzen über 

die Kreise bis hinunter zu den Ge

meinden (xiang) ihre eigenen Volks

vertretungsorgane und Verwaltungs

ausschüsse. Doch können diese 

"Volkskongresse" und "Volksregierun

gen" (renmin daibiao, renmin zhengfu) 

[67] (Art.95, Verf. 1982) ihre Machtbe

fugnisse nur in der vom Gesetz (d.h. 

von der Zentrale) festgelegten Rah

menordnung wahrnehmen (Art.99). 

Darüber hinaus sind die lokalen Volks

regierungen aller Ebenen, wie es heißt, 

Diener zweier Herren, nämlich einer

seits der lokalen Organe der (zentra

len) Staatsmacht und andererseits der 

lokalen Organe der Staatsverwaltung 

der jeweiligen Ebene (Art.105).

Auch hier kommt der Subordinations

charakter wiederum überdeutlich zum 

Ausdruck.

Nach der Verfassungstheorie ist die 

VRCh also ein typischer Einheitsstaat, 

der sich defmitorisch unmißverständ

lich von allen Kriterien eines "föderali

stischen Bundesstaates" distanziert hat.

Was im Wortlaut der bisherigen vier 

Verfassungen allerdings nicht zum 

Ausdruck kommt, ist der allzeit im 

Hintergrund lauernde Regionalismus 

sowie die empirisch nachprüfbare Tat

sache, daß spätestens seit Beginn der 

80er Jahre auch im politischen Alltag 

Chinas wieder kraftvolle Dezentralisie

rungstendenzen im Gange sind, die ih

ren Niederschlag nicht nur im tägli

chen Handeln, sondern sogar in 

Rechtsnormen finden - und so der 

Verfassungstheorie immer wieder "ein 

Schnippchen schlagen".

Daß es sich beim Regionalismus nicht 

nur um ein Echo aus längst vergange

ner Zeit, sondern um eine bis heute 

wirksame Dauerkonstante handelt, 

läßt sich auch am geschichtlichen Ver

lauf Chinas ablesen, wie er sich nach 

dem Untergang des Kaiserstaats dar

stellt:

Kaum nämlich war die Proklamations

erklärung der "Republik China" vom 

1.1.1912 verhallt, da begann sich der 

neue Staat auch schon in seine Teile 

aufzulösen, wobei sog. "Kriegsherren" 

(junfa) [68] als treibende Kräfte her

vortraten. Es dauerte immerhin bis 

1926/27, ehe im Zuge des sog. "Nord

feldzugs" (beifa) [69] einige der füh

renden süd- und zentralchinesischen 

Warlords ausgeschaltet und in Nanjing 

die Voraussetzungen für eine "überar

beitete" Republik China geschaffen 

werden konnten, deren Machtbereich 

allerdings auch nur auf das Yangzi-Tal 

und eine Reihe von zentralchinesi

schen Küstenstädten beschränkt war, 

auch wenn die Jiang Jieshi-Führung 

mit geschickter Propaganda den An

schein einer energischen neuen Zen

tralstaatlichkeit zu vermitteln wußte.
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Da bereits 1937 der japanische An

griffskrieg gegen China begann, blieb 

der Guomindang der Beweis erspart, 

daß es ihr möglich gewesen wäre, ihre 

Rezentralisierungversprechen auch 

wirklich einzulösen.

Auch nach der Niederlage der Japaner 

blieb China noch eine Zeitlang geteilt - 

diesmal in zwei Machteinflußsphären, 

nämlich einen GMD- und einen 

KPCh-Bereich. Erst nach Beendigung 

der Bürgerkriegsauseinandersetzungen 

von 1946 bis 1949 konnte unter der 

Führung der sinokommunistischen 

Sieger die "Normalität", nämlich der 

zentrale Einheitsstaat, wiederherge

stellt werden.

Allerdings traten auch jetzt schon bald 

wieder Spannungen zwischen der Zen

trale und den Regionen zutage: kein 

Geringerer als Mao Zedong trug die

ser Entwicklung in einer seiner wich

tigsten Politbüro-Reden Rechnung, die 

er am 25A.pril 1956 hielt, und die un

ter dem Thema "Über die Zehn gro

ßen Beziehungen" stand (lun shi da 

guanxi) [70].82 Das Verhältnis zwi

schen der Zentrale und den lokalen 

Ebenen wurde hierbei an vierter Stelle 

genannt. Ganz im Gegensatz zu sei

nem sonstigen Sprachgebrauch benutz

te Mao allerdings nicht den Terminus 

"Widersprüche" (maodun) [71] - um 

solche handelte es sich nämlich! - son

dern bevorzugte den wesentlich ver

söhnlicheren Ausdruck "guanxi": Es 

war dies eben damals eine Periode, in 

der Harmonie und Versöhnung statt 

Widerspruch und Klassenkampf ange

sagt waren. Freilich herrschte dieser 

Ton nur noch kurze Zeit vor, um dann, 

bereits 1958, im Zeichen der "Rechts

abweichlerkampagne", einer neuen 

klassenkämpferischen Redeweise Platz 

zu machen, die bis zum Tode des Vor

sitzenden i.J. 1976 nicht mehr aus der 

offiziellen Kommunikationspolitik ver

schwand!

Besondere Sprengkraft begannen die 

"Widersprüche" zwischen Zentrale und 

Regionen aber dann nach dem Tode 

Maos, vor allem mit Beginn des Re

formkurses zu entfalten, als nämlich 

die wirtschaftlich wesentlich effiziente

ren Südostregionen dem übrigen China 

innerhalb weniger Jahre auf und davon 

eilten. Vor allem die "Fünf Küstendra

chen" Guangdong, Fujian, Zhejiang, 

Jiangsu und Shanghai dachten nun gar 

nicht mehr daran, auch jetzt noch auf 

die Interessen des Reichsganzen Rück

sicht zu nehmen. Lange genug hatten 

sie für den schwerfälligeren Teil Chi

nas Opfer gebracht; sollten die "Rest- 

Gebiete" doch sehen, wie sie künftig 

selbst zurechtkamen!

Kein Wunder, daß schon Anfang der 

90er Jahre überall kräftige Absetzbe

wegungen im Gange waren, die zwar 

nicht auf administrative Abkoppelung, 

wohl aber auf wirtschaftliche Entkop

pelung hinausliefen.83

Auch für die Regionen sollte nun gel

ten, was das offizielle Beijing längst für 

Einzelpersonen verlangt hatte, daß 

nämlich nicht alle "aus demselben gro

ßen Reisnapf aßen" (chi da guofan) 

[72], sondern daß "für jedes Essen je

weils ein besonderer Ofen aufgestellt 

werde" (fenzao chifan) [73], Ganz in 

diesem Sinne hatten die besonders un

abhängigkeitsbedachten Provinzen Fu

jian und Guangdong mit der Zentrale 

bereits einige Jahre früher regional

spezifische Steuerabgabenvereinba

rungen aushandeln und sich dadurch 

ein zusätzliches Stück Freiheit gegen

über den anderen regionalen "Konkur

renten" sichern können.84

Zur Speerspitze der Regionalisierungs

und Absetzbewegungen entwickelte 

sich Guangdong, genauer gesagt die 

Stadt Guangzhou und das Perlflußdel

ta sowie die dort seit 1979 ausgebauten 

"Wirtschaftssonderzonen" (Shenzhen!) 

und Industrieparks (Shekou!) [74].

Zu Beginn der 90er Jahre wollte auch 

Shanghai nicht länger auf der Stelle 

treten, sondern setzte zur Aufholjagd 

an, wobei die neugegründete WSZ Pu

dong die Hauptschubkraft liefern soll

te.

Die mit dem Wettrennen Shanghai- 

Guangzhou einhergehende Regionali

sierung heizte auch die Konkurrenz 

zwischen den anderen Provinzen neu 

an, vor allem zwischen den Regionen 

der Küste und des Hinterlands, welch 

letztere sich schon seit einiger Zeit in 

eine Aschenputtel-Situation versetzt 

sahen. Kein Wunder, daß sich unter 

diesen Umständen neue Fronten her

auszubilden begannen, nämlich auf der 

einen Seite die unabhängigkeitsbe

strebten reichen Südprovinzen, die 

normalerweise zwar gegeneinander ar

beiteten, aber immer dann, wenn es 

gegen die Zentrale ging, wie Pech und 

Schwefel zusammenhielten, auf der 

anderen Seite aber die wirtschaftlich 

zurückgebliebenen Regionen, die in ih

rer bedrängten Situation einen Ver

bündeten suchten, der den weiteren 

Entkoppelungsversuchen der "Rei

chen" ebenfalls einen Riegel vorschie

ben wollte, nämlich die Zentrale.

Was Mao Zedong bereits in den 50er 

Jahren noch als "Beziehungen" be

zeichnet hatte, war spätestens jetzt zu 

einem wirklichen "Widerspruch" ge

worden: Der arme "Westen" kämpfte 

gegen den "reichen" Südosten, um es 

vereinfacht auszudrücken!

Zustände dieser Art hatten nun aller

dings mit dem Bild, wie es in der Ver

fassung vorgezeichnet ist, kaum noch 

etwas gemein. Beijing mußte sich fra

gen, wie es weitere Abkapselungs- und 

Abdriftungstendenzen verhindern 

konnte. Drei potentielle Instrumente 

standen ihm dafür zur Verfügung, die 

macht-, sozial- und finanzpolitischer 

Art waren:

- Der Einsatz von Machtmitteln, auch 

militärischer Art, ist zwar nicht neu in 

der chinesischen Geschichte, hätte sich 

aber angesichts der subtilen Entkoppe

lungspolitik der Südostprovinzen letzt

lich als stumpfe Waffe erwiesen. So 

blieb der Beijinger Führung nichts an

deres übrig, als zu feineren Instrumen

te zu greifen: zu diesem Zweck erließ 

sie erstens am lO.November 1990 ein 

Zirkular, in dem die Beseitigung "re

gionaler Blockaden", d.h. die Aufhe

bung von tarifären und nichttarifären 

Hindernissen einzelner Provinzen ver

langt wurde.85 Vor allem sollte es den 

einzelnen Regionen verboten werden, 

Zollstationen zu den Nachbarprovin- 

zen hin zu errichten! Zweitens wurden 

"Kampagnen gegen Korruption" einge- 

leitet, und drittens Versuche gestartet, 

einige besonders einflußreiche "Pro

vinz-Könige" nach Beijing "hochzulo

ben". Besonders bekannt geworden ist 

in diesem Zusammenhang die Kam

pagne gegen den Provinzgouverneur 

von Guangdong, Ye Xuanping, der 

durch den Beijing-treuen Spitzenkader 

Yuan Mu ersetzt werden sollte. Das 

Ringen zwischen beiden Seiten dauerte 

vier Jahre, von 1985 bis 1989, und führ

te schließlich zu einer ambivalenten 

Zwischenlösung: zwar gelang es der 

Beijinger Führung, den sich hartnäckig 

wehrenden Ye zum Stellvertretenden 

Vorsitzenden der Konsultativkonferenz 

in Beijing zu "befördern", doch hatte 

die Zentrale andererseits nicht genü

gend Durchsetzungsvermögen, um nun 
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auch noch Yuan Mu an seine Stelle zu 

setzen. Statt dessen kam hier ein re

gionaler Kandidat zum Zuge!86

- Darüber hinaus versuchte Beijing, 

dem Zentrifugalisierungsprozeß mit 

strukturpolitischen Gegenmaßnahmen 

Einhalt zu gebieten: Da die Vertikal

methode, nämlich die zentrale Umver

teilung der Mittel via Staatshaushalt, 

angesichts leerer Kassen nicht mehr 

funktionierte, hielt sich Beijing an ein 

eher horizontales Verklammerungs

konzept, indem es nämlich versuchte, 

den jeweiligen Küstenstädten die Ver

antwortung für die Entwicklung ihrer 

Hinterlandsregionen aufzubürden, so 

z.B. dem dynamischen Shanghai die 

Yangzi- und dem quirligen Guangzhou 

die Perlfluß-Region. Versuche dieser 

Art, die Entwicklung "flußaufwärts" 

voranzutreiben, ließen sich allerdings 

wiederum nur durchsetzen, wenn die 

Reichen an der Küste auch wirklich 

mitziehen wollten!

- Als ähnlich ambivalent erwies sich 

die dritte Disziplinierungsmöglichkeit, 

nämlich die Festlegung von Finanzauf

teilungsmodellen: hier hatte es seit den 

frühen 80er Jahren ohnehin Privilegien 

für die beiden Provinzen Guangdong 

und Fujian gegeben, denen sich 1988 

schließlich auch noch Shanghai an

schließen konnte. Da Steuern in den 

jeweiligen Provinzen vereinnahmt und 

erst von dort an die Zentrale abgeführt 

werden, befinden sich die Provinzen 

allemal in einer starken Verhand

lungsposition gegenüber Beijing - und 

wissen diese Stärke zur Verärgerung 

der zentralen Führung auch reichlich 

zu nutzen!

Die Wohlhabenden werden im Zei

chen dieses Ringens nicht etwa ärmer, 

sondern noch reicher!87

Die "Tiananmen-Ereignisse" vom Juni 

1989 schienen der Zentrale eine neue 

Chance zu liefern, dem Regionalisie

rungsprozeß nun energischer entge

genzutreten und dem Zurückgleiten in 

die "Wirtschaftsform der Lehnsfürsten" 

(zhuhou jingi) [76] Einhalt zu gebieten. 

Man wolle, hieß es nun in Beijing, 

nicht länger eine Entwicklung hinneh

men, die wieder zurückführe zu einer 

"Herr en-V asallenwirtschaft", welche 

von "30 großen Feudalprinzen" (Pro

vinzeinheiten!), "300 Mittelprinzen" 

(Bezirken) und "3.000 Kleinen Prinzen" 

(Kreise und Städte!) betrieben wer

de.88

Statt dessen solle die chinesische Wirt

schaft wieder in ein einheitliches 

"Schachbrett" (qipan) [77] mit über

schaubaren Feldern und manipulierba

ren Positionsmustern zurückgebildet 

werden.

Angesichts des regionalen Eigenprofils 

und der robusten Wirtschaftskraft, die 

sich in der Zwischenzeit bei den fünf 

"Großprinzen" an der Südostküste her

ausgebildet hatte, war eine solche Ziel

setzung freilich nicht sehr viel mehr als 

Wunschdenken. Auch der "Zehnjah

resperspektivplan" für die wirtschaftli

che und soziale Entwicklung, wie er 

beim 7.Plenum des XIII.ZK im De

zember 1990 verabschiedet wurde, 

konnte, all seinen Anti-Regionalklau

seln zum Trotz, das Rad der Geschich

te nicht mehr zurückdrehen.

Gleichwohl bleibt das Denken in Zen

tralisierungskategorien für die politi

sche Kultur Chinas wie eh und je kon

stitutiv! Die Geschichte hat hier allzu 

tiefe Schneisen geschlagen!

522

Machtorgane

Die Grundschemata des Aufbaus der 

traditionellen Staatsorgane waren von 

stupender Einfachheit - und wiesen ei

ne noch erstaunlichere Überlebensfä

higkeit auf.

Die Zentralorgane gliederten sich nach 

dem 3:6:1- und die Regionalorgane 

nach dem l:3:l-Schema. Es handelte 

sich hier also, um dies stichwortartig 

noch einmal aufzuführen, um die "Drei 

Sheng-Ämter, die sechs Ministerien 

und das Zensorat sowie um die Zen

trale, die drei Regionalgliederungen 

(Provinzen, Präfekturen, Kreise) und 

die darunter liegende (de facto-) 

"Selbstverwaltungs"-ebene.

Verglichen mit diesen verblüffend 

simplen Traditionsmustern nimmt sich 

die Organstruktur der VR China ge

radezu chaotisch aus, und wohl in kei

nem anderen Bereich hat sich das poli

tische Leben der Neuzeit so himmel

weit von den traditionellen Vorbildern 

abgesetzt, wie gerade bei der organisa

torischen Ausgestaltung.

Zwar sind die regionalen Institutionen 

denen der Tradition nach wie vor 

ziemlich ähnlich - zumindest prima fa- 

cie, insofern nämlich auch jetzt noch 

die l:3:l-Gliederung vorherrscht (Zen- 

trale-Provinzen-Kreise-Gemeinden-

Selbstverwaltungsebene), doch wird 

bei genauerem Hinsehen bereits deut

lich, daß sich die Regionalgliederungen 

inzwischen verschoben haben und eine 

Stufe weiter "nach unten gerutscht" 

sind: Während in der Kaiserzeit der 

Staat bereits auf Kreisebene endete, 

reicht er jetzt bis zur Gemeindeebene 

hinunter, so daß die Sphäre der Selbst

verwaltung heutzutage weitaus tiefer 

angesetzt ist als in den vergangenen 

Jahrhunderten (Art.30, Verf. 1982) 

(manchmal ist auch von einem 1:4:1- 

Schema die Rede, wobei zu den drei 

erwähnten Regionalebenen noch der 

Bezirk - qu, oder diqu [78] - mit hinzu

gerechnet wird).

Was andererseits die Spitzengliede

rungen der Zentrale anbelangt, so las

sen sich nicht einmal noch äußerliche 

Gemeinsamkeiten feststellen. Zwar ist, 

wie schon in der Vor-Ming-Zeit, die 

"Staatskanzlei" (in diesem Fall: der 

"Staatsrat", guowuyuan) [79] wieder

eingeführt und damit ein oberstes re

gierungsoffizielles Leitungsorgan für 

die Ministerien installiert worden, 

doch fehlt es darüber hinaus an Orga

nen, die den übrigen sheng-Ämtern 

auch nur von fern glichen - kein Wun

der, da es ja keinen Kaiser mehr gibt, 

sondern an seiner Stelle mehrere Ein

zelpersönlichkeiten sowie das Politbü

ro und das ZK den Ton angeben, die 

sich jeweils eigene Apparate zugelegt 

haben. Auch die Ausgestaltung der 

staatlichen Organe läßt jedes Dejä-vu 

vermissen: So wäre es, um hier nur ein 

Beispiel zu erwähnen, nahezu absurd, 

allen Ernstes des Staatspräsidenten mit 

dem traditionellen Huangai in Paralle

le zu setzen, zumal ja die Position des 

Präsidenten "zwischendurch", d.h. von 

1967 bis 1982, kurzerhand aus dem 

Verfassungsleben gestrichen und per

sonell überhaupt nicht mehr besetzt 

worden war!

Auch von den alten "Sechs Ministerien" 

sind so gut wie keine Spuren zurück

geblieben. Ressorts wie das Ritenmini

sterium haben sich ohnehin überlebt, 

während die Aufgaben der anderen 

fünf Ministerien inzwischen auf alle 

möglichen Ministerien, Kommissionen 

und sonstige, direkt dem Staatsrat un

terstellte Ämter übergegangen sind.

Der moderne "Staatsrat" (guowuyuan), 

der sich seit 1954 eine Zeitlang aus 

zwei bis drei Dutzend Ministerien und 

etwa einem halben bis einem Dutzend 

Kommissionen zusammensetzte (die
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Zahl schwankte im Lauf der Zeit er

heblich), ist inzwischen allerdings, zu

mindest was die Zahl der Ressorts an

belangt, wieder schlanker geworden, 

nachdem sich zahlreiche Wirtschafts

ministerien in den 80er Jahren in Kon

zerne umgewandelt haben, die weniger 

bürokratischen, als vielmehr Manage

ment-Gesichtspunkten zu folgen versu

chen - man denke beispielsweise an 

das ehemalige Schiffbauressort oder an 

das halbe Dutzend Maschinenbaumini

sterien.

Bis zu ihrer Auflösung waren die Fach

ressorts, allen voran die wirtschaftsbe

zogenen Einheiten, keine 'Ministerien” 

im westlichen Sinne, sondern eher 

Konzernleitungen, deren Zuständig

keitswirrwarr dem Außenstehenden 

allerdings häufig Kopfzerbrechen be

reitete. So gehörte beispielsweise die 

Produktion für bestimmte Wassertur

binen nicht etwa, wie man hätte erwar

ten können, zum Ministerium für Be

wässerungsfragen und auch nicht zu 

einem der zahlreichen Maschinen

bauministerien, und schon gar nicht 

zum Energieressort, sondern zum Mi

nisterium für Metallurgie, soweit näm

lich der mit den Turbinen erzeugte 

Strom für Alumiumgewinnung Ver

wendung fand.

Im Gegensatz dazu glichen die "Kom

missionen" - organisatorische Relikte 

aus der Yan’an-Zeit - eher westlichen 

Ministerien.

Die Ministerpräsidenten allerdings 

kamen dem Bild des traditionellen 

Staatskanzlers ausnahmsweise etwas 

näher als die von ihm verwalteten Res

sorts den alten Ministerien. Die "Kanz

ler" waren schon im China der Kaiser 

machtvolle Gestalten und sind es auch 

in der Volksrepublik geblieben - man 

denke an Zhou Enlai (1949 bis 1975), 

Hua Guofeng (1975 bis 1980), Zhao 

Ziyang oder aber Li Peng.

Ein chinesischer Ministerpräsident hat 

nicht nur den politischen und admini

strativen Aufgabenbereich eines Pre

mierministers westlichen Zuschnitts zu 

bewältigen. Er ist darüber hinaus (oder 

war es zumindest lange Zeit) oberster 

Planungschef in Wirtschaftsangelegen

heiten, Chef der staatlichen Landwirt

schaftsfarmen, oberster Banker, höch

ste Instanz des Wissenschaftsmanage

ments, oberster Richtliniengeber für 

die staatlich gelenkte Presse und dar

über hinaus auch de facto oberste Ge

richtsinstanz und oberster Staatsan

walt.

Erst die Autonomiebewegung, die in 

den 80er Jahren zur Unabhängigkeit 

vieler Betriebe - und teilweise auch zur 

Trennung von Behörden und KP- 

Gremien - geführt hat, ließ diesen na

hezu unbeschränkten Zuständigkeits

bereich etwas zusammenschrumpfen. 

Im Jahre 1993 gab es 9 Kommissionen, 

29 Ministerien, 2 Organe auf Ministe- 

rialebene (Volksbank und Rechnungs

hof) sowie etwa zwei Dutzend Arbeits

organisationen direkt unter dem 

Staatsrat, sei es nun die Nachrichten

agentur Xinhua, die Akademie der 

Wissenschaften, das Staatsbüro für 

Meteorologie oder das staatliche Büro 

für Tourismus.89

Und die Parallele zum Zensorat?

Hier hat sich in der Volksrepublik kein 

eigener Apparat mit demonstrativ her

ausgehobenen Kontrollbefugnissen 

entwickeln können. Vielmehr sind die 

Aufsichts- und Kontrollmechanismen 

auf mehrere Institutionen übergegan

gen. Angesichts des Führungsmono

pols der KPCh sowie des Instrumen

talcharakters von Staat, Armee und 

Massenorganisationen konnte dies 

auch gar nicht anders sein, da der Par

tei ja nicht nur Führungs-, sondern 

auch Kontrollaufgaben zukommen. In

sofern hat sich hier ein gewisser Rück

schritt gegenüber den Institutionen der 

kaiserlichen Zeit ergeben, bei denen 

Führung, Ausführung und Kontrolle 

noch stark voneinander getrennt wa

ren.

Häufig haben die volksrepublikani

schen Medien mit einem gewissen 

Stolz betont, daß das Konzept der Ge

waltentrennung in einem Staat, der 

vom "Volk", d.h. von den Angehörigen 

der arbeitenden Klasse, getragen wird, 

überflüssig sei. Ein solcher Staat habe 

die Einheit des Volkes - und nicht etwa 

institutionelles Mißtrauen in Form 

einander ausbalancierender Gewalten - 

zum Ausdruck zu bringen.

Hatte das Zensorat durchaus noch die 

Möglichkeit gehabt, einen Kaiser ins 

Gebet zu nehmen, so wäre dergleichen 

nach 1949, vor allem aber im Zeichen 

des kulturrevolutionären Spätmaois

mus undenkbar gewesen: welch ein 

Rückschritt gegenüber der Tradition!

Gleichwohl vollzieht sich Kontrolle, 

wie bereits betont, nicht nur über ei

nen einzigen Kanal, sondern ist auf 

mehrere Instanzen verteilt, so daß sich 

trotz aller Verflochtenheit am Ende 

doch wieder die Möglichkeit einer Ba

lance einstellt, auch wenn es hierbei 

seit 1949 extreme Ausschläge gegeben 

hat.

Systematisch lassen sich Partei-, 

Staats- und Militärkontrolle unter

scheiden:90

- Was zunächst die Parteikontrolle an

belangt, so beaufsichtigt der Apparat 

in dreifacher Weise, nämlich ganz all

gemein durch die Parteiausschüsse, 

ferner durch die "Parteigrundorganisa

tionen", d.h. die Zellen, nicht zuletzt 

aber auch durch eigene "Parteikon

trollausschüsse", die 1956 eingeführt, 

dann wieder abgeschafft und schließ

lich nach 1979 abermals zu neuem Le

ben erweckt wurden.

- Staatskontrolle vollzieht sich durch 

die Dreiheit von Polizei, Staatsanwalt

schaft und Gerichten. Das Ministerium 

für Öffentliche Sicherheit (gong’anbu) 

[80] beim Staatsrat steuert die Sicher- 

heits(polizei)-Amter auf allen Ebenen, 

wobei der Polizei nicht nur die klas- 

sisch-"negativen" Aufgaben der Gefah

renabwehr (Verbrechensbekämpfung 

etc.) obhegen, sondern auch "positive" 

Aufgaben wie Propaganda, Registrie

rung, Statistik und - bis 1979 - auch die 

formelle Überwachung der sog. 

"Schlechten Elemente" (d.h. der 

Grundherren, Reichen Bauern, Kon

terrevolutionäre sowie die der Rech

ten und der Schlechten Elemente).

Daneben steht das erst 1954 gegründe

te "Überwachungsministerium" (jian- 

chabu) [81], dem die Aufgabe obliegt, 

Amtsverstöße von Kadern aller Ebe

nen zu untersuchen und zu ahnden, vor 

allem Fälle von Korruption, Beste

chung und Amtsmißbrauch.9- Dieses 

Ressort, das zumindest seinen Befug

nissen nach dem traditionellen Zenso

rat noch am ehesten gleicht, war be

reits fünf Jahre nach seiner Gründung

- und zwar im Zuge der "Drei Roten 

Banner"-Kampagne - wieder abge

schafft, dann allerdings, nach Ablauf 

von 26 Jahren (!), am 2.Dezember 

1986 wieder eingerichtet worden. Lan

desweit unterhält es "Überwachungs

ämter" (jiancha jiguan) [82], bei denen 

die Bevölkerung Anzeigen gegen 

Amtsmißbräuche erheben kann.9-^

- Die Militärkontrolle schließlich ist 

ein Mittel, das auch jedesmal in Not- 

und Übergangszeiten Bedeutung er

langt hat, sei es nun in den Jahren un

mittelbar nach 1949 oder aber im Zei

chen der Kulturrevolution (1967 ff.).
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Neben diesen Kontrollbürokratien gibt 

es noch einen wohlorganisierten Ge

heimdienst, der sich auf vier Organe 

verteilt, und zwar auf zwei Staats- und 

zwei Parteiinstitutionen, nämlich auf 

das bereits erwähnte "Ministerium für 

Öffentliche Sicherheit", des weiteren 

auf das "Ministerium für Staatssicher

heit" (guojia anquanbu), drittens auf 

das "ZK-Ermittlungsbüro" (diaochabu) 

und nicht zuletzt auf die ZK-Kommis- 

sion für Politik und Recht (zhengfa 

weiyuanhui) [83] 93

All diese "Sonderdienste" (tewu) [84] 

haben allerdings kaum Gemeinsamkei

ten mit dem traditionellen Zensorat. 

Eine der Hauptaufgaben des "Ministe

riums für Staatssicherheit" besteht bei

spielsweise darin, Kontakte zwischen 

ausländischen Journalisten und der 

chinesischen Bevölkerung zu überwa

chen und dadurch an der Wahrung von 

"Staatsgeheimnissen" mitzuwirken. 

Dient das Ministerium eher der De

fensive, so das ZK-Ermittlungsbüro 

überwiegend der "Offensive" im Aus

land. Zu Beginn der Kulturrevolution, 

1966, entsandte diese Dienststelle bei

spielsweise Sonderagenten in sämtliche 

Botschaften der VRCh, um dort In- 

doktrinierungs- und Sanktionsaufgaben 

zu übernehmen. Im Anschluß an das 

Beijinger Massaker von 1989 dürfte es 

ähnliche Entsendungsaktivitäten gege

ben haben.

Die "ZK-Kommission für Politik und 

Recht" schließlich ist hauptsächlich 

Koordinationsinstrument für das ge

samte Sicherheits- und Geheimdienst

wesen. Offensichtlich hat dieses Gre

mium die Aufgabe, u.a. auch die ver

schiedenen Geheimdienste so zu kon

trollieren, daß sie der Spitzenführung 

nicht gefährlich werden können - auch 

dies eine Art Versuch der Balancepoli

tik! Man vergesse nicht, daß fast alle 

Reformer um Deng Xiaoping während 

der Kulturrevolution Opfer des Ge

heimdienstimperiums von Kang Sheng 

gewesen waren und daß es ihnen daher 

am Herzen liegen mußte, hier kein 

gegnerisches Monopol mehr aufkom

men zu lassen.

Wie wirkungsvoll die chinesischen Ge

heimdienste arbeiten können, ist im 

Zusammenhang mit den Studenten

demonstrationen vom Frühjahr 1989 

deutlich geworden: Kein ausländischer 

Fernsehfilm, der nicht ausgewertet, 

und kein auch nur halbwegs aktiv her- 

vorgetretetener Studenten- und Arbei

tervertreter, der von den Spitzeln nicht 

auf Video festgehalten oder aber foto

grafiert worden wäre. Die von Yang 

Shangkun im Zusammenhang mit dem 

Massaker aufgestellte "Gruppe 6/1" 

hatte am Ende eine schwarze Liste von 

rd. 10.000 Verdächtigen zur Verfü

gung, die sich bei der Verfolgung der 

"Konterrevolutionäre" trefflich verwer

ten ließ.94

In diesem Zusammenhang soll nicht 

unerwähnt bleiben, daß sich Geheim

dienste schlecht mit dem chinesischen 

Danwei-Denken vertragen: sind doch 

die Danweis, d.h. Grundeinheiten wie 

Nachbarschaften, Dörfer oder Fabrik

belegschaften, so sehr auf gegenseitige 

Sozialkontrolle geeicht, daß sich ein 

Geheimpolizist, tauchte er dort tat

sächlich einmal auf, wie ein Fremd

körper ausnähme - ja als solcher so

gleich entdeckt und belächelt würde.

Spionage- und Geheimdienste sind al

so nur im Transdanweibereich sinnvoll 

und können dort in der Tat auch wirk

same Dienste leisten.

In der VRCh hat das Zensorat also 

kaum Spuren hinterlassen, um so mehr 

dagegen in der Republik China - und 

hier wiederum auf Taiwan. Innerhalb 

der auf Sun Yixian zurückgehenden 

"Fünf-Gewalten-Verfassung", die auch 

in die Konstitution der Republik China 

von 1947 eingegangen ist, befindet sich 

bekanntlich auch ein sog. "Kontroll

yuan" (jiancha yuan) [85], der neben 

dem Gesetzgebungs-, dem Exekutiv-, 

dem Justiz- und dem Prüfungsyuan zur 

gegenseitigen Ausbalancierung der 

Gewalten beitragen soll. Wie bereits 

erwähnt, wurden die beiden traditio

nellen Aufgabenbereiche der Prü

fungsüberwachung und der Kontrolle 

von Sun den drei aus dem Westen 

übernommenen klassischen Gewalten 

hinzugefügt.

Heutzutage ist der Kontrollyuan neben 

der Nationalversammlung und dem 

Gesetzgebungsyuan eines von insge

samt drei Zentralparlamenten, deren 

Abgeordnete direkt vom Volk gewählt 

werden. Auch wenn der Kontrollyuan 

im Zeichen des drei Jahrzehnte dau

ernden Kriegsrechts nicht normal 

funktionieren konnte, hat sich sein Ei

gengewicht doch in dem Augenblick 

bemerkbar machen können, als die 

Demokratisierungsbewegung auf Tai

wan Boden unter die Füße bekam.

Zurück zur VRCh: Insgesamt gibt es in 

der reformerischen Verfassung von 

1982 sieben Staatsorgane, von denen 

der Staatspräsident, der Staatsrat und 

vielleicht auch noch die Zentrale Mili

tärkommission gewisse Parallelen zur 

Tradition aufweisen.

Neu und ohne traditionelle Vorgänger 

sind dagegen der "Nationale Volks

kongreß", die lokalen Volkskongresse, 

die Organe der Selbstverwaltung in 

Minderheitengebieten und die Justiz

organe. Volkskongresse konnte es in 

der Tradition schon deshalb nicht ge

ben, weil den "kleinen Leuten" keiner

lei "Herrschaft" zugestanden worden 

war. Diese lag vielmehr ausschließlich 

beim Kaiser! Freilich waren die 

"Volkskongresse" auch in der VRCh 

lange Zeit nicht sehr viel mehr als blo

ße Akklamationskulissen. Solange 

übrigens die KPCh mit Erfolg auf den 

Fortbestand ihres Führungsmonopols 

pocht, bleibt die "Volkssouveränität" 

nicht sehr viel mehr als ein bloßes Lip

penbekenntnis! Insofern gibt es zwi

schen dem nicht existenten Volkskon

greß der alten Zeit und dem "real exi

stierenden" modernen Kongreß dann 

doch wieder eine gewisse Ähnlichkeit - 

die Machtlosigkeit nämlich!

Von den im Traditionsteil (5.1.2) er

wähnten drei Dualismen sind auch im 

modernen politischen System nicht 

wenige Elemente lebendig geblieben, 

vor allem die Dauerspannung zwischen 

Zivil- und Militärapparaten (ausführ

lich dazu Teil 4.2 dieser Serie). Dane

ben haben sich auch immer wieder 

Ansätze zur Herausbildung von Inne

ren Kabinetten - und damit von Span

nungen zu den "äußeren Organen" er

geben (ausführlich dazu 3.2.1). Über

spitzt ausgedrückt hätte man auch hier 

eine Zeitlang von Widersprüchen zwi

schen Hof- und Staatsämtern sprechen 

können (ebenda).

523

Die Funktionsweise des Führungssy

stems der VRCh

Hauptcharakteristikum des "Nerven"- 

Systems der VR China - und damit der 

Dreiheit von Informationsbeschaffung, 

Beschlußfassung und Ausführungskon

trolle - ist, wie schon im traditionellen 

Reich der Mitte, das Vorherrschen ei

ner einzigen Partei, die dem Leitsatz 

des Konfuzius folgt, daß der "Edle ge

sellig, aber nicht parteiisch" ist (qun er 

bu dang) [86].95 Das Wort "Partei" soll
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te man in diesem Zusammenhang we

gen der negativen Bewertung, die ihm 

im konfuzianischen Sprachschatz zu

kommt, eher als "Clique" oder "Klün

gel" wiedergeben. Hand in Hand mit 

dem Postulat von der Einheit zwischen 

Regierung und Volk sowie zwischen 

Staat und Gesellschaft ging in den kon

fuzianischen Gesellschaften auch im

mer schon die Ablehnung von Grup

pierungen, die partikularistische Inter

essen vertreten.

Kein Wunder, daß auch heute noch 

nahezu alle metakonfuzianischen Staa

ten zum Einparteiensystem hin tendie

ren, und zwar nicht nur in den drei "re

alsozialistischen" Systemen Chinas, 

Nordkoreas und Vietnams, sondern 

auch in den fünf so ungemein wirt

schaftsfreundlichen und offiziell west

lich orientierten Gesellschaften Japans 

und der "Vier kleinen Tiger". Vor al

lem die Art und Weise, wie z.B. die 

singapurische "People’s Action Party" 

mit ihren Konkurrenzparteien in den 

vergangenen Jahrzehnten umgesprun

gen ist, spricht Bände. Nirgends wird 

hier gegnerischen Parteien Ehrlichkeit, 

Integrität oder auch nur die geringste 

Berechtigung eigenständiger Anliegen 

zugetraut! Auch in Japan hält die LDP 

seit ihrer Gründung i.J. 1955 (bis zum - 

voraussichtlich kurzzeitigen - "Inter

regnum einer Siebenparteien-Koalition 

i.J. 1993) permanent die Zügel in der 

Hand, und selbst in Taiwan haben die 

im Zuge einer rasch um sich greifen

den Demokratisierung neuentstehen- 

den Parteien einen schwierigen Stand 

gegenüber der nach wie vor omnipo

tenten Guomindang!

Was nun die VRCh anbelangt, so gibt 

es dort zwar acht offiziell anerkannte 

nichtkommunistische Parteien, doch 

sind diese bei näherem Hinblicken 

nichts anderes als bloße Massenorga

nisationen, die sich letztlich am Füh

rungsmonopol der KPCh zu orientie

ren haben, wenn sie nicht Gegenschlä

ge einstecken wollen. Dieser offizielle 

"Monopolismus" der Führungs- und 

Staatsorgane will freilich keineswegs 

besagen, daß es irn politischen System 

der VR China überhaupt keine Ne

benkräfte gibt, die auf die Informa

tionsbildung oder auf die Beschlußfas

sung einzuwirken vermögen. Wie 

schon im traditionellen China haben 

sich nämlich auch in der Volksrepublik 

zahlreiche informelle Gruppierungen 

und Seilschaften herausgebildet, die, 

welches sachliche Interesse sie auch 

immer vorschützen mögen, zumeist um 

eine bestimmte Persönlichkeit herum 

gruppiert sind, also immer noch den 

uralten Gesetzen des Personalismus 

gehorchen.

Dieser spezifische "Monopolismus" ist 

bei der nachfolgenden Betrachtung der 

"drei Nervenstränge" stets im Auge zu 

behalten.

523.1

Informationswesen

523.1.1

Gegentraditionen von Yan’an

Seit die sinokommunistische Revolu

tion i.J. 1927 von den Städten auf die 

Dörfer "wanderte", begannen sich auf 

ihrer Oberfläche schnell wieder die 

Fingerabdrücke traditioneller Bauern

revolutionen abzuzeichnen.

Vor allem wurden jetzt die Schranken 

zwischen Bürokratie und Bevölkerung, 

zwischen innerdienstlichem Schriftver

kehr und öffentlicher Propaganda, zwi

schen oben und unten sowie zwischen 

"innen" und "außen" radikal niederge

rissen. Das Informationswesen sollte, 

wie Mao Zedong in seinem Geleitwort 

zur Zeitschrift Kommunist vom 4.0k- 

tober 1939 betonte, in Zukunft "Mas

sencharakter" tragen96 und sich einer 

"volkstümlichen Sprache" bedienen.97 

"Tote Schablonen, hölzerne und abge

droschene Artikel" seien unbedingt zu 

vermeiden. Die Sprache müsse ernst

haft, gleichwohl aber auch auf Präzi

sion bedacht sein und sich einer "ver

hältnismäßig einheitlichen" Termino

logie bedienen. Noch viele Jahre spä

ter, nämlich 1949, beklagte Mao in die

sem Zusammenhang, daß es während 

der Bodenreform sogar Auffassungs

unterschiede darüber gegeben habe, 

was unter "Mittelbauern" und was un

ter "Großbauern" zu verstehen sei.98 

Die Informanten, also Kader, Schrift

steller, Künstler oder Lehrer, sollten 

sich nicht darauf beschränken, "vom 

Pferderücken aus die Blümlein auf der 

Erde zu betrachten", sondern "vom 

Pferd heruntersteigen und sich den 

Blumen zuneigen" (zou ma kan hua) 

[87].99

Die "richtigen Ideen der Menschen" 

fielen nicht vom Himmel, und sie seien 

auch nicht angeboren, sondern ergä

ben sich einzig und allein aus der ge

sellschaftlichen Praxis, d.h. aus dem 

"Produktionskampf, dem Klassen

kampf und dem wissenschaftlichen Ex

periment". Letztlich sei es immer wie

der das "gesellschaftliche Sein des 

Menschen", das von seinem Denken 

Besitz ergreife. Sobald die so entstan

denen "richtigen Ideen" einmal in die 

Köpfe der Massen eingegangen seien, 

verwandelten sie sich in eine "materiel

le Gewalt, welche die Gesellschaft und 

die Welt umgestaltet". Was aber ist 

"richtig"? Im allgemeinen sei "richtig", 

was Erfolg bringt, und falsch, was in 

Fehlschlägen endet. Zu einer richtigen 

Erkenntnis gelange man oft erst nach 

einer vielfachen Wiederholung und 

dem vielfachen Übergang von der Pra

xis zur Erkenntnis und wieder von der 

Erkenntnis zur Praxis.100 Ganz in die

sem Sinne wurden die Funktionäre 

während der Yan’an-Zeit systematisch 

hinunter an die "Produktionsfront" ent

sandt. Reste dieser Praxis lebten auch 

nach 1949 immer wieder auf, so die 

"Entsendung der Kader hinunter in die 

Dörfer und hinauf auf die Berge" 

(ganbu xia xiang shang shan) [88] in 

den 50er Jahren, das "dundian" [89] 

(wörtl.: sich zwecks Problemlösung an 

einen "Fleck hocken") in den frühen 

60er Jahren und die Entsendung in 

"Kaderschulen des 7.Mai" (wuqi gan- 

xiao) [90] in den späten 60er Jahren.

Ein solches "Hinuntersenden" von 

Amtsträgern wäre im kaiserlichen 

China undenkbar gewesen. Damals 

genoß der traditionelle Guan (Beamte) 

nicht nur höchstes gesellschaftliches 

Ansehen, sondern war überdies auch 

von der Steuerzahlung und nicht zu

letzt von jenen Arbeitsdiensten befreit, 

wie sie sonst jedem Chinesen vom 

"Ministerium für Öffentliche Arbeiten" 

auferlegt wurden.

Undenkbar, ihn zu "gewöhnlichen Ar

beiten" auf das Feld oder in einen 

Handwerksbetrieb zu entsenden. Ganz 

im Gegensatz dazu der moderne Gan

bu, der in den Kampfjahren die Pflicht 

hatte, "Vier Gemeinsamkeiten und ei

ne Übermittlung" (si tong yi tong) [91] 

mitzutragen, nämlich mit den Massen 

gemeinsam zu essen, zu wohnen, zu 

arbeiten, zu diskutieren sowie die In

formationen und die Beschlüsse der 

Partei an die Basis zu übermitteln.

Diese so typisch maoistische Politik 

der "Massenlinie" im Informationswe

sen vermochte die alten Beamtentradi

tionen allerdings nur für wenige Jahr

zehnte beiseitezuschieben; spätestens 

mit Beginn der Reformen nämlich 
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wurde die jahrelang "erlittene" Politik 

des Xiafang von der Kaderschaft als so 

diskriminierend empfunden, daß es 

keine Führung mehr gewagt hätte, ih

nen nochmals ähnliche "Opfergänge" 

zuzumuten.

Damit aber kehrte die Informationspo

litik wieder zum alten dualistischen 

Schema zurück.

523.12

Informationspolitik im Zeitalter der 

Reformen

Hatte es bis zum Ende der Kulturrevo

lution noch ein Tauziehen zwischen 

der "Massenlinie" und der "dualen Li

nie" im Informationsbereich gegeben, 

so setzte sich spätestens mit Beginn 

der Reformen eindeutig das schon in 

der Tradition übliche Kommunika

tionssystem wieder durch. Die zu un

terrichtende Öffentlichkeit gliederte 

sich jetzt erneut in amtliche (neibu) 

[92] und nichtamtliche Empfänger. 

Mehr noch: Selbst innerhalb der Büro

kratie wurden die Informationen nach 

Rangstufen verteilt, so daß sich schon 

bald wieder "Informationshierarchien" 

herausbildeten und - weil Wissen ja 

Macht ist - Hand in Hand damit auch 

Machthierarchien.

Beibehalten wurde im übrigen eine be

reits während der Yan’an-Zeit sowie in 

der Volksrepublik 30 Jahre lang ge

pflegte Praxis, nämlich die "Parteilich

keit" (dangxing) [93] der Informations

gehalte.

Im einzelnen:

523.12.1

Die Kommunikation zwischen Büro

kratie und Bevölkerung

Bürokratien sind ihrer Natur nach öf- 

fentlichkeitsfeindlich, in China aber 

wird diese Tendenz noch durch eine 

vielhundertjährige Tradition bürokrati

scher Nabelschau und amtlicher Zuge

knöpftheit bestärkt. Nicht nur das 

Reich als solches war von einer Gro

ßen Mauer umgeben, abgeschottet gab 

sich auch die kaiserliche Bürokratie.

Diese Tradition hat sich bis in die 

Volksrepublik hinein weitervererbt. 

Zwar gab es hier jahrzehntelang Lip

penbekenntnisse zur "Massenlinie", mit 

deren Hilfe angeblich der "Bürokra

tenstil" (guanyang wenzhang) [94] be

seitigt worden sei. Eine "Öffentlichkeit" 

wurde damit freilich nur herbeigere

det, nicht jedoch wirklich geschaffen, 

zumal ja dieser Begriff ohnehin nicht 

in den Kontext der chinesischen Ge

sellschaft hineinpassen will - auch nicht 

in den des Neuen Reichs der Mitte.

Bekanntlich stammt der Terminus "Öf

fentlichkeit" aus dem Europa des 19. 

Jh., in dessen Verlauf das Bürgertum, 

als gesellschaftlich verhältnismäßig 

homogene Schicht ("Bildungs- und Be

sitzbürgertum") dem Staat gegenüber

zutreten begann, um ihm Rechte und 

Zugeständnisse abzutrotzen. "Öffent

lichkeit" wurde damit zu einer Art drit

tem Bereich zwischen privater und 

staatlicher Sphäre, der sich in Form öf

fentlicher Diskussionen und öffentli

cher Konfliktaustragungen manifestier

te. "Öffentlichkeit" konnte freilich auch 

hier nur unter dem Schutz von Grund

rechten auf Meinungs- und Pressefrei

heit ausgetragen werden.

An all diesen Voraussetzungen fehlt es 

in China, wo ja bekanntlich abwei

chende Meinungen entweder als "revo

lutionsverdächtig" (im kaiserlichen 

China) oder aber als "konterrevolutio

när" (VRCh!) abgestempelt zu werden 

pfleg(t)en. Hinzu kommt, daß die 

Obrigkeit sowohl im traditionellen als 

auch im modernen China von Vorstel

lungen der "Einheit zwischen Staat und 

Gesellschaft" ausgeht (dazu vorher 

3.2.5.1). Warum solle es angesichts ei

ner solchen Verschmelzung zu "duali

stischen" Aufspaltungen kommen!? 

Das Postulat der Einheit zwischen 

Führung und Volk gehört zu den 

Grundelementen des politischen Den

kens im Reich der Mitte, und zwar un

abhängig davon, ob die Führung von 

Konfuzianern oder aber von "Marxi

sten" wahrgenommen wird. Wer sich 

den Einheitsvorstellungen nicht beugt, 

ist ein herausstehender Nagel, den es 

einzuschlagen gilt.

Beim Einheitspostulat handelte es sich 

wieder einmal um eine jener zahlrei

chen Leerformeln, die bis in die Ge

genwart mitgeschleppt werden. Wie 

nämlich ein Blick auf die Wirklichkeit 

zeigt, ist es geradezu absurd, von einer 

"Verschmelzung" zwischen Führung 

und Volk auszugehen. Bedürfte es da

zu noch eines Beweises, so erbrächte 

ihn u.a. die täglich praktizierte Infor

mationspolitik, die streng zwischen 

neibu-Adressaten und allgemeiner Öf

fentlichkeit unterscheidet. Ein Beispiel 

aus der Praxis des "dualen" Informa

tionswesens möge zeigen, was hiermit 

gemeint ist: 

1983 erschien in der amerikanischen 

Zeitschrift Christian Science Monitor 

ein positiv-kritischer Bericht über Tai

wan, der in der Volksrepublik sogleich 

auf drei Ebenen weiterverarbeitet 

wurde:

In den Cankao Ziliao [95] ("Ver- 

gleichsmaterialien"), d.h. einem Pres

seauszugsblatt, das nur Spitzenkadern 

zugänglich war, erschien der Artikel 

ungekürzt. In den Cankao Xiaoxi [96] 

("Vergleichsnachrichten"), einem Pres

sedienst für Subalternbeamte sowie für 

Mitglieder von Massenorganisationen, 

waren die allzu lobbedachten Stellen 

durch entsprechende Streichungen re

tuschiert worden, und in der Fassung, 

wie sie schließlich in der allgemein zu

gänglichen Tagespresse erschien, ka

men überhaupt nur noch die kritischen 

Anmerkungen "herüber".

Diese Veröffentlichungspolitik folgte 

m.a.W. dem damals im "Realsozialis

mus" weltweit üblichen Standardsche

ma, demzufolge die Massenkommuni

kationsmittel sechs Funktionen wahr

nehmen sollten, nämlich Agitation und 

Propaganda, Organisation, Erziehung, 

Information, Kritik und Selbstkritik 

sowie Kontrolle.101 Information war 

hier also nur noch ein unbedeutender - 

und häufig auch noch untergeordne

ter - Bestandteil der Kommunikations

politik. Wollte jemand wirklich wissen, 

"was Sache ist", so hatte er gefälligst 

einer höheren Partei- oder Staatsglie

derung anzugehören und nicht nur ein 

gewöhnliches Mitglied der Massen zu 

sein!

Kein Wunder, daß die Bevölkerung 

angesichts dieses ständigen Mauerns 

der Kommunikationspolitik die offi

ziellen Presseorgane schon bald nicht 

mehr zu Rate zog und sich, wo immer 

möglich, "echte Informationen" auf il

legalem Wege, z.B. über das Abhören 

amerikanischer Radiosender, ver

schaffte.

Mit Veröffentlichungsfragen pflegen 

Partei und Staat nicht zu spaßen. Im 

April 1993 wurde beispielsweise ein il

legaler "Verleger", der angeblich zwi

schen November 1988 und Juli 1989 

1,8 Mio. illegale Schriften vertrieben 

hatte, wegen tateinheitlichen Versto

ßes gegen Publikations-, Wirtschafts

und Antipornographiebestimmungen 

zum Tode verurteilt. Da nach dem Be

richt102 als einzig wirklich greifbarer 

Schaden eine Steuerhinterziehung aus



CHINA aktuell - 688 - Juli 1993

zumachen war, die für sich noch keine 

Todesstrafe gerechtfertigt hätte, läßt 

sich die Schwere des Urteils nur damit 

erklären, daß ein Exempel in ord

nungspolitischer Hinsicht statuiert und 

die Öffentlichkeit erneut dafür sensibi

lisiert werden sollte, daß Verstöße ge

gen die staatliche Kontrolle im Pres

sewesen kein Kavaliersdelikt sind!103

Es beweist die Klarsicht und den Mut 

der Reformer um Zhao Ziyang, daß 

sie angesichts dieses beklagenswerten 

Verhältnisses zwischen Partei und Be

völkerung versuchten, im Rahmen der 

politischen Reformen, die beim XIII. 

Parteitag (1987) beschlossen wurden, 

auch "Konsultation und Dialog in der 

Gesellschaft" durchzusetzen. Nachdem 

die chinesischen "Massen" jahrzehnte

lang von monologisierenden Parteise

kretären und Agitprop-Kadern ge

langweilt worden waren, mußte es in 

der Tat ein vorrangiges Ziel sein, den 

Monolog wieder durch einen "kollek

tiven Dialog" zu ersetzen, der bei jeder 

Danwei, also z.B. in der Fabrik oder in 

der Nachbarschaft, beginnen und dann 

nach oben hin weitergeführt werden 

sollte. "Dialog und Konsultation" könn

ten, so die Erwartung der Reformer 

um Zhao, ein Ventil für die "kommu

nikative Bearbeitung" brisant gewor

dener Probleme liefern und so weitere 

Zuspitzungen abbauen helfen. "Klappt 

die Verständigung, so wird auch besser 

gearbeitet" - dies etwa war der Grund

gedanke der reformerischen Vorschlä

ge. Am 28.Januar 1989 veröffentlichte 

die Renmin Ribao1M überdies die 

"Ausführungsregelungen für politische 

Konsultation und demokratische 

Überwachung", die von der "Politi

schen Konsultativkonferenz des chine

sischen Volkes", also dem Dachorgan 

der Massenorganisationen, erlassen 

worden waren. In den Regeln präsen

tierte sich die "Konsultativkonferenz" 

als eine Art nationaler Ombudsmann, 

der seine Dienste für die Vermittlung 

von Konflikten zwischen staatlichen 

Stellen, politischen Parteien und Pri

vatleuten anbot. Diese "Regeln" hatten 

keinen Gesetzgebungscharakter, son

dern waren als "generelles Dienstlei

stungsangebot" einer einflußreichen 

gesellschaftlichen Organisation ge

dacht. Alles in allem sollten sie der 

Entsorgung eines Dilemmas dienen, 

das bereits im China der Kaiser be

standen hatte, nämlich der Sprach- und 

Verständnislosigkeit zwischen Büro

kratie und Bevölkerung. Die "Regeln" 

blieben allerdings praktisch in der

Schublade liegen, da es schon kurze 

Zeit nach ihrem Erlaß zu den Ereig

nissen vom Juni 1989 - und damit zu 

einer noch weiteren Vertiefung des 

Grabens - kam.

Die ohnehin systemimmanente Ge

heimnistuerei der "Obrigkeit", die allen 

"Massenlinien"-Bekenntnissen und al

ler postulierten Einheit zwischen Füh

rung und Volk zum Trotz weiterbe

steht, wurde noch zusätzlich verstärkt 

durch die Gesetzgebung, die mit ihren 

Vorschriften über "Staatsgeheimnisse" 

dem Geist einer wirklich sozialisti

schen Gesellschaft ein weiteres Mal 

fundamental entgegenarbeitete. Hätte 

es noch eines Beweises bedurft, daß 

sich die chinesische Bürokratie keine 

Öffentlichkeit wünscht, so wäre er 

durch das "Gesetz zum Schutz der 

Staatsgeheimnisse" (baocun guojia 

mimifa) [97] vom 5.9.1988 erbracht 

worden.105

Paradoxerweise heißt es dort (§ 1) in 

einem Atemzuge, daß der Zweck des 

Gesetzes darin bestehe, mit Hilfe des 

Geheimnisschutzes die Staatssicherheit 

aufrechtzuerhalten, den elastischen 

Fortgang der Reformen sowie die Öff

nung zur Außenwelt zu ermöglichen 

(sic!) und so zur sozialistischen Mo

dernisierung beizutragen. Inwiefern 

Geheimniskrämerei die Strukturre

form und die Türöffnung fördern soll, 

wird wohl immer das Geheimnis des 

chinesischen Gesetzgebers bleiben!

Gemäß § 3 werden die Angehörigen 

aller Staatsorgane, militärischen Trup

penteile, politischen Parteien, sozialen 

Organisationen und Wirtschaftseinhei

ten, aber auch die einzelnen Staatsbür

ger zum Geheimnisschutz verpflichtet. 

Eigene Sicherheitsorgane (guojia 

baomi gongzuo bumen) [98 ] haben 

Kriterien für den Geheimnisschutz 

auszuarbeiten und über deren Einhal

tung zu wachen (§ 5). Zu den "Staats- 

§geheimnissen" gehören nach 8 In

formationen über wichtige Staatsange

legenheiten, über die Verteidigung, die 

"nationale Wirtschaft und soziale Ent

wicklungen" (sic!), über Wissenschaft 

und Technologie, über Staatssicherheit 

u. dgl. mehr. Auch Geheimnisse "poli

tischer Parteien" (gemeint ist hier wohl 

vor allem die KPCh) gelten als "Staats

geheimnisse" in diesem Sinne! Drei 

Kategorien werden unterschieden, 

nämlich "absolut geheim", "sehr ge

heim" und "geheim" (§ 9). Gemäß § 10 

wird der jeweilige Grad von den Ge

heimnisschutzbehörden festgelegt, die 

auch die Zeitdauer des Schutzes (§ 14) 

sowie, wo immer möglich, eine vorzei

tige Freigabe (§ 15) zu dekretieren ha

ben. Geheimnisse dürfen nicht verviel

fältigt, nicht durch die normale Post 

versandt und auch sonst nicht in der 

Öffentlichkeit angesprochen werden 

(§ 24). Undichte Stellen sind bei Strafe 

sogleich zu melden.

Da Chinas Staats- und Parteibürokra

ten erfahrungsgemäß - ob nun aus Op

portunismus oder aber aus Überzeu

gung - gegenüber der "Öffentlichkeit" 

von abgrundlosem Mißtrauen erfüllt 

sind, wird jede praktisch auch nur eini

germaßen substantielle Information 

vorsichtshalber gleich schon einmal, 

wie bereits in der guten alten Zeit, mit 

einem Geheimnisstempel versehen. Es 

wäre ja noch schöner, wenn sich Arbei

ter oder Bauern - und nun gar Intellek

tuelle - eine eigene Meinung bilden 

könnten, die von derjenigen der Par

teibürokratie ab wiche! Zustände wie 

die vom Dezember 1986 oder aber 

vom Mai 1989 wären dann die Folge! 

Bemerkenswert in diesem Zusammen

hang waren Klagen der Studenten, daß 

sie über die wirklichen Vorgänge in 

China am Ende nur durch westliche 

Medien instruiert würden - eine 

Schande sei dies! Bezeichnenderweise 

wurde auch die Mitteilung Zhao Zi- 

yangs an Gorbatschow, daß nämlich 

innerhalb der KP-Spitzenführung der 

Grauen Eminenz Deng Xiaoping in 

allen wichtigen Fragen das letzte Wort 

gebühre, als "Verrat von Staatsge

heimnissen" gewertet - als ob dieses 

"Geheimnis" nicht auch dem letzten 

China-Beobachter bekannt gewesen 

wäre!

Kein Wunder, daß durch diesen Ent

zug von Öffentlichkeit die Passivität - 

und staatsbürgerliche Unmündigkeit - 

perpetuiert wird - und dies in einer 

Gesellschaft, die vorgibt, "sozialistisch" 

zu sein, also im Dienste der maximalen 

Partizipation der Basis zu stehen!

Offiziell obhegt den Medien - neben 

Agitprop, Erziehung, Organisation, 

Kritik/Selbstkritik und Kontrolle - 

auch eine fakten-bezogene Informa

tionspflicht, doch schlägt in der Praxis 

immer wieder die memu/igs-orientierte 

Mitteilungsweise durch, die nach An

sicht der KPCh-Führung wesentlich 

bewußtseinsstrukturierender wirkt als 

jede noch so gründliche Sachinforma

tion. Vor allem in Ausnahmezeiten, 
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wie den Jahren der Kulturrevolution 

und den Wochen nach dem 4.Juni 

1989, pflegt die Information von der 

"Agitation und Propaganda" total über

schattet zu werden.

Ursächlich für den im Alltag prakti

zierten Informationsdualismus ist nicht 

nur die dem "Realsozialismus" offen

sichtlich inhärente Furcht vor den offi

ziell doch so hochgepriesenen "Mas

sen", sondern überdies auch der Ein

fluß einer 2.000jährigen Bürokraten

tradition, deren Informationsgehabe 

ebenfalls in hohem Maße "wasserdicht" 

(man denke an die sprachliche Ver

klausulierung!), wenn nicht konspirativ 

war!

Aus dieser Praxis ergibt sich eine Ge

heimniskrämerei, die übrigens nicht 

nur in China, sondern auch in Japan zu 

Hause ist, vor allem in japanischen 

Großfirmen. So haben fast 90% der in 

japanischen Betrieben angestellten 

deutschen Manager 1993 die Meinung 

geäußert, daß die japanischen Vorge

setzten ihre Position nur behaupten, 

weil sie über exklusive, nur ihnen be

kannte Informationen verfügten, wobei 

sich im konkreten Fall, nämlich bei der 

Beschäftigung deutscher Manager in 

japanischen Deutschlandfilialen, die 

japanische Sprache als einfachstes Ab

schottungsmittel erwies. Paradoxerwei

se wünschen angeblich über 80% der 

Nippon-Unternehmen in Deutschland 

keine Führungskräfte mit Japanisch

kenntnissen. Solche Kenntnisse seien 

nach einem Ondit "schon fast ein Kün

digungsgrund".106

523.122

Duale Kommunikation auch innerhalb 

der Bürokratie

Mauern gibt es im modernen China 

(wie bereits im alten Reich der Mitte) 

freilich nicht nur zwischen Bürokratie 

und Bevölkerung, sondern auch inner

halb der Bürokratie. Hätte es für ein 

duales Kommunikationssystem auch 

innerhalb der Kaderschaft eines Bewei

ses bedurft, so wäre er durch § 27 des 

oben bereits zitierten Geheimnis

schutzgesetzes von 1988 erbracht wor

den. Dort heißt es nämlich, daß 

Staatsgeheimnisse auf solche Personen 

beschränkt bleiben müßten, die sie für 

ihre Arbeit brauchen. Diese Klausel 

(xian yu yiding fanweide ren: "begrenzt 

auf einen genau festgelegten Bereich 

von Personen") [99] trägt, wie keine 

andere Regelung, dazu bei, die für 

China so typischen Informationshie

rarchien zu schaffen, deren Zustande

kommen durch scheibchenweise Zutei

lung von Informationen gewährleistet 

wird. Wenn es zutrifft, daß "Wissen 

Macht ist", so stellt diese Stratifizie

rungsmethode "via Geheimnisschutz" 

sicher, daß "die da oben" auf alle Fälle 

mächtiger bleiben als die Subalternka

der oder gar die Massen, denen nur 

gefiltertes Material zugeht. "Staatsge

heimnisse" sind, so gesehen, weniger 

ein Mittel zur Geheimhaltung gegen

über dem "Ausland" als vielmehr ho

möopathische Dosen zur ranggemäßen 

Machtverteilung.107

"Indiskretionen" erfolgen hier nicht 

durch Weitergabe an die Presse, son

dern durch "Weiterflüsterung" an sol

che Personen und Instanzen, die nach 

dem internen Machtverteilungsplan ei

gentlich gar nicht in den Besitz solchen 

Wissens kommen sollten.

Streckenweise fühlt man sich hier an 

die Praktiken der Kangxi- und der 

Yongzheng-Periode zurückerinnert; 

denn ursächlich für die "konspirative" 

Nachrichtenübermittlung ist ja keines

wegs nur der "leninistische" Arbeitsstil, 

sondern mehr noch die alte Bürokra

tentradition, die auch in den Köpfen 

der Ganbu noch weiterwirkt und die in 

Form der zitierten "Geheimnis"-Vor- 

schriften eine neue Einkleidung gefun

den hat. In der Tat - "Glasnost" (gong- 

kaixing) [100] hat es nach wie vor 

schwer im Reich der Mitte!

Ihrer technischen Handhabung nach 

läßt sich die Kommunikation innerhalb 

der Bürokratie in drei Kategorien auf

gliedern, nämlich in schriftliche (Do

kumente), direkt-mündliche (Konfe

renzen) und indirekt-mündliche (Te

lefonkonferenzen) Mitteilungen.

Was erstens die Dokumenten-Praxis 

anbelangt, so ist die Guerillazeit der 

20er und 30er Jahre mit ihrem an der 

"Massenlinie" orientierten Informa- 

tions- und Diskussionsstil längst wieder 

in Vergessenheit geraten und hat alt

vertrauten Archivierungstraditionen 

Platz machen müssen.

Zwar gibt es heutzutage nicht mehr die 

gleiche glasklare Dokumenten-No- 

menklatur, wie sie in den Kanzleien 

beispielsweise der Qing-Dynastie ge

pflegt wurde, doch mangelt es anderer

seits keineswegs an einer Fülle von 

Termini, die Assoziationen an damals 

wachrufen.

Ob es präzise innerbehördliche Anwei

sungen über die Benutzung bestimmter 

Bezeichnungen für bestimmte Doku

mente gibt, ist dem Autor nicht be

kannt. Zumindest in der Gongbao las

sen sich solche Regelungen nicht fin

den - und sind dort eigentlich auch gar 

nicht zu erwarten, da es sich bei sol

chen innerbehördlichen Regelungen 

um typische "Neibu"("innerministeriel

le")-Angelegenheiten handelt, die nicht 

publiziert zu werden pflegen.

Aus der Tatsache jedoch, daß immer 

wieder über die verwirrende Nomen

klatur geklagt wird, ist zu schließen, 

daß sich ein definitives Schema nach 

wie vor nicht herausgebildet hat. Selbst 

bei "allgemeinverbindlichen Regelun

gen", die über den innerministeriellen 

(neibu-) Bereich hinausgehen, mangelt 

es immer noch an einer hinlänglich 

präzisen Terminologie. Für die "Zehn

tausende von Bestimmungen", heißt es 

beispielsweise in einer typischen 

Klage,108 hätten sich in den letzten 

Jahren 40 bis 50 verschiedene Be

zeichnungen eingeschlichen: manche 

hießen "Gesetze" (fa), andere "Rege

lungen" (tiaoli), wieder andere "Allge

meine Regeln" (tongze), "Kurzregelun

gen" (jianze) oder einfach "Regeln" 

(guizhang); wiederum andere trügen 

so verschiedene Bezeichnungen wie 

"Resolutionen" (jueyi), "Beschlüsse" 

(jueding), "Bestimmungen" (guiding), 

"Anzeigen" (zhishi), "Mitteilungen" 

(tongzhi), "Bekanntmachungen" (tong- 

gao), "Methoden" (banfa), "Pläne" 

(fang’an), "detaillierte Ausführungsbe

stimmungen" (shishi xize), "Ausfüh

rungsmethoden" (shishi banfa) [101] 

usw.

Es ist anzunehmen, daß dieses Be

zeichnungschaos nicht nur bei allge

mein verbindlichen Regelungen, son

dern auch bei innerbürokratischen 

Verwaltungsanordnungen, Weisungen 

usw. besteht.

Es ist aber nicht nur die traditionelle 

Terminierungswut, die im modernen 

China nahezu ungebrochen weiter

wirkt, sondern auch die alte Archivie

rungsbesessenheit:

In den Jahren des Umbruchs nach 

1949, vor allem aber während der Kul

turrevolution, war präzise Archivarbeit 

zwar etwas vernachlässigt worden; 

immerhin aber hatte es, wie die Offen

legung zahlreicher Akten und Doku

mente durch Rotgardisten in den Jah
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ren 1966 ff. bewies, auch in den Jahren 

nach 1949 eine durchaus beachtliche 

Dokumentationsarbeit gegeben.

Mit dem Ende der revolutionären 

Stürme und der Rückkehr einer wieder 

betulicheren Beamtenschaft hat frei

lich auch das ewige Schreiben und Be

richten (baogao) [102] wieder zuge

nommen - und damit auch wieder das 

"ewige" Archivieren.

Im 7.Fünljahresplan (1986/90) hieß es 

beispielsweise ausdrücklich, daß die 

Archivierungsarbeit wieder intensiviert 

werden müsse. Die Archive seien in 

den Dienst der "Vier Modernisierun

gen" zu stellen.

Bereits während des ö.Fünfjahresplans 

(1981/85) waren die ersten nachkul

turrevolutionären Archive eingerichtet 

worden. 1985 gab es in der VRCh ins

gesamt 3.004 Archive auf den ver

schiedenen Ebenen und für die ver

schiedensten Fachgebiete, in denen 70 

Mio. Urkunden aufbewahrt wurden.109

1987 traten ein Archivgesetz und 1990 

"Ausführungsbestimmungen für das 

Archivgesetz" in Kraft.

Inzwischen hat sich ein umfangreiches 

mehrschichtiges Archivnetz herausge

bildet. Neben allgemeinen gibt es spe

zielle Staatsarchive (z.B. für Wissen

schaft, Technik, Bauwesen und Film

wesen), Abteilungsarchive (in Behör

den), Betriebsarchive (in Wirtschafts

unternehmen) und Institutsarchive. 

Von 1980 bis 1990 stieg die Zahl dieser 

Einrichtungen von 2.300 auf 3.522, das 

aufbewahrte Schriftgut von 26,6 Mio. 

auf 104 Mio. Stück bzw. Bände.

Waren die Archive früher für die Öf

fentlichkeit hermetisch verschlossen, so 

hat sich nach Erlaß des Archivgesetzes 

wenigstens ein Türspalt geöffnet: So 

wurden beispielsweise bis 1990 von den 

Allgemeinen Staatsarchiven der ver

schiedenen Ebenen 82 Mio. Schrift

stücke an über 20 Millionen Besucher 

ausgeliehen.110 Inzwischen gibt es auch 

bereits einen internationalen Aus

tausch. Ende 1991 hatte China ein

schlägige Beziehungen mit acht Län

dern entwickelt. Auch ein Computer

netzwerk befindet sich im Aufbau.

Daneben bleiben zahlreiche Archive 

im wesentlichen der Bürokratie Vorbe

halten, wie umgekehrt der "Bürokra

tismus im Dokumentenwesen" eine 

weithin beklagte Krankheit geblieben 

ist. Er äußert sich meist in den allzu 

langsamen Schriftstück-"Reisen" durch 

die verschiedenen Instanzen. In der 

Staatlichen Planungskommission ging 

z.B. 1985/86 der für ein größeres Ma

schinenprojekt vorgesehene Plan durch 

die Hände von nicht weniger als 39 

Amtspersonen und brauchte 88 Tage, 

ehe er gebilligt wurde. Ein weiteres 

Dokument blieb sogar 181 Tage lang 

im Behördengestrüpp hängen. Durch

schnittlich brauchte die Prüfung für je

des größere Bauprojekt 57 Tage. Der 

Hauptgrund für dieses Schneckentem

po liege, wie es in einer Beschwerde 

heißt, darin, daß "einige führende Ka

der ausschließlich damit beschäftigt 

sind, nach Macht zu streben, statt sich 

um ihre eigentlichen Amtsaufgaben zu 

kümmern".111 Eine ähnliche Be

schwerde hätte es auch bereits 300 

oder 500 Jahre früher geben können! 

La Chine perpetuelle!

Was die zweite Art der innerbürokrati

schen Kommunikation, nämlich den 

mündlichen Austausch anbelangt, so 

hat sich in seinem Bereich ebenfalls 

eine Fülle von Bezeichnungen einge

bürgert, die als solche schon beweisen, 

wie wichtig das "kaihui" [103] (wörtl.: 

"Versammlungen abhalten") in der po

litischen Welt Chinas ist. Man kann 

geradezu von einer "Kaihui-Mentalität" 

sprechen. Die Formen, in denen das 

Kaihui stattzufmden pflegt, sind unten 

näher zu beschreiben.

Die dritte Spielform des Informations

austausches, nämlich die {indirekt

mündliche} "Telefonkonferenz", hat, 

wie im Zusammenhang mit der Ent

scheidungsfindung noch näher darzu

legen, bisher erstaunlich wenig Reso

nanz in der chinesischen Kaderschaft 

gefunden, da ihr das Salz, nämlich der 

persönliche Austausch, fehlt!

5232

Beschlußfassung

Konspirativ wie das Informationswesen 

vollzieht sich in aller Regel auch die 

Entscheidungsfindung, die in Schlüs

selfragen bei einer hauchdünnen Zahl 

von Personen liegt, wenngleich der ei

gentliche Beschluß post festum von 

stärker besetzten Gremien offiziell ab

gesegnet zu werden pflegt, sei es nun 

vom ZK oder von dem bereits mehrere 

tausend Personen umfassenden Natio

nalen Volkskongreß.

Nichts trifft in der VRCh-Praxis weni

ger zu als der in allen bisherigen Ver

fassungen so plakativ verankerte

Grundsatz, daß "alle Macht vom Volke 

ausgeht"; denn die eigentlichen Ent

scheidungsträger werden entweder 

überhaupt nicht - oder zumindest nicht 

als solche gewählt; vielmehr leiten sie 

ihren Führungsanspruch - ähnlich wie 

schon im traditionellen China - zwar 

nicht gerade vom "Himmel", wohl aber 

von einem marxistischen Sendungsauf

trag ab, der die KPCh als "Vorhut der 

chinesischen Arbeiterklasse, als treue 

Vertreterin der Interessen der Volks

massen aller Nationalitäten Chinas und 

als führenden Kern für die Sache des 

Sozialismus in China" definiert, und 

der als endgültiges Ziel die Schaffung 

des kommunistischen Gesellschaftssy

stems anpeilt.112

Innerhalb dieser (selbsternannten) 

"Vorhut" sind es einige wenige Spitzen

funktionäre, von denen in Wahrheit 

"alle Macht ausgeht".

Die Position dieser Machtträger läßt 

sich mit Hilfe eines aus vier konzentri

schen Ringen bestehenden Modells 

veranschaulichen:

Zur allerhöchsten Führungsspitze, der 

man die Mitglieder des Politbüros, die 

Militärregionskommandanten, die Er

sten Provinzsekretäre und die Mitglie

der der Zentralen Militärführung, der 

ZK-Bürokratie sowie der Ständigen 

Konferenz des Staatsrats zurechnen 

kann, gehören rd. 90 Personen.

Als erster Ring um diesen Kern legt 

sich eine Schicht von rd. 2.000 Funk

tionären, zu denen etwa 600 Provinz- 

Spitzenkader, darunter Stellvertreten

de KP-Sekretäre, 200 Vizegouverneu

re, die Mitglieder des Ständigen NVK- 

Komitees, die Minister, die Spitzen

repräsentanten der Massenorganisa

tionen, einige Militärführer und auch 

noch wenige Repräsentanten aus 

Kunst und Wissenschaft gehören.

Den zweiten Ring bilden jene rd 

80.000 Personen, die Positionen "vom 

Stellvertretenden Amtsleiter und Ab

teilungsleiter sowie vom Stellvertre

tenden Divisionskommandeur auf

wärts" bekleiden.

Eine dritte Schicht besteht aus etwa 

450.000 Personen, die "vom Stellvertre

tenden Kreisdirektor aufwärts" anzu 

setzen wären.

An vierter Stelle schließlich folgen 

noch rd. 9 Millionen "Parteikader",
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Bei großzügigster Auslegung kommt 

man also auf eine Machtelite von ge

rade rd. 10 Mio. Personen; faßt man 

den Kreis dagegen realistischerweise 

etwas enger, so könnte man die Be

grenzungslinie für die "Entscheidungs

träger" schon gleich hinter den 450.000 

Kreisfunktionären ziehen.113

Ob man nun die extensive oder aber 

die restriktive Interpretation wählt - in 

jedem Fall machen die Entscheidungs

träger, gemessen an der Gesamtzahl 

der chinesischen Bevölkerung, nur ei

nen winzigen Bruchteil aus, d.h. etwa 

zwischen 0,05% und 1%!

Dies sind Zahlenwerte, wie sie be

zeichnenderweise auch bereits für das 

kaiserliche China gegolten haben! Der 

Autor hat an anderer Stelle114 bereits 

ausführlich begründet, warum China 

nach alledem nicht als "sozialistische" 

Gesellschaft, sondern als "Übergangs

gesellschaft auf dem Weg zum Meta

konfuzianismus" bezeichnet werden 

sollte.

Dieses Modell eines nach konzentri

schen Ringen abgestuften Kreises von 

Entscheidungsträgern muß im Auge 

behalten werden, wenn man die nach

folgend zu skizzierenden Entschei

dungsprozesse verstehen will. Ständig 

nämlich laufen Initiativen, Konsulta

tionen, Beratungen, Abstimmungen 

und Rückversicherungsabsprachen von 

innen nach außen und von dort wieder 

zurück. Zwar fallen die Entscheidun

gen, wie oben erwähnt, zumeist in 

kleinstem Kreise, sei es nun im Ständi

gen Ausschuß des Politbüros, des Po

litbüroplenums oder des ZK, in aller 

Regel werden sie jedoch auf Ver

sammlungen ("Kaihui"!) vorbereitet 

und "vorabgeklärt".

Zu diesem Zweck haben sich Konfe

renzen der verschiedensten Machart 

herausentwickelt:

- Besonders beliebt sind Arbeitskon

ferenzen (gongzuo huiyi) [104], die auf 

allen Ebenen, besonders häufig auch 

zwischen Ministerien, zwischen den 

verschiedenen Provinzen oder aber 

zwischen Ministerien und Provinzen 

als Kommunikationsbrücken einge

schaltet werden, und die sich sowohl 

im Partei- als auch im Staatsrahmen 

bewährt haben. Eine "Arbeitskonfe

renz" stand beispielsweise am Anfang 

der Schicksalshaften Reformen vom 

Dezember 1978. Die Zusammenkunft 

war ursprünglich nur auf drei Tage an

beraumt, zog sich dann aber unter hef

tigen Auseinandersetzungen 43 Tage 

lang hin, wobei es um nicht weniger als 

den Abschied vom maoistischen Zeit

alter und den Beginn einer neuen Epo

che ging!

- Häufig genannt neben den Arbeits

konferenzen werden auch Expertentref

fen (zhuanye bumen huiyi) [105], bei 

denen, wie der Name schon sagt, typi

sche Expertenfragen zur Sprache 

kommen, seien es nun Preis-, Energie

oder Technologietransfer-Themen.

- Beliebt sind auch Symposien (zuotan 

huiyi) [106] und Kopf-Zusammenstoß- 

Konferenzen (pengtou huiyi) [107], bei 

denen es, wie schon die Bezeichnung 

verrät, nicht immer nur harmonisch 

zugeht, und bei denen außerdem weni

ger eine bestimmte Entscheidung als 

vielmehr eine "Vereinheitlichung des 

Denkens" angestrebt wird.

- Transmissionstreffen (chuanda huiyi) 

[108] dienen vor allem der Weiter

übermittlung von Informationen oder 

von Entscheidungen auf der Drei-Ebe- 

nen-Achse (Pr ovinzen-Kreise / Städte- 

Gemeinden). Während sich diese 

Transmissions- oder Übermittlungskon

ferenzen eher von oben nach unten 

richten, ist es bei den "Erfahrungsaus

tauschtreffen" (jiaoliu huiyi) [109] ge

rade umgekehrt, da hier das empiri

sche Wissen ausgesuchter Einheiten, 

die als Modelle herausgestellt werden 

sollen, zur Weiterverbreitung nach 

oben vermittelt wird.115

- Eine moderne Spielform des "Kai

hui" ist schließlich noch die Telefon

konferenz, die das Kommunikationswe

sen innerhalb der chinesischen Büro

kratie anfangs zu revolutionieren 

schien, die aber, wie sich nach Jahr

zehnten der Praxis herausgestellt hat, 

an den überkommenen Gedankenaus

tauschformen nicht allzuviel geändert 

hat. Vor allem fehlt es solchen Konfe

renzen, bei denen die einzelnen Büros 

über eine Konferenzschaltung unter

einander kurzgeschlossen werden, am 

persönlichen "Feedback" (huibao) 

[110] und an all dem Nebenritual, das 

seit unvordenklichen Zeiten guanxibe- 

gründend wirkt.

Eine weitergehende Rolle scheint das 

System der Telefonkonferenz offen

sichtlich nur bei Großkampagnen ge

spielt zu haben, wie z.B. bei den "Drei 

Roten Bannern" von 1958 ff. und zu 

Beginn der Kulturrevolution.

Ansonsten aber neigt die bürokratische 

Praxis eher den alten Wegen der in

nerbürokratischen Kommunikation zu.

Wie all diese Konferenzinstitutionen 

zeigen, wird in der modernen Bürokra

tie nicht einfach befohlen oder ge

horcht. Kein Kader in Partei oder 

Verwaltung, der die "im demokrati

schen Zentralismus" verankerte Forde

rung, daß die "untere Ebene der höhe

ren zu gehorchen habe", wortwörtlich 

nähme. Zwar wird sich bei einem Tau

ziehen auf Biegen und Brechen meist 

die höhere Ebene durchsetzen, doch 

wäre dies am Ende ein Pyrrhussieg, da 

die unteren Ebenen ja nicht mit leeren 

Händen dastehen, sondern der Zentra

le mit Do-ut-des-Erwartungen gegen

übertreten, sei es nun, daß sie ihre am 

Ende allemal unentbehrliche Koopera

tion anbieten, sei es, daß sie Rohstoffe 

besitzen oder sei es, daß sie schlimm

stenfalls mit dem Zaunpfahl ihres 

Blockadepotentials winken.

Die verschiedenen Teile der Bürokra

tie befinden sich, wie schon zu Kaisers 

Zeiten, in einem permanenten Prozeß 

des Kompromisseschließens, des Mit

einanderrivalisierens und des Kuhhan

dels.

Den größten Teil seiner Zeit verbringt 

ein höherer Funktionär im Zweifel 

damit, für seine Grundvorstellungen 

Partner zu finden und gleichzeitig sei

ne Gegner ex ante zu neutralisieren. 

Es gilt die Maxime: "Kratzt du meinen 

Rücken, kratz ich deinen Rücken".

Das permanente "Kaihui" pflegt dem 

Ganbu damit gleichsam zur zweiten 

Natur zu werden. Immer wieder hört 

man Klagen, daß ihm angesichts stän

diger Versammlungen und Konferen

zen für andere Arbeiten kaum noch 

Zeit bleibe. Nicht formal verwalten, 

sondern moderieren, abgleichen, 

Kompromisse schließen, Baogan-Ver

einbarungen aufbauen u. dgl. mehr - 

dies ist der Hauptinhalt chinesischer 

"Verwaltungs"-praxis.

Ganz in diesem Sinne werden auch 

ständig Kompromiß- und Gleichge

wichtslösungen zwischen Beijing und 

den einzelnen Provinzhauptstädten 

sowie zwischen Provinzen und Kreisen 

versucht. Selbst bei den großen Pla- 

nungs-, Projektzuweisungs- und Sub

ventionsvergaben fallen kaum jemals 

einseitige Entscheidungen; vielmehr 

setzen sich auch hier der Parteisekre-
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tär und der Gouverneur einer Provinz 

auf der einen und der zuständige Bei

jinger Ressortchef auf der anderen Sei

te an den Verhandlungstisch. Nirgends 

wird mehr ''geschachert" als im Ver

hältnis zwischen Zentrale und Provin

zen.

Da viele chinesische Kader ständig mit 

solchen Verhandlungen und Arrange

ments beschäftigt sind, haben sie sich 

eine Verhandlungsgewandtheit zuge

legt, die ausländischen Geschäftspart

nern fast ausnahmslos Respekt abnö

tigt - und die übrigens auch gefürchtet 

ist, weil der chinesische Ganbu dem 

Grundsatz, daß "Zeit Geld ist", nur sel

ten gehorcht.

An diesen Kaihui-Gewohnheiten läßt 

die Bürokratie kaum rütteln; sind sie 

doch fast so alt wie das chinesische 

Kaiserreich! Dies verkannt zu haben, 

war der Hauptfehler aller bisherigen 

Anläufe zur "Verwaltungsvereinfa

chung". Was "vereinfacht" werden 

müßte, sind nicht Aufbaustrukturen 

oder Personalbestände, sondern 

Kommunikationsmethoden; diese aber 

sind das Familiensilber der chinesi

schen Bürokratie, das sie sich unter 

keinen Umständen aus den Händen 

nehmen läßt. Selbst in den Yan’an- 

Jahren war die "Ermittlungsausspra

che" (diaochahui) [111] die einfachste 

und am leichtesten durchzuführende, 

die sicherste und zuverlässigste Me

thode. "Sie hat mir", wie Mao aus

drücklich versichert,116 "viel Nutzen 

gebracht und war eine bessere Schule 

als jede Universität." Wann immer 

Mao dieses Thema anspricht, verfällt 

er in ein wahres Pathos: Seine Partner 

bei den "Ermittlungsaussprachen" sei

en Bauern, Kaufleute und Steuerbeam

te gewesen - "sie alle waren meine ge

schätzten Lehrer, und ich, als ihr Schü

ler, pflegte mich ihnen gegenüber ehr

erbietig, lerneifrig und kameradschaft

lich zu verhalten; andernfalls hätten sie 

mit mir nichts zu tun haben wollen und 

mir nichts mitgeteilt, obwohl sie viel 

wissen... Für eine Ermittlungsausspra

che braucht man nicht viele Teilneh

mer: Es genügt, wenn man dazu 3-5 

oder 7-8 Personen einlädt... Stets muß 

man sich allerdings von dem Übel der 

Hochnäsigkeit befreien und ein wirk

lich lernwilliger Schüler werden; denn 

die wahren Helden sind die Massen, 

wir selbst aber sind oft naiv bis zur Lä

cherlichkeit." Mao hatte damals aller

dings die Hände noch wirklich am Puls 

der "Massen". Jahrzehnte später sind 

diese "kostbaren" Aussprachemetho

den zwar immer noch nicht ver

schwunden, inzwischen freilich nach 

gutem chinesischen Brauchtum fester 

Bestandteil des innerbürokratischen 

Alltags geworden.

Entscheidungen werden, wie die bishe

rigen Ausführungen gezeigt haben soll

ten, auch im modernen China noch auf 

möglichst behutsame Art und Weise 

gefällt. Dies gilt bereits für das Früh

stadium des Prozesses: Kommen An

regungen von oben ("Weisungen") oder 

aber von unten ("Petitionen"), so be

ginnt zunächst einmal das Sekretariat 

(mishu si) [112] des zuständigen "Bü

ros" (bangong shi) [113] mit dem Regi

strieren. Das Sekretariat, das ja nicht 

nur in seiner westlichen, sondern auch 

in seiner chinesischen Wortwurzel 

"Geheimnisse" enthält, hat seine zen

trale Bedeutung, die ihm bereits in kai

serlicher Zeit zukam, bis heute beibe

halten, da es nicht nur die Verteilung 

auf die einzelnen Abteilungen vor

nimmt, sondern jedes Dokument von 

Anfang an mit einer bestimmten No

menklatur ("Direktive", "Zirkular", "In

struktion" etc.) einkleidet, und es au

ßerdem abstempelt. Auch der Stempel 

trägt, wie schon im alten Reich der 

Mitte, das Gütesiegel der Autorität.

Anschließend beginnt die Unterabtei

lung, der das Dokument zugeleitet 

wurde, mit den Vorarbeiten zum Ent

scheidungsprozeß, indem sie von über

all her Meinungen einholt. Bis zur 

Entscheidungsreife kann viel Zeit ver

streichen. So mokiert sich die Volkszei

tung^ über einen Fall der "36 Schrit

te", der 11 Einheiten durchlaufen muß

te, ehe er nach über einem Monat end

lich vorgelegt werden konnte. Die mei

sten der drei Dutzend "Schritte" seien 

schriftlich erfolgt, obwohl eigentlich 

auch eine telefonische Abstimmung 

ausgereicht hätte; die Bürokraten zö

gen jedoch verantwortungsscheu, wie 

sie nun einmal seien, den Schriftweg 

vor.

Die Entscheidung erfolgt im allgemei

nen dadurch, daß der "führende Kader" 

des betreffenden Büros seine "Zu

stimmung" erteilt. Sodann kann das 

Dokument gedruckt, erneut abgestem

pelt und, mit verschiedenen Begleitda

ten (Ort, Datum, ausfertigende Stelle, 

Nummernbezeichnung des Dokuments 

etc.) versehen, in Umlauf gehen. Viel 

Mühe wird im allgemeinen auch auf 

die präzise Festlegung des Adressaten 

verwendet, da ja (aus den erwähnten 

"Geheimnisschutz"-Gründen) keine 

unbefugte Stelle in den Besitz von In

formationen gelangen soll, die für sie 

nicht bestimmt sind.

Behutsamkeit herrscht aber nicht nur 

während des ganzen Beschlußverfah

rens, also bei der "Eingabe" vor, son

dern auch beim "Output". Wo immer 

möglich, wollen die Entscheidungsträ

ger nämlich nichts von einer Endgül

tigkeit ihrer Entscheidungen wissen, 

sondern streben statt dessen vorläufige 

Lösungen an, weshalb auch vom Wort 

"provisorisch" (zhanxing) [114] ver

schwenderisch Gebrauch gemacht 

wird.118 Der Probabilismus in Form 

praxisorientierter Lösungsanläufe mit 

Hilfe von "Stichproben" (shidian) [115] 

feiert hier tagtäglich Triumphe und 

führt zu einer bewußt "weichen" Be

schlußfassung.

So gibt z.B. die Zentrale eine Direktive 

aus, die den Handlungsrahmen für ein

zelne Provinzen festlegt. Daraufhin 

treten die Behörden der betreffenden 

Provinzen in Aktion, um geeignete 

Maßnahmen für die Ausfüllung dieser 

Rahmen zu treffen. Sie bilden bei

spielsweise einen Ad-hoc-Arbeitsaus- 

schuß, der den Zeitplan, den Personal

bedarf und die Prioritäten festlegt. 

Falls die Aufgabe nicht sofort zu erle

digen ist, wie erwähnt, werden "Stich

proben" durchgeführt. In landwirt

schaftlichen Angelegenheiten wird also 

z.B. zusätzlich auf die Verschieden

artigkeit der einzelnen Regionen 

Rücksicht genommen: So wählt man 

etwa "Stichprobengebiete" in Bergre

gionen, in Hügelregionen und im 

Flachland aus. Konzentriert sich das 

Programm auf rein sozialpolitische 

Ziele, z.B. auf Abschaffung irgendeines 

konkret bezeichneten "lokalen Aber

glaubens" (unter diesen Begriff fallen 

zahlreiche örtliche Observanzen, die 

mit dem Makel der "feudalistischen" 

Vergangenheit behaftet sind), so wer

den verschiedene Schlüsseleinheiten 

mobilisiert, die sich möglichst arbeits

teilig auf "fortgeschrittene", auf "mittle

re" und auf "zurückgebliebene" Regio

nen konzentrieren sollen.

Falls all diese Stichproben genügend 

Material erbracht haben, erfolgt eine 

Zusammenfassung und häufig auch die 

Aufbereitung zum "Modell" (yangban) 

[116].
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Von den "Schlüsselgebieten" (zhong 

dian) [117] werden die Ergebnisse so

dann auf das "Gesamtterritorium" 

(mian, wörtl.: "Fläche") [118] übertra

gen.

Damit ist die zentrale Direktive freilich 

noch lange nicht erledigt. Nunmehr gilt 

es nämlich, die vorgesetzten Behörden 

über die weitere Entwicklung auf dem 

laufenden zu halten. Die hierzu erfor

derlichen Berichte entstehen entweder 

in genau fixierten Intervallen (dingqi 

baogao) [119] oder aber "zwischen

durch" (bu dingqi) [120], Manchmal 

entsendet die Zentrale ihre eigenen 

Untersuchungsteams, die dann an Ort 

und Stelle zusätzliche Berichte ausar

beiten (diaocha baogao) [121] und er

forderlichenfalls auch die provinziellen 

Kader ins Gebet nehmen.

Manchmal empfiehlt es sich, Aufgaben 

direkt der persönlichen Verantwortung 

des Ersten Parteisekretärs der betref

fenden Provinz zu überantworten und 

damit gleichzeitig an seine Loyalität zu 

appellieren. Außerdem besteht noch 

die Möglichkeit, die Mitarbeiter oder 

Abteilungschefs in den Provinz- und 

Kreisbehörden zu Arbeitskonferenzen 

zusammenkommen zu lassen und sie 

dort besonders zu schulen. Auch pro

phylaktische Überwachung durch per

manente Indoktrination, also "innere 

Kontrolle", kann günstige mobilisatori- 

sche Wirkungen ausüben.

Flankiert werden die Arbeitskonferen

zen bisweilen durch "Treffen" (hui), 

"Foren" (zuotan hui) und durch "Sym

posien zum Erfahrungsaustausch" 

(jingyan jiaoliu hui) [122],

Durch solche eng verflochtenen Ma

schensysteme von innerer und äußerer 

Kontrolle läßt sich gleichzeitig auch si

cherstellen, daß keine "unabhängigen 

Königreiche" entstehen.119

Zum Abschluß dieses Kapitels sei noch 

darauf hingewiesen, daß die Wege der 

Beratung, der Informationssammlung 

und der Vorentscheidungen um so in

formeller sind, je höher die Entschei

dungsebene liegt.

Auch heute noch dürfte es, wie schon 

zu Kaiser Kangxis Zeiten, für Spitzen

funktionäre entscheidend sein, daß sie 

ein Maximum an zusätzlichen infor

mellen Nachrichten erhalten. Welchen 

Weg diese Informationsübermittlung 

allerdings nimmt, ist aus naheliegen

den Gründen nicht bekannt. Es wäre 

jedoch ein Wunder, wenn die moder

nen Spitzenpolitiker hier wesentlich 

von ihren Vorgängern abwichen.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 

duale Übermittlung von Informatio

nen, konspirative Handhabung des 

Entscheidungsprozesses und häufige 

Verwendung informeller Verständi

gungskanäle charakteristisch für die 

innerbürokratische Arbeitsweise ge

blieben sind.

Neu ist allenfalls die Möglichkeit einer 

schnelleren Übermittlung von Ent

scheidungen durch Telefon, Telefax 

oder durch das Flugzeug.

5.233

Ausführungskontrolle

Beschlüsse sind das eine, ihre Durch

führung das andere. Wie schon im 

China der Kaiser kommt es auch in der 

Volksrepublik China immer wieder 

vor, daß beides am Ende weit ausein

anderklafft. Die Gründe dafür ließen 

und lassen sich zumeist auf drei 

Hauptursachen zurückführen, nämlich 

auf "Kosmetik", Boykott oder Unver

mögen.

- Kosmetik ist zumeist dann an der 

Tagesordnung, wenn entweder (mehr 

oder weniger ungewollte) Fehler über

schminkt oder aber, was ungleich pro

blematischer ist, wenn "befehlsgemäß" 

Jubelmeldungen abgegeben werden, 

wie sie beispielsweise im Zusammen

hang mit dem "Großen Sprung" von 

1958 und z.T. auch während der Kul

turrevolution üblich waren, wobei die 

Vollzugsmeldungen nicht etwa schlech

ten Gewissens, sondern ganz im Ge

genteil in dem Wunsche abgegeben 

wurden, auf diese Weise einer be

stimmten politischen Richtung Beifall 

zu zollen und den hinter dieser Politik 

stehenden Politikern die eigene Loyali

tät zu bekunden.

- Boykott kommt zumeist dann ins 

Spiel, wenn der eine oder andere Gan- 

bu, seinen "bürokratischen Gift

schrank" öffnet und Strategien zu ent

wickeln beginnt, wie sie sich in einer 

Reihe gängiger "Faustregeln" niederge

schlagen haben, z.B.: "Ergreift die obe

re Ebene eine Maßnahme, trifft die 

untere Ebene eine Gegenmaßnahme" 

oder "Wenn du eine Maßnahme gegen 

mich ergreifst, ergreife ich eine gegen 

dich"120 oder aber "Bu tong bu dong bu 

guan" [123], d.h.: (einen Beschluß oder 

eine Entscheidung) "nicht durchlassen, 

nicht verstehen und nicht beachten".121

- Was das Unvermögen zur Durchfüh

rung anbelangt, so hängt es entweder 

mit der Unfähigkeit der einzelnen 

Ganbu oder mit der konkreten poli

tisch-sozialen "Umgebung" zusammen

- vielleicht aber auch mit der Undurch

führbarkeit der "höheren Orts" getrof

fenen Entscheidung.

Noch zu Mao Zedongs Zeiten wurden 

alle drei Arten von Defiziten unter

schiedslos über einen Leisten gezogen, 

nämlich den der "Politik": "Fehler" ent

stünden, hieß es damals, stets im Kopf 

und lägen nicht so sehr in der Natur 

der Sache. Für jedes Problem lasse 

sich eine Lösung finden, wenn man nur 

genügend engagiert ("Alles für die Re

volution"!) vorgehe und dabei "Eins in 

zwei teile". Wenn ein Soldat beim 

Schießen sein Ziel verfehlt, so liege der 

Hauptfehler genauso bei seiner man

gelnden politischen Einstellung wie 

wenn ein Lkw-Fahrer mit seinem Ge

fährt wegen Motorschadens auf der 

Landstraße liegenbleibt oder aber ein 

Verwaltungskader einen Befehl nicht 

korrekt umsetzt.

Unter den Reformern hat sich diese 

Interpretation zwar "entpolitisiert", so 

daß jetzt auch sachliche Hindernisse 

anerkannt werden; letztlich freilich 

geht auch die reformerische Führung 

davon aus, daß das Fehlverhalten von 

Kadern nicht so sehr durch die objekti

ve Umgebung als vielmehr durch man

gelndes "Vertrauen" zwischen Bürokra

tie und Bevölkerung verursacht wurde. 

Die alte Devise des Konfuzius, daß 

nämlich die Kunst des Regierens in der 

Schaffung einer "Vertrauens"-Atmo- 

sphäre bestehe, hat hier m.a.W. eine 

Neuauflage gefunden.

Schon in der konfuzianischen Tradition 

gab es kein Recht auf Unvollkommen

heit und auch keine "Fehlerfreundlich

keit". Pflicht war vielmehr die Richtig

stellung des Selbst - und nach Mög

lichkeit die Selbstvervollkommnung, 

von der ja alles in der Welt abhing.

Die Hauptreaktionsmaßnahmen gegen 

mangelhafte Entscheidungsdurchfüh

rung sind daher bei Kaderverfehlungen 

entweder die politische Nachschulung 

(man denke an die kulturrevolutionä

ren "Mao-Zedong-Studienkurse"!)

oder aber die Werbung um das Ver-
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trauen der Ganbu; kommt es doch vor 

allem auf eine "Erneuerung des Den

kens an, das durch "Überzeugungs

und Indoktrinierungsarbeit" herbeizu

führen ist und das dazu beitragen 

kann, bei den Subaltern-"beamten Re

vancheüberlegungen oder aber jede 

Form von Obstruktiomsmus" auszu

schalten.

Auch bei der Ausführungskontrolle 

bleibt das "Regieren" letztlich ein 

"Richtigstellen", und alles Richtigstel

len wiederum beginnt bei der "Selbst

disziplinierung" - dem klassischen "keji" 

[124].

Nachlässigkeiten im kleinen haben aus 

eben diesem Grunde immer auch 

schon ihre Auswirkungen im großen: 

daher die permanente Erziehung und 

daher auch die häufig drastisch-exem

plarische Verfolgung von Einzelver

stößen, die als eine Art "Generalprä

vention" gedacht ist.

Ex-post-Reaktionen sollen allerdings 

die Ausnahme bleiben. Gefragt ist statt 

dessen eine ex ante-Verhinderung von 

"Obstruktionismus" mit Hilfe "innerer 

Kontrolle".

Was nun die äußere Kontrolle der Be

schlußdurchführung anbelangt, so ist 

hierfür ein "modernes Zensorat" zu

ständig, das jedoch nicht, wie noch im 

China der Kaiser, durch eine einzige 

Instanz, sondern durch mehrere Insti

tutionen und Organisationen wahrge

nommen wird, nämlich durch die oben 

bereits erwähnten Organe der "öffent

lichen Sicherheit", der "Staatssicher

heit" und der "Überwachung".

Neben diesen typisch staatlichen Or

ganisationen gibt es auch noch Kon

trollinstrumente der KPCh, nämlich 

zum einen den Parteivertreter (also 

"Politruk" oder "Politkommissar") in 

den einzelnen Danweis, zum anderen 

aber auch die Parteiausschüsse und 

Parteizellen, die eine Art "politischer 

Wachhund"-Funktion wahrzunehmen 

haben.

Nicht zuletzt hat sich aber auch die gu

te alte "persönliche Inspektion" am Le

ben erhalten, die von Parteiobleuten 

bis hinauf zu Parteispitzenfunktionären 

bisweilen anonym wahrgenommen 

wird. So hielt sich beispielsweise das 

im Politbüro für Landwirtschaftsfragen 

zuständige Mitglied Tan Zhenlin im 

September 1964 einen ganzen Monat 

lang in der Verkleidung eines "Profes

sors für Landwirtschaftsfragen" bei ei

ner Volkskommune der Provinz Hu

nan auf. Auch die Ehefrau des frühe

ren Staatspräsidenten Liu Shaoqi, 

Wang Guangmei, begab sich fast zur 

gleichen Zeit unter falschem Namen in 

eine Volkskommune der unmittelbar 

an Beijing angrenzenden Provinz He

bei.

Diese Art des Vorgehens bildeten al

lerdings die Ausnahme, auf alle Fälle 

aber war sie neu: In der Vergangenheit 

wäre es mit der Würde eines Zensors 

ja kaum vereinbar gewesen, sich als 

Bauer oder als Handwerker zu ver

kleiden!

Häufiger als Einzelinspektionen sind 

Kontrollmaßnahmen von "Arbeits

gruppen" (gongzuo dui) [125], die im 

Auftrag eines Partei- oder Staatsor

gans oder vielleicht auch eines einzel

nen Politikers Untersuchungen durch

führen und schriftliche Berichte ausar

beiten. Die regelmäßige Inspektions

arbeit freilich bleibt zumeist dem mo

dernen Zensorat, nämlich den lokalen 

Parteiorganen, überlassen.

52.4

Das tripolare Spannungsgefüge

Bei der Analyse des "tripolaren Span

nungsgefüges" ("Himmel" - "Obrigkeit' 

- Volk) wurde dem Beziehungsgeflecht 

"Himmel-Obrigkeit" im Traditionsteii 

(dazu 5.1.4.1) ein zentraler Stellenwert 

beigemessen, während die Konstella

tion "Obrigkeit-Volk" weniger stark 

zum Tragen kam. Maßgebend für die

se Gewichtung waren die bekannten, in 

dieser Serie schon mehrfach dargeleg

ten staatsphilosophischen Spekulatio

nen und Praktiken im China der Kai

ser.

Im Zusammenhang mit dem moder

nen China, das die Gewichte zumeist 

expressis verbis ganz auf die "Massen" 

hin verschoben hat, gilt es, gerade um

gekehrt zu verfahren.

Gleichwohl sei das im ersten Teil be

nutzte Gliederungsschema aus darstel

lungstechnischen Gründen auch hier 

beibehalten, vor allem was die dem er

sten Teil zugrunde liegenden Unter

gliederungen "Macht - Zeremoniell

Nachfolge" anbelangt.
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52.4.1

Reste von Tianxia-Traditionen?

52.4.1.1

Die "Macht" - nach wie vor geheimnis

voll entrückt

Im Traditionsteil wurde auf die drei 

Haupteigenarten der chinesischen 

Vorstellungen von Macht hingewiesen, 

die sich mit den Stichworten "außer

menschlich, Ausstrahlung, Selbstlegi

timierung" charakterisieren lassen.

Die Auffassungen der volksrepublika

nischen Führung wurden demgegen

über zwar stets höchst säkular darge

stellt, doch tauchen hinter der "weltli

chen" Diktion immer wieder transzen

dentale Bezüge auf - und, verstohlen 

manchmal, auch religiöse Termini. Zu 

besonderer Berühmtheit hat es in die

sem Zusammenhang ein Essay Maos 

aus dem Jahre 1945 gebracht, der den 

Titel "Yu Gong versetzt Berge" trägt, 

und der im Verlaufe der Kulturrevolu

tion von jedem Schüler und von jedem 

Aktivisten auswendigzulernen war. 

Mao erzählt dort das altchinesische 

Gleichnis vom "närrischen Greis Yu 

Gong" [126], der eines Tages be

schließt, jene zwei Berge, die den Weg 

vor seiner Haustür versperren, mit 

Hacke und Spaten abzutragen. Ein an

derer Greis, der "Weise Alte" genannt, 

hält dieses Vorhaben für verrückt und 

für völlig undurchführbar. Yu Gong 

aber sagt ihm ins Gesicht: "Sterbe ich, 

bleiben meine Kinder; sterben die 

Kinder, bleiben die Enkelkinder, und 

so werden sich die Generationen in ei

ner endlosen Reihe ablösen. Diese 

Berge sind zwar hoch, aber sie können 

nicht mehr höher werden." Anschlie

ßend macht er sich daran, Tag für Tag 

die Berge abzutragen. "Das aber rührte 

Gott und er schickte zwei seiner Boten 

auf die Erde, die beide Berge auf dem 

Rücken davontrugen." Mao fährt dann 

fort, daß "gegenwärtig ebenfalls zwei 

große Berge schwer auf dem chinesi

schen Volk lasten, nämlich der Imperi

alismus und der Feudalismus." Die 

KPCh sei entschlossen, diese beiden 

Berge abzutragen und "wir müssen un

ermüdlich arbeiten, bis wir ebenfalls 

Gott (shangdi) [127] rühren. Unser 

Gott aber ist niemand anderer als die 

Volksmassen Chinas. Wenn sich das 

ganze Volk erhebt, um mit uns ge

meinsam die Berge abzutragen, warum 

sollen wir sie dann nicht wegschaffen 

können!?"122
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Shangdi, der "Oberste Himmelsherr

scher" und die "Volksmassen" werden 

hier also in einem Atemzug genannt! 

Passend dazu wird den "Massen" pro- 

metheische "Schöpferkraft" zugespro

chen, also wiederum eine göttliche Ei

genschaft, die mit der maoistischen 

Prämisse einhergeht, daß alles, was 

den Interessen der Massen dient, im 

tiefsten Grunde "richtig" sei - altchine

sisch ausgedrückt: dem Dao entspricht!

Kein Zweifel, daß hier viele transzen

dentale Vorstellungen zusammen

schießen, gegen deren assoziierende 

Kraft der nach außen hin so säkulare 

Wortschatz nicht zu bestehen vermag!

Wer das "Richtige" tut, wird über

menschlich stark; keine Macht der 

Welt kann ihm Einhalt gebieten - er 

wird gleichsam zum Vollzieher des 

himmlischen Willens. Damit aber be

stätigt sich erneut das alte Wortspiel 

des Konfuzius, daß "Regieren" nichts 

anderes ist als "Richtigstellen" (zheng 

= zheng) [128],

Kein Wunder auch, daß sich der 

"Mächtige", d.h. der "Exekutor des 

himmlischen Willens", auch in der 

Volksrepublik immer wieder auf "Ge

setzmäßigkeiten der Geschichte" und 

auf "richtige Formeln" beruft: früher 

auf den "Himmelswillen" (tianming), 

zu Mao Zedongs Zeit auf die "Massen

linie" (luxian) und im Zeitalter Deng 

Xiaopings auf "Reform und Öffnung".

Vor allem die Berufung auf die "Mas

senlinie" (qunzhong luxian) [129] wirk

te manchmal wie der Rückgriff auf ei

ne "Zauberwaffe" (fabao) [130], mit 

deren Hilfe sich der erwünschte revo

lutionäre Erfolg gleichsam herbeizwin

gen ließ.

War in der kaiserlichen Tradition Wert 

auf "richtiges", d.h. li-gemäßes Verhal

ten gelegt worden, so hatten die Maoi

sten den Akzent auf den "richtigen" 

Arbeitsstil verschoben: "Die Meinun

gen der Massen sammeln und konzen

trieren und sie wieder in die Massen 

zurücktragen, damit sie konsequent 

verwirklicht werden, und damit sich in 

der Führung richtige Ansichten her

ausbilden - dies ist die grundlegende 

Führungsmethode."123 Die Prämisse, 

die dieser Führungsmethode zugrunde 

liegt, ist der Glaube an die "unbegrenz

te Schöpferkraft der Volksmassen" 

(wuxiande chuangzaoli) [131], Diese 

gottgleiche Omnipotenz der Volksmas

sen, die in den Jahren der Auseinan

dersetzungen mit Japan und mit der 

Guomindang wahre Wunder gewirkt 

hatte, wurde vom "Vorsitzenden" vor 

allem 1955 wieder beschworen, als es 

galt, die Umwandlung bäuerlicher Be

triebe in Genossenschaften schneller 

als ursprünglich vorgesehen voranzu

treiben... und den zögerlichen Kontra

henten innerhalb der KPCh eine Gar

dinenpredigt zu halten, die ihnen die 

"wahre Macht der Massen" erneut vor 

Augen führen sollte:124 Das Volk - und 

nur das Volk - sei die Triebkraft der 

Geschichte, heißt es in Maos Kom

mentaren zum Aufbruch der Genos

senschaftsbewegung. Wenn 100 Millio

nen Bauern ihr Schicksal in die eigene 

Hand nehmen - wer könnte sie dann 

noch bremsen!? Innerhalb von nur drei 

Jahren könnten sie den genossen

schaftlichen Zusammenschluß durch

peitschen125 und dabei mit ihrer Ener

gie eine "Sturmflut entfachen, in der 

alle Dämonen und bösen Geister ver

sinken".126 Die von ihnen eingeleitete 

sozialistische Umgestaltung sei ein 

"welterschütterndes Unterfangen",127

Aufgabe der politischen Führung sei es 

einzig und allein, die Massen genügend 

nachdrücklich über ihre eigenen Inter

essen und Intentionen aufzuklären und 

so den "Lebensnerv" freizulegen.128 

Die "Massenlinie" also sei es, die den 

"richtigen Weg" aufzeige und die mil

lionenfache Kräfte freisetze, um in 

kürzester Zeit all jene Fragen einer 

Lösung zuzuführen, die im Laufe der 

Geschichte unbeantwortet geblieben 

seien. Auch hier wieder der indirekte 

Verweis auf quasi-religiöse Kräfte, auf 

den "richtigen Weg" und auf das oben 

bereits erwähnte alte Wortspiel des 

Konfuzius, daß "Führen nichts anderes 

als Richtigstellen" sei.

Im Traditionsteil wurde bereits er

wähnt, daß zwischen "Macht besitzen" 

und "Macht ausüben" eine tiefe Kluft 

besteht. Bei genauerem Hinsehen ver

hält es sich hier im modernen China 

nicht sehr viel anders als im traditio

nellen Reich der Mitte: Auch die mo

dernen "Kaiser" - angefangen von Jiang 

Jieshi über Mao Zedong bis hin zu 

Deng Xiaoping - leben zurückgezogen 

in ihren "Palästen" (in Beijing ist dies 

nicht zufällig der altehrwürdige 

Zhongnanhai-Bezirk!), wobei sie die 

Ereignisse aus dem Hintergrund beob

achten. Anders als der westliche

Durchschnittspolitiker, der sich tagtäg

lich vor die Fernsehkamera oder vor 

das Mikrofon drängt, wahrt der mo

derne chinesische "Kaiser" Distanz und 

tritt nur selten hervor, um die falsche 

Linie seiner Gegner zu "korrigieren", 

also wiederum "durch Richtigstellen" 

zu "führen". Mao Zedong beispielswei

se berichtigte die "revisionistische" Li

nie seiner Gegner 1955 (während des 

"Sozialistischen Aufschwungs auf den 

Dörfern"), 1958 (bei Einleitung der 

"Drei roten Banner"), 1963 (beim Er

laß der "Ersten Zehn Punkte") und 

1966 (beim Start der Kulturrevolu

tion).

In der dazwischenhegenden Zeit hat

ten die "Rinderdämonen und Schlan

gengeister" (niugui sheshen) [132] das 

Sagen und das - falsche! - Tun. Ähnlich 

verhielt sich Deng Xiaoping, der nach 

dem 3.Plenum des XI.ZK vom De

zember 1978 über den Wolken des 

Zhongnanhai verschwand und nur ab 

und zu mahnend hervortrat, sei es nun 

beim Erlaß der "Vier grundlegenden 

Prinzipien" im März 1979, bei den er

sten Reformversuchen zur Umgestal

tung des Führungssystems im August 

1980, beim "Kampf gegen falsche ideo

logische Tendenzen" im März 1981, 

beim XILParteitag (September 1982) 

oder aber, zehn Jahre später, bei der 

erneuten Einmahnung zur "beschleu

nigten Durchführung der Reformen" 

im Februar/März 1992.

Da chinesische Spitzenpolitiker oft 

längere Zeit einfach weggetauchen, 

bringen vor allem unerfahrene Journa

listen immer wieder Meldungen über 

eine angeblich schwere Erkrankung 

oder gar über "politische Erkrankun

gen" ans Licht. Dies aber ist falsch. 

Ohne ein Sich-Zurückziehen des Herr

schers wäre die Gleichsetzung von 

Führen und Richtigstellen ja kaum 

darstellbar. Kein Wunder, daß in Er

zählungen, Filmen und Anekdoten 

immer wieder das Gleichnis von der 

Treppe auftaucht, die oben in einem 

Wolkenmeer verschwindet, von woher 

ab und zu Blitze und Donner nieder

gehen.

Wie schon in kaiserlicher Zeit ist auch 

heutzutage die Fuhrungsautorität 

durchaus akzeptabel, wenn sie schützt, 

wenn sie den Gewaltunterworfenen 

Demütigungen erspart und wenn sie, 

wie gesagt, auf Distanz achtet. Gleich

zeitig gilt es, Fehler zu vermeiden, die 

den Verdacht von "Mandatsverlust' 
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aufkommen lassen könnten. Aus 

Furcht vor unangenehmen Rückschlüs

sen neigt deshalb der "Machthaber" 

auch in der VRCh dazu, entweder 

überhaupt nicht zu handeln oder aber - 

am Ende der anderen Skala - überzu

reagieren. Mit diesem empirisch er

fahrbaren Pendeln zwischen Extrem

zuständen läßt sich der nicht selten an

zutreffende Energieausbruch erklären, 

der auf eine längere Etappe der Le

thargie und Apathie folgt - man denke 

an das Verhalten der chinesischen 

Führung im Frühjahr 1989, als sie den 

Studentendemonstrationen den ganzen 

Mai über tatenlos zusah und dann 

plötzlich in der Nacht vom 3. auf den 

4.Juni aus heiterem Himmel ganze Di

visionen losmarschieren und -schießen 

ließ - mit der Folge, daß das vorher so 

hell gewordene Bild der Volksrepublik 

über Nacht rabenschwarz geworden 

war.

Der "4Juni" war freilich eher die Peri

petie einer Politik, die sich auf weniger 

spektakuläre Weise seit 1949 schon 

mehrere Male zu Wort gemeldet hatte. 

Als pars pro toto seien hier Maßnah

men des Jahres 1982 aufgeführt: Ob

wohl 1979 ein Strafgesetz und eine 

Strafprozeßordnung erlassen worden 

war, die an Systematik und Präzision 

kaum noch Wünsche offenzulassen 

schienen, kam es doch im nachhinein 

zu höchst merkwürdigen Anwendun

gen, nicht zuletzt auch zu exemplari

schen Massenhinrichtungen, die, ob

wohl politische Kampagnen seit 1979 

offiziell tabuisiert worden waren, doch 

immer wieder hochkochten und Erin

nerungen an die drei Jahrzehnte zwi

schen 1949 und 1978 weckten. 1982 

beispielsweise ging eine Erschie

ßungswelle über die Volksrepublik 

hinweg, die als Abschreckung gegen 

jenen Sumpf von Korruption gedacht 

war, der sich damals bereits wieder ge

bildet hatte. Überdies wurden durch 

Beschluß vom 8.März 1982 die StGB- 

Bestimmungen gegen "Wirtschaftsver

brechen" (Schmuggel, Devisenschie

bung, Spekulation, Diebstahl öffentli

chen Eigentums, Veräußerung von An

tiquitäten ins Ausland sowie Anstiftung 

oder Entgegennahmen von Beste

chungsgeldern) verschärft. Im Falle 

"erschwerender Umstände" wurden die 

Folgen auf Gefängnis von mindestens 

10 Jahre, auf lebenslanges Zuchthaus 

oder aber auf Todesstrafe angehoben. 

Gleichzeitig verhängten die Gerichte - 

im Widerspruch zum ursprünglich an

erkannten Grundsatz des "Nulla poena 

sine lege" - jetzt auch Todesstrafen mit 

Rückwirkung.129

Wenn das Gewitter vorüber ist, hat 

sich auch der "Mächtige" längst wieder 

zurückgezogen und übt sich erneut in 

Geheimniskrämerei und in sibyllini

schen Formeln, die der konkreten Aus

legung im politischen Alltag zugänglich 

sein sollen.

"Macht" gilt also auch in der Volksre

publik nach wie vor als geheimnisvoll

entrückt, und sie besitzt außerdem ein 

bestimmtes "Gesicht", das deshalb als 

solches auch geachtet und in der "rich

tigen" Weise verehrt sein möchte. Die 

Studenten haben am 4.Juni 1989 erfah

ren müssen, was es heißt, gegen diese 

Spielregel zu verstoßen und vor "der 

Macht" Respektlosigkeit an den Tag zu 

legen. Aus den gleichen Gründen be

käme es vermutlich auch einem chine

sischen Journalisten schlecht, unter

stünde er sich, einen Politiker vom 

Range Deng Xiaopings vor laufender 

Kamera ins Kreuzverhör zu nehmen! 

Als unziemlich gelten auch politische 

Karikaturen und Parodien auf chinesi

sche Politiker - vom Sakrileg eines po

litischen Kabaretts ganz zu schweigen! 

Man spielt eben nicht ungestraft mit 

"numinosen Mächten"!

52.4.12

Das Nachteben der Zeremonien: Der 

schöne Schein von Krisenimmunität 

"Heute gehört uns das Zeremoniell - 

und morgen die ganze Welt": Obwohl 

nicht ausdrücklich so formuliert, bilde

ten Überzeugungen dieses Zuschnitts 

doch eine Art Grundströmung tradi

tioneller Herrschaftspolitik - und sind 

es bei genauerem Hinsehen bis auf den 

heutigen Tag geblieben.

Bereits die Westliche Han-Dynastie, 

die für das nachfolgende kaiserliche 

China so stilprägend geworden ist, hat

te aus den Fehlern des vorangegange

nen Herrscherhauses der Qin neben 

vielen anderen Erkenntnissen auch die 

Einsicht gewinnen können, daß zur 

Machtausübung beileibe nicht nur Sol

daten und Beamten, sondern auch Ri

tuale und Zeremonien gehören, die - 

ergänzend zum äußeren - vor allem 

das innere Kontrollverhalten zu beein

flussen vermögen.

Im Zeichen dieser Grundeinsichten 

war der chinesische Hof seit der Han- 

Zeit zu einem permanenten, mehr als 

2.000 Jahre überdauernden "Versailles" 

geworden, dessen Rituale und Zere

monien nicht nur den "Inneren Hof' 

beherrschten, sondern auch immer 

mehr auf den "Äußeren Hof' - die Be

amtenschaft - ausstrahlten und ihr da

durch übrigens zusätzliches Charisma 

in Form von "traditioneller Macht" ver

liehen.

Einer der Gründe, warum das Repu

blikanische China schon so kurz nach 

seiner Ausrufung (1.1.1912) wieder aus 

dem Tritt kam, war der Mangel an Ze

remoniell, der für die damaligen Revo

lutionäre um Sun Yixian zwar durch

aus logisch gewesensein mochte, der 

aber deshalb noch lange nicht in die 

Vorstellungswelt des Durchschnitts

chinesen paßte, dem schon deshalb 

Zweifel gekommen sein mögen, ob 

Herrschaft ohne Zeremoniell über

haupt legitim sei.

Kein Wunder, daß der zweite große 

Anlauf einer GMD-Regierungsbil- 

dung, der den Regieanweisungen Jiang 

Jieshis folgte und 1927 zur Begründung 

einer neuen Machtzentrale in Nanjing 

führte, von Anfang an von üppigem 

Zeremoniell begleitet war, wobei der 

Sun Yixian-Kult in den Mittelpunkt 

rückte. Niemand, der hier nicht so

gleich Ähnlichkeiten zu den alten Kai

serkulten verspürt hätte: Vor den To

ren der Hauptstadt, und zwar zu Fü

ßen der Purpurberge, entstand damals 

ein architektonisch gewaltiges - und 

pathetisch ausgreifendes -Sun-Mauso

leum. Darüber hinaus hatten alle Bü

ros der Regierung und alle Schulen je

den Montag ein Ritual für den "Guofu" 

("Vater der Republik") durchzuführen, 

in dessen Mittelpunkt drei tiefe Ver

neigungen vor dem Portrait Suns stan

den, das schon damals jeden offiziellen 

Raum schmückte. Ferner war bei die

ser Gelegenheit das Testament des 

Guofu zu verlesen und sodann ein 

mehrere Minuten dauerndes Schwei

gen einzuhalten. Da Jiang Jieshi als 

"getreuer Schüler und Nachfolger" stets 

in unmittelbare Nähe des "Vaters der 

Republik" gerückt wurde, gehörte er 

schon in den 30er Jahren gleichsam zur 

Sun’schen Aura. Spätestens Ende der 

30er Jahre, vor allem aber im Exil auf 

Taiwan, wurde Jiang schließlich selbst 

immer mehr Adressat eines ausschwei

fenden Personenkults, der es ihm 

schwermachte, noch Kontakt mit der 

Bevölkerung zu halten.
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Ähnlich erging es Mao Zedong, der, 

nachdem er jahrzehntelang eng mit 

Bauern zusammengelebt, -gekämpft 

und -gelitten hatte, sogleich nach Aus

rufung der Volksrepublik Wohnung in 

der einstigen "Verbotenen Stadt" bezog 

und seit dieser Zeit immer einsamer 

"in die Wolken" entrückte, so daß der 

nachfolgende Personenkult, der vor 

allem während der Kulturrevolution 

unfaßbare Ausmaße erreichte, letztlich 

nichts anderes war als eine Wiederan

knüpfung an "kaiserliche" Rituale. Dies 

hinderte ihn und seine "engsten 

Kampfgefährten", die sich ebenfalls mit 

in den Palast zurückgezogen hatten, 

jedoch keineswegs daran, das Wort 

"Massenlinie" nach wie vor auf den 

Lippen zu führen - als gelte es den 

Nachhall eines fernen Echos zu be

schwören. Zu Bestandteilen des Kult 

und Kanon130 wurde auch das schrift

stellerische Werk Mao Zedongs, an 

dem nicht nur kein Deut kritisiert wer

den durfte, sondern das überdies feier

lich wie eine Bibel zu lesen war, und 

nach dessen Kriterien die "Abweichler" 

zur Rechenschaft gezogen und die 

Gläubigen belohnt wurden.

Während der Kulturrevolution gab es 

schon bald keine einzige Lebensäuße

rung mehr, die nicht mit Mao-Zitaten 

hätte geschmückt oder gar gerechtfer

tigt werden müssen. Darüber hinaus 

ergingen seit 1966 neue "Rechts"-Vor

schriften, die alles andere "derogierten" 

und ins Abseits drängten, was je vom 

regulären Gesetzgeber oder aber vom 

ZK erlassen worden war, nämlich die 

"Neuesten Weisungen des Vorsitzen

den". Die Personenherrschaft hatte 

sich hier m.a.W. auf Kosten der Geset

zesherrschaft souverän durchgesetzt.

Schwärmerische Kommentare lösen 

neuerdings auch "Deng Xiapings Theo

rien" aus, die z.B. bei einem "Symposi

um über Dengs Theorien" am 19.Juni 

1993 in Shanghai vom Politbüro-Mit

glied Ding Guan’gen als "geistiger 

Reichtum der chinesischen Nation" 

und als "Kraftquelle" für die "ganze 

Partei und das chinesische Volk beim 

unermüdlichen Einsatz für die Reali

sierung der sozialistischen Modernisie

rung" beweihräuchert wurden. Die 

"Bewaffnung der Partei mit Dengs 

Theorie" sei für den "Aufbau des So

zialismus chinesischer Prägung" unent

behrlich.131 Ähnlich wie Lin Biao noch 

zweieinhalb Jahrzehnte vorher emp

fohlen hatte, "das Mao-Zedong-Den- 

ken zu lernen und lebendig anzuwen

den", betonte Ding, daß es entschei

dend darauf ankomme, "beim Studium 

von Dengs Theorie ihren Hauptinhalt 

und ihre grundlegenden Auffassungen 

zu beherrschen, ihre Essenz zu begrei

fen und das Gelernte anzuwenden".

Auch hier taucht ein neuer Personen

kult auf, wie er nach den Erfahrungen 

mit dem Mao-System eigentlich längst 

hätte erledigt sein sollen. Wie abhängig 

nämlich ein ganzes politisches System 

von einer einzigen Person werden 

kann, zeigte sich auf tragische, ja bis

weilen groteske Art bei den Auseinan

dersetzungen um die Entmaoisierung 

in den Jahren 1978/79. Obwohl die 

Reformer fast einhellig der Meinung 

waren, daß der Mao Zedong-Weg die 

VRCh ins Abseits geführt hatte und 

daß es daher das Beste sei, den inzwi

schen verstorbenen "Vorsitzenden" 

samt seinen Ideen ein für allemal in 

der Versenkung verschwinden zu las

sen, waren sie sich doch gleichzeitig 

auch bewußt, daß eine Destalinisie- 

rung nach Chruschtschow-Muster im 

autoritätsgläubigen China zu einer Ka

tastrophe führen könnte. Einige "Ge

nossen" gingen deshalb so weit, nicht 

nur jede "De-Maoisierung" zurückzu

weisen, sondern bei der Droge Mao zu 

bleiben und den "Zwei-was-auch-im- 

mer-Weg" (liangge fan shi) [133] zu 

empfehlen, d.h., auch weiterhin darauf 

zu pochen, daß alles, was Mao je ge

sagt und was er getan hatte, richtig ge

wesen sei.132

Bekanntlich wählten die Reformer - 

vor diese beiden Extrempositionen ge

stellt - den Zhongyong(Mittel)-Weg, 

indem sie die Person Maos zwar tadel

ten, sein Denken aber mit dem ideolo

gischen Skalpell von der Person ab

schälten und es zum Erfahrungsschatz 

sämtlicher sinokommunistischer Revo

lutionäre erklärten.

Die Angst, Hand in Hand mit dem Ri

tual auch die Macht zu verlieren, hatte 

also am Ende den Sieg über die "Ent

maoisierung" davongetragen.

Hier war also, wie schon zu Kaisers 

Zeiten, wieder einmal neuer Wein in 

alte Schläuche gegossen worden, in

dem sich nämlich die Genossen tradi

tioneller Kulte bedienten und sowohl 

die Person als auch ihr Werk kurzer

hand "einschreinten". Reinszenierungs- 

versuche dieser Art sind angestammtes 

chinesisches Brauchtum und haben da

zu geführt, daß im Laufe der Zeit 

kaum je die äußeren Formen, dafür 

aber um so flexibler die Inhalte verän

dert wurden. Immer wieder umarmen 

chinesische Führungen das Ritual und 

versuchen, sich und ihrer Politik den 

Mantel der Konstanz, der Prinzipienfe

stigkeit, des Oberflächenglanzes und 

vor allem der Unveränderlichkeit um

zuhängen. Besonders deutlich trat die

ses Verhalten im Zeichen neuzeitlicher 

Krisen zutage, als zwei Niederlagen 

historischen Ausmaßes zu verkraften 

und "wegzustecken" waren:

- Es begann damit, daß das kaiserliche 

China nach dem verlorenen Opium

krieg in eine aussichtslose Lage gera

ten war und sich nun zum erstenmal 

auf einen wirklichen Selbsterfor

schungsprozeß einlassen mußte. Das 

Ergebnis war freilich auch jetzt kei

neswegs ein "fanshen" [134], d.h. ein 

echtes "Körperumdrehen", sondern 

abermals ein halbherziger Kompro

miß, der mit der wohlklingenden Ent

schuldigungsformel "zhong ti xi yong" 

("Das Chinesische als Substanz, das 

Westliche nur zum Gebrauch") einge

kleidet wurde (Näheres dazu 1.2.2). 

Um den Preis einer "Lebenslüge" war 

also auch jetzt noch - auf der Talsohle 

der neuzeitlichen Geschichte - der 

schöne Schein von Krisenimmunität 

gewahrt worden.

- Mutatis mutandis wiederholte sich 

der gleiche Vorgang eineinhalb Jahr

hunderte später: Abermals war eine 

Welt zusammengebrochen, und zwar 

diesmal die des maoistischen "Realso

zialismus", und erneut legte China ein 

Verhalten an den Tag, das sich wie ei

ne Re-inszenierung aus dem 19.Jh. 

ausnahm, und das sich, analog zur da

maligen Zeit, mit "she ti zi yong" [135], 

d.h. also mit "Sozialismus als Substanz, 

Kapitalismus zum Gebrauch" charakte

risieren ließe, obwohl es expressis ver- 

bis so nie formuliert worden war.

Bei näherem Hinsehen wurde freilich 

schnell deutlich, daß der Sozialismus- 

Begriff, wie er von den Reformern um 

Deng Xiaoping in den 80er Jahren zu

rechtformuliert worden war, mit den 

klassisch-marxistischen oder aber den 

maoistischen Vorstellungen nur noch 

die Worthülse gemeinsam hatte. Um 

so stärker pochte man dafür auf die 

"Mao-Zedong-Ideen", die jetzt aller

dings immer mehr mit "Deng Xiao- 

pings Theorien" assoziiert und schließ

lich gleichgesetzt wurden, vor allem 

mit dem zwischenzeitlich zum Sprich
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wort gewordenen Zitat, daß "die 

Wahrheit in den Tatsachen liegt", daß 

"das Denken zur Befreiung (von über

lebten Dogmen) dienen" solle und daß 

"das Heil nicht mehr in der Revolution 

oder im Klassenkampf, sondern in ‘Re

form und Öffnung’ zu suchen" sei, zu

mal sich Klassenkampf ja nicht essen 

lasse!

Um Ordnung zu schaffen, "Stabilität" 

herzustellen und alle dem Regime ge

fährlichen Entwicklungen abzuwiegeln, 

hat seit dem Ende der "großen Stürme" 

auch wieder eine "Traditionalisierung" 

vieler Lebensbereiche begonnen, die 

nicht mit großer Politik, sondern mit 

den kleinen Instrumenten der Rituali

sierung arbeitet.133

Zeremonien und Rituale sind aber 

nicht nur für den "Hausgebrauch" und 

für die eigene Bevölkerung bestimmt, 

sondern sie werden, wie eh und je sy

stematisch auch zur Selbstdarstellung 

gegenüber dem Ausland verwertet.

Ein für das chinesische Ritual beson

ders sensibler japanischer Journalist 

gab ein Stück Atmosphäre der chinesi

schen "Bankettpolitik" - eines wichtigen 

Teilstücks chinesischer Außenpolitik - 

mit folgenden Worten wieder: "Ban

kettnächte in Beijing sind eine Mi

schung aus Politik, Showbusiness und 

Gastronomie, mit der sich nicht einmal 

mittelalterliche Königshäuser messen 

könnten. Das Schauspiel beginnt mit 

der Ankunft der Gäste auf dem Platz 

vor dem Tor des Himmlischen Frie

dens, mit der Ansicht der erleuchteten 

Volkshalle, die oft mit dem Sonnenun

tergang über den Westlichen Bergen 

zusammenfällt. Die erste Überra

schung ist die Garderobe - mehr als 

60 m lang und breit wie ein Fußball

platz. Das setzt den monumentalen 

Rahmen für alles, was nun folgt. Die 

große Volkshalle, 1949 in neun Mona

ten erbaut, ist eine kleine Stadt mit ei

nem Saal von 10.000 Sitzplätzen und 

einem Bankettraum für 5.000 Perso

nen. Im Bankettsaal, einem viereckigen 

Stadion, das mit Tonnen goldener und 

weißer Farbe bemalt ist, sind vor einer 

weißen Bühne Tische aufgereiht, und 

eine übergroße chinesische Flagge 

hängt neben der nationalen Fahne des 

Ehrengasts. Auf den hinteren Bänken 

bekommen die ausländischen Journali

sten lange Hälse, um zu beobachten, 

welcher chinesischer Politiker heute 

anwesend ist - eine Möglichkeit, um 

Aufschluß im ewigen Ratespiel chine

sischer Politik zu gewinnen."134

Der Einzug der Gäste und die Sitzord

nung sind nach einem ebenso ewig 

gleichen Ritual ausgerichtet. Selbst der 

Tourist unterliegt manchmal - 1977 

allerdings noch wesentlich häufiger als 

1993 - einem bestimmten Verbeu

gungsritual. Lange Zeit bekam er nur 

modellhafte Einrichtungen zu sehen, 

die ihm Stoff zum Nachdenken geben 

sollten. Er verneigte sich vor Mao, in

dem er dessen Geburtshaus oder aber 

andere Stätten der chinesischen Revo

lution besuchte; er bewunderte die 

Fertigkeit von Akupunkturärzten, oder 

er sah eine Oper, in der die Größe 

Chinas und der chinesischen Revolu

tion verherrlicht wurden/werden. Erst 

mit der Kommerzialisierung des Tou

rismus Anfang der 80er Jahre haben 

sich hier gewisse Änderungen einge

stellt. Nur höherrangige Besucher ha

ben jetzt noch dem "Verbeugungsweg" 

zu folgen.

Ritualisiert ist auch der Sprachstil, in 

dem außenpolitische Erklärungen ab

gefaßt werden. Für die Beschreibung 

der Gesprächsstimmung im diploma

tischen Verkehr haben sich 16 Formu

lierungen eingebürgert, die von "herz

lich" über "ungezwungene Atmosphä

re" bis hin zu einer "Atmosphäre inni

ger Freundschaft und vollständigen 

Einverständnisses" reichen können. 

Bisweilen beginnt sich die Rhetorik zu 

verselbständigen, merkwürdige Seiten

pfade einzuschlagen und in eine ideo

logisch vorgefertigte Schein weit einzu

treten - so geschehen in den vielen 

Jahren heftigen - und starren -Erklä

rungsverhaltens gegenüber Ländern 

wie Südkorea oder Israel, mit denen 

Beijing dann Jahre später die herzlich

sten Beziehungen einging.

Sogar Bombardierungsrituale gehören 

(oder gehörten zumindest lange Zeit) 

zum Ausdrucksrepertoire, wie u.a. die 

Beschießung der von Taiwan-Truppen 

gehaltenen Jinmen(Qernoy)-Insel i.J. 

1958 gezeigt hat. Als Beijing nach wo

chenlangem wütenden Dauerfeuer an

kündigte, daß die Beschießung künftig 

nurmehr an ungeraden Tagen fortge

setzt würde, wunderten sich nicht we

nige westliche Beobachter über diese 

merkwürdige (manifeste) Erklärung; 

schien sie doch sinnlos, da die Truppen 

Taiwans auf Qemoy ihre Schutzmaß

nahmen entsprechend dosieren konn

ten. Die Erklärung enthüllte aber so

gleich ihren tieferen (latenten) Gehalt, 

wenn man sie dahingehend interpre

tierte, daß die Beschießung auch als

Ausdruck der Verärgerung gegenüber 

der Sowjetunion gedacht war, die der 

VRCh damals jegliche Qemoy-Hilfe 

verweigert hatte, nicht zuletzt aber 

auch als ein Signal an die eigene Be

völkerung, die ja gerade in jenen Mo

naten zum Großen Sprung aufgerufen 

worden war und die durch den Hinweis 

auf eine von außen drohende Gefahr 

zusätzlich stimuliert werden sollte.

Auch der permanent harte Ton der 

chinesischen Propaganda gegenüber 

Moskau diente jahrelang als perma

nentes Mittel zur Ritualisierung des 

gegenseitigen Verkehrs. Beijing be

schuldigte die Sowjetunion der Kriegs

treiberei und wollte sie damit gleich

zeitig auch veranlassen, ihre friedlichen 

Absichten zu beweisen - dies dürfte 

sogar das eigentliche unterschwellige 

Ziel des chinesischen Anklagerituals 

gewesen sein.

In gewisser Weise fühlt man sich hier 

an die Rituale des japanischen Sumo- 

Ringens erinnert: Die Gegner belauern 

sich, werfen Salz, um sich zu reini- 

gen/'zu stärken und die Geister des 

Ortes für sich zu gewinnen, und blei

ben vor allem in ständigem Augenkon

takt, um sich zu bedrohen, sich auszu

rechnen und sich gegenseitig zu verun

sichern. Nach langen Vorbereitungen 

dauert der eigentliche Kampf dann oft 

nur Sekunden.

Die meisten dieser Attitüden sind dem. 

chinesischen Kampfverhalten ebenfalls 

eigentümlich - mit dem Unterschied 

allerdings, daß der chinesische Kon

fliktpartner mit großen verbalen Dro

hungen hervortritt und andererseits 

den Kampf als solchen zu vermeiden 

sucht.

Schon für das traditionelle China war 

es bezeichnend gewesen, daß nach au

ßen hin mit Worten eine scharfe Klin

ge gefühl t wurde, während man immer 

dann, wenn es auf Handlungen ankam, 

ungemein vorsichtig agierte: China 

verwendete ein Maximum an Psycho

logie bei einem Minimum an Risiken: 

suaviter in re, fortiter in modo!135

Diese Traditionen haben sich auf die 

VR China weiter vererbt - man erinne

re sich vor allem der beiden "Sumorin 

ger" VR China und Sowjetunion, die 

von 1960 bis zum Beginn der 80er Jah 

re, d.h. also über 20 Jahre lang, umein

ander herumgegangen sind, sich haßer

füllt in die Augen geblickt und schreck
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liehe Verbaldrohungen ausgestoßen 

haben, ohne daß es aber, wenn man 

von kleineren Ausnahmen wie dem 

Ussuri-Konflikt absieht, zu einem ech

ten Kampf gekommen wäre.

Die chinesische Propaganda öffnete 

bei diesen Auseinandersetzungen ihre 

Pandorabüchse und versuchte, den 

Feind so tief wie möglich zu verletzen, 

indem sie vor allem seine Glaubhaftig

keit in Frage stellte, so z.B. mit den 

Ausdrücken "Sowjetrevisionismus", 

"Sozialimperialismus" oder "Hegemo

nismus", wobei man wissen muß, daß 

die chinesische Formulierung "ba- 

quanzhuyi" [138] Assoziationen an die 

schlimmsten Zeiten der chinesischen 

Bürgerkriege z.Z. der "Drei Reiche" 

hervorrief. "Baquan" ist nicht etwas 

Abstraktes, blutleer Klingendes (wie 

der in westliche Sprachen übersetzte 

Ausdruck "Hegemonismus"); vielmehr 

verbindet sich damit eine Macht, die 

einschüchtert, die sich überall ein

mischt und die unberechenbar handelt. 

"Ba tianxia" heißt, mit Gewalt 

schlechthin regieren, "ba zhan" soviel 

wie "mit Gewalt besetzen, annektie

ren", "bawang" ist ein unumschränkter 

Despot und "badao" heißt soviel wie 

"den Weg der Rohheit gehen" [137].

All dies wurde ausgerechnet einer 

Macht entgegengehalten, die für sich 

in Anspruch nahm, den Sozialismus 

und das bessere Erbteil der Mensch

heit zu verkörpern!

Sogar chinesische Politiker, deren 

Verhalten als besonders verwerfens

wert hingestellt werden sollte, wurden 

verbal zu Sowjetpolitikern umstilisiert 

und als solche der Verachtung preisge

geben, u.a. Liu Shaoqi, der nach sei

nem Sturz in den Medien überall als 

"chinesischer Chruschtschow" (Zhong- 

guo Heluxiaofu) auftauchte!

Indem die VR China auf diese Weise 

ihre Gegner ins schiefe Licht setzte 

und ihr Gesicht verlieren ließ, fühlte 

sie sich in der Richtigkeit ihres eigenen 

Verhaltens gleichsam rückbestätigt.

Diese Selbstvergewisserung wurde 

noch dadurch verstärkt, daß man es ja 

nicht mit einem kleinen, sondern ei

nem wirklich mächtigen Gegner zu tun 

hatte. Zwar hatte die VR China auch 

Konflikte mit Ländern geringeren 

Formats, wie etwa der SR Vietnam, 

die sich in den 10 Jahren zwischen 

1978/79 und 1989 beharrlich weigerte, 

dem Oberhaupt der tradtionellen asia

tischen Völkerfamilie, nämlich dem 

Reich der Mitte, den seit Jahrhunder

ten üblichen Respekt weiterhin zu zol

len; letztlich wurde Vietnam aber le

diglich als eine Art Anhängsel der Su

permacht Sowjetunion an den Pranger 

gestellt. Bezeichnenderweise galt Viet

nam als der "kleine Hegemonist", der 

ein Bündnis mit dem "großen Hege

monisten" eingegangen war. Auch kam 

es nach der Aufhebung des Sonderver

hältnisses zwischen Moskau und Hanoi 

in den Jahren 1989/90 zu einer schnel

len Renormalisierung zwischen Hanoi 

und Beijing!

Wirkliche Feinschaft "kultiviert" ein 

Land von der Größe des "Reichs der 

Mitte" nur mit Großmächten, sei es 

nun mit den USA oder mit der So

wjetunion - allenfalls noch mit Japan 

oder Indien! Zeremoniell also auch 

noch bei der Austragung von Feind

schaft!

52.4.13

Die "Nachfolge"

Einer jener wenigen politischen Berei

che, bei denen die Unterschiede zwi

schen Alt und Neu ausnahmsweise 

einmal stärker ins Auge fallen als die 

Gemeinsamkeiten, ist die bisherige 

Praxis der Nachfolgeregelung. Wäh

rend sich hierzu im kaiserlichen China 

präzise Regelungen und Rites de pas- 

sage eingespielt hatten, sind in der 

Volksrepublik noch sämtliche bisheri

gen Nachfolgeansätze, kaum hatten sie 

konkretere Formen angenommen, be

reits wieder im Ansatz erschlagen 

worden. Selbst Deng Xiaoping, der 

unmittelbar nach 1978 für eine so ein

drucksvolle Verrechtlichung der Zu

stände in China gesorgt hatte, beging 

Ende der 80er Jahre denselben Kardi

nalfehler, dem bereits Mao Zedong 

verfallen war, indem er nämlich viele 

jener "antipersonalistischen" Ansätze 

wieder vernichtete, die er mitaufgebaut 

hatte.

Bei den Nachfolgeregelungen sollte 

aus Zweckmäßigkeitsgründen zwischen 

Spitzen- und Subalternfunktionären 

unterschieden werden.

Was die "Führer"(lingdao)-Positionen 

[138] anbelangt, so läßt sich auch An

fang der 90er Jahre weit und breit 

noch keine befriedigende Lösung aus

machen.

Statt Wahlen abzuhalten, die diesen 

Namen wirklich verdienen, oder statt 

einen formalisierten Wettbewerb zwi

schen mehreren politischen Kräften 

einzurichten, wurde bisher noch alle

mal mit "personalistischen" Ernennun

gen, mit "Hinaussäuberungen" der 

Gegner oder mit obskuren Machtüber

tragungsmethoden laboriert, die in ih

rer Absurdität manchmal schon pein

lich wirkten - man denke etwa an die 

Betrauung Hua Guofengs durch Mao 

Zedong mit dem berühmten Satz "Ni 

ban shi, wo fang xin" [139] - wörtl.: 

"Wenn du die Sache in die Hand 

nimmst, bin ich beruhigt". Das Bild der 

beiden Parteiführer, die bei dieser 

"Betrauung" die Köpfe zusammen

steckten, war 1977/78 überall in China 

ikonenhaft verbreitet, sei es nun in 

Bahnhofshallen oder aber in den Wan

delgängen der Flughäfen. Da es bei 

dem "Betrauungs"-Akt auch keine 

Zeugen gegeben hatte - von einer 

Teilnahme der Massen ganz zu 

schweigen -, mußte das zwischen den 

"beiden Führern" unter vier Augen 

vorgenommene Zeremoniell um so 

schriller auf propagandistischem Wege 

verbreitet werden!

Auch i.J. 1993 könnte niemand ernst

haft behaupten, er wisse genau, wer ei

nes Tages, wenn die Grauen Eminen

zen um Deng Xiaoping und Chen Yun 

von der Bühne abgetreten sind, die 

Nachfolge antritt; nur soviel läßt sich 

vermuten, daß es nämlich die z.Z. an 

der Spitze von Partei und Staat ste

henden Jiang Zemin und Li Peng aller 

Wahrscheinlichkeit nach nicht sind. 

Eine Voraussage ist nicht nur deshalb 

schwer, weil Kandidaten allererster 

Wahl oft erst über Nacht wieder zu

rückgestuft zu werden pflegen - man 

denke an die Fälle Hu Yaobang und 

Zhao Ziyang -, sondern auch deshalb, 

weil die Spitzenpositionen der derzeiti

gen Parteiführer, die zwar nicht for

mell, wohl aber informell bestehen, 

nicht institutioneller, sondern perso

nalistischer Natur sind. Obwohl sich 

beispielsweise Deng Xiaoping 1989 von 

seinem letzten Posten, nämlich dem 

Vorsitz im ZK-Militärausschuß, ge

trennt hat, zieht er nach wie vor die 

Fäden; was zählt, sind seine Seil- 

schaftsbeziehungen, die in Jahrzehnten 

geknüpft wurden. Erneut wird an die

ser Stelle deutlich, daß das Postulat 

der Reformer, die Personenherrschaft 

müsse durch Gesetzesherrschaft er

setzt werden, zumindest bei den Nach

folgemechanismen nach wie vor 

Wunschdenken geblieben ist.
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Sechs große "Nachfolge"-Anläufe hat 

es in der Geschichte der Volksrepublik 

bisher gegeben, die allesamt ins Leere 

gingen - man denke an das Schicksal 

der "Kronprinzen" Liu Shaoqi in den 

Jahren 1959 bis 1966, Lin Biao (1966- 

1971), Jiang Qing (1975/76), Hua 

Guofeng (1976-1980), Hu Yaobang 

(1985-1987)136 sowie schließlich Zhao 

Ziyang, der im Zusammenhang mit 

den Studentendemonstrationen vom 

Frühjahr 1989 und durch seinen Wi

derstand gegen das militärische Ein

greifen der VBA am 4.Juni 1989 ins 

Straucheln geriet und dann in seinem 

Posten als KP-Generalsekretär von 

dem politischen Leichtgewicht Jiang 

Zemin abgelöst wurde.

Keinen aussichtsreicheren Anwärter 

auf die "Nachfolge" schien es ursprüng

lich zu geben als Hu Yaobang, der 

jahrzehntelang an der Spitze der 

Kommunistischen Jugendliga gestan

den und der insofern über ein feinge

sponnenes Beziehungsnetz zu beinahe 

sämtlichen jüngeren Spitzenkadern 

verfügt hatte. Auch Zhao Ziyang, der 

mit seiner den anfänglichen Reform

kurs mitbestimmender Führungslei

stung in der Provinz Sichuan ein Fanal 

für ganz China gesetzt hatte, schien ei

ne Idealbesetzung für das Amt des 

Ministerpräsidenten oder aber des 

Parteivorsitzenden zu sein.

Doch selbst diese beiden wurden von 

ihrem Ziehvater Deng Xiaoping im 

kritischen Augenblick "wie eine heiße 

Kartoffel" fallengelassen.

All diese Fälle zeigen, daß das sino- 

kommunistische China noch weit von 

"institutionellen" Nachfolgeregelungen 

entfernt ist, wie sie im China der Kai

ser noch so selbstverständlich funktio

niert haben.

Die Nachfolgefrage hat in der China- 

Wissenschaft zahlreiche Überlegun

gen entstehen lassen und Ansätze ge

zeitigt, die als Hilfskonstruktionen für 

ein provisorisches "Verstehen" der 

neueren chinesischen Besonderheiten 

dienen können:

Bereits im Zusammenhang mit der 

Sowjetunion war ein Nachfolgeschema 

mit drei Variaten elaboriert worden.13 7 

Gemäß dem dort vorgestellten "Totali

tarismusmodell" war das individuelle 

Durchsetzungsvermögen eines Nach

folgers entscheidend; das "Konfliktmo- 

dell" machte den Nachfolgeausgang 

dagegen eher von der Entwicklung bei 

den Sachauseinandersetzungen abhän

gig, während das "bürokratische Mo

dell" auf die Konstellationen der Ab

stimmungsfronten innerhalb der büro

kratischen Systeme abstellte.

Für die VR China hat Thomas W. Ro

binson138 vier Annäherungsmethoden 

vorgeschlagen: Der "environmental 

approach" hält den Problemkontext für 

ausschlaggebend, wie er sich zur Zeit 

der Nachfolge gerade abzeichnet - man 

denke beispielsweise an außenpoliti

sche Konflikte (lange Zeit mit der So

wjetunion!), an Nahrungsmittelengpäs

se oder aber an den Stand der Taiwan- 

Frage. Der "personality approach" 

stellt eher auf Einzelpersönlichkeiten, 

Fraktionen und Generationskonstella

tionen ab. Der "societal approach" hält 

das Wertesystem, die politische Kultur 

und die normative Kraft des Fakti

schen für determinierend. Der "politics 

approach" schließlich betrachtet die 

Politik als das entscheidende "atmo

sphärische" Element, von dem auch die 

Nachfolgefrage entscheidend mitbe

antwortet werde.

Domes139 geht davon aus, daß "kom

munistische Ein-Partei-Systeme drei 

aufeinanderfolgende Entwicklungsstu

fen zu durchlaufen scheinen", nämlich 

(1) die Stufe der "charismatischen Füh

rung", welche die Sowjetunion unter 

Lenin, China dagegen unter Mao Ze

dong bis zum Ende der 50er Jahre 

durchlief, (2) die Stufe der "transitori

schen Führung", die in der Sowjetunion 

die Form der Alleinherrschaft Stalins 

annahm und die in ganz anderer Ge

stalt das politische System der VR 

China seit 1959 bestimmt, sowie (3) die 

Stufe der "institutionalisierten Füh

rung". Der Übergang von der "transito

rischen zur institutionalisierten" Phase 

manifestiere sich in einem "ständigen 

bürokratischen Kompromiß" zwischen 

mehreren "Funktionsgruppen", zu de

nen u.a. der Partei-, der Sicherheits-, 

der Militär-, der Propagandaapparat 

usw. gehören.

Ähnliche, wenn auch weniger struktu

rierte Erklärungsansätze gibt es zu 

Dutzenden.140

Auf Einzelheiten braucht hier nicht 

eingegangen zu werden; sollte doch die 

bisherige Aufzählung lediglich verdeut

lichen, daß es rechtlich institutionali

sierte - und damit berechenbare - 

Nachfolgeprozeduren in der VR China 

einstweilen noch nicht gibt, daß die 

Nachfolge also mehr oder weniger ein 

Würfelspiel bleibt. Am besten scheinen 

solche Kandidaten zu Hegen, die eine 

lange Parteikarriere hinter sich haben, 

dem inneren Führungszirkel angehö

ren, über eine robuste lokale Machtba

sis verfügen, einen unkomplizierten 

Umgang mit den "Mao-Zedong-Ideen" 

pflegen und die es nicht zuletzt ver

standen haben, die Zahl ihrer Gegner 

möglichst gering zu halten.

Es mag paradox anmuten, daß sich für 

Spitzenpositionen in der Volksrepublik 

zwar kein geregelter Nachfolge-, wohl 

aber ein ziemlich exakter Säuberungs

mechanismus hat herausbilden können. 

Der Autor141 konnte folgende Ver

laufsform feststeHen: Zuerst erfolgen 

über Presse und Wandzeitungen indi

rekte Angriffe, die sich gegen ein be

stimmtes literarisches Werk oder ge

gen eine historische Gestalt (z.B. 

"Konfuzius"), in Wirklichkeit aber ge

gen eine Einzelperson oder eine Frak

tion richten. Zhou Enlai war beispiels

weise 1973 als "Konfuzius" und Deng 

Xiaoping (1976) als "uneinsichtiger 

Kapitalist in den Parteireihen" ange

griffen worden, ohne daß Namen ge

fallen wären!

In einem zweiten Stadium pflegt die 

Gegenwehr zu folgen, und zwar eben

falls im Wege des "Schattenschießens", 

indem nämlich die angegriffene Person 

oder Personengruppe sog. "Arbeits

teams" mit Disziplinierungsaufträgen 

ausschickt, Gegenpropaganda aus

streut oder aber Gegendemonstratio

nen veranlaßt.

In einem dritten Abschnitt bahnt sich 

dann die Entscheidung darüber an, ob 

der Säuberungsversuch im Sande ver

läuft oder zur Ausschaltung des An

griffziels führt. Zhou Enlai verstand es, 

der gegen ihn lancierten "Anti-Konfu

zius-Kampagne" dadurch die Spitze 

abzubrechen, daß er sie auf Lin Biao 

umlenkte, so daß der Prozeß nunmehr 

plötzlich - und zur Überraschung vieler 

Beobachter - unter dem Namen "Be

wegung zur Kritik an Konfuzius und 

Lin Biao" weiterlief!

SoHte das "Ziel" dem Angreifer aller

dings nicht ausweichen können, so be

ginnt der vierte und letzte Akt, nämlich 

die politische Ausschaltung und Ver

nichtung des ursprünglichen "Nachfol

gers".
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Alle bisher beschriebenen Nachfolge- 

und Säuberungsmechanismen sind, um 

es nochmals zu betonen, lediglich

-Konstruktionen, die dazu dienen, 

ein Spielregeldefizit zu überbrücken, 

welches dadurch entstanden ist, daß 

traditionelle Muster ausnahmsweise 

einmal unbeachtet geblieben sind und 

insofern ein Vakuum entstehen konn

te, das freilich über kurz oder lang 

wieder verschwinden dürfte; denn 

nichts ist der politischen Kultur Chinas 

mehr zuwider als Chaos und Unbere

chenbarkeit.

Zwei Nachfolgemuster hatten sich im 

China der Kaiser herausgebildet:

- Von diesen kommt das dynastische 

Modell (in Form der Erbfolge!) für die 

Volksrepublik China allerdings kaum 

mehr in Frage, da die Voraussetzun

gen dafür spätestens 1911 entfallen 

sind. Obwohl freilich die Geschichte 

hierzu längst das letzte Wort gespro

chen zu haben schien, gab es auch in 

den nachfolgenden Jahren, wie er

wähnt (3.2.1), immer wieder dynasti

sche Anläufe, sei es nun in Form einer 

Jiang- oder aber - noch grotesker - ei

ner "Mao-Dynastie", wobei im letzte

ren Fall paradoxerweise Kräfte mit am 

Werk waren, die sich vorher jahrelang 

als "ultralinks" profiliert hatten, näm

lich die Mitglieder der späteren "Vie

rerbande".

- Gute Chancen besitzt dagegen das 

andere Nachfolgemuster, das hier kor

relierend Mandarinatsmodell genannt 

sei, und das Traditionselemente mit 

modernen westlichen Vorstellungen in 

sich vereint, insofern nämlich ein 

Homme de lettre durch Wahl, d.h. also 

direkt vom Volk bestimmt, und damit 

die Möglichkeit eines "mittleren Wegs" 

eröffnet wird.

Vor exerziert wurde diese virtuelle 

Form einer Nachfolge durch die i.J. 

1990 in Taibei erfolgte Wahl Li Deng- 

huis zum Staatspräsidenten der Repu

blik China. Der Gewählte hatte bis da

hin eine Doppelkarriere durchlaufen, 

nämlich die des Gelehrten und die des 

Politikers, indem er zuerst in Japan, 

den USA und in seiner Heimat stu

diert sowie ein Postgraduiertenstudium 

abgelegt und anschließend mehrere 

politische Ämter - angefangen vom 

Oberbürgermeister von Taibei bis hin 

zum Gouverneur der Provinz Taiwan - 

wahrgenommen hatte. Gleichzeitig war 

er durch eigene Publikationen sowie 

durch eine Reihe von Übersetzungen, 

u.a. von Goethes Faust, in die Fußstap

fen des Beamtenliteratentums getre

ten.

Von der Bevölkerung wird er mit Be

geisterung als "Gelehrten-Präsident" 

(xuezhe zongtong) [140] verehrt; kein 

Wunder, daß seine Karriere fast so et

was wie ein "Selbstläufer" war: Die Be

völkerung weiß aufgrund historischer 

Eigenblutimpfung spontan, daß Li der 

"richtige" Vertreter ist - und in der Tat 

hat er seit seiner Wahl ein Verhalten 

an den Tag gelegt, das den Erwartun

gen eines "Junzi" in Amt und Würden 

entspricht. Daß dieser Junzi nicht 

mehr direkt vom "Himmel beauftragt", 

sondern demokratisch gewählt wurde, 

muß der überkommenen Lehre keines

falls widersprechen, da auch in der alt

konfuzianischen Tradition Himmels

und Volkswille einander stets angenä

hert, wenn nicht teilweise sogar gleich

gesetzt worden sind.

Wahlen können kompetitiv, nichtkom

petitiv oder semikompetitiv sein. Fin

det sich ein "richtiger" Kandidat, so 

muß seiner Wahl nicht unbedingt ein 

hart geführter Kampf vorausgehen, wie 

er im Westen üblich ist und wie er den 

Kandidaten im chinesischen Kontext 

viel Gesicht kosten würde. Ein gewis

ses Charisma freilich wird von dem Be

treffenden immer ausgehen müssen, 

wenn die Wahlen nur "semikompetitiv" 

verlaufen sollen.

Was die zweite Kategorie von Funk

tionären, nämlich die nachgeordneten 

Kader an der Basis und im Mittelbau 

anbelangt, so dürfte das seit 1949 übli

che Tauziehen zwischen dem Prü- 

fungs- und dem Empfehlungssystem 

zwar noch eine Zeitlang weitergehen, 

wobei die Parteigremien mit ihrer Seil

schaftspolitik immer noch das Empfeh

lungssystem am Leben erhalten.

Man braucht jedoch kein Prophet zu 

sein, um vorauszusagen, daß auf länge

re Sicht wieder ein Sieg des Prüfungs

über das Empfehlungssystems zu er

warten ist. Vor allem sind es zwei 

schlagende Argumente, die sich für 

diese Prognose anführen lassen, näm

lich einmal die über 1.000jährige Tra

dition des Prüfungssystems, mit dem 

das Reich der Mitte ermutigende Er

fahrungen gesammelt hat, zum andern 

aber vor allem der Sachzwang, der von 

der heutigen Generallinie einer mög

lichst schnellen Modernisierung Chinas 

ausgeht.

Die Renaissance des Vorrangs von 

Prüfungsergebnissen, die sich ja vor 

allem im Bereich der Oberen Mittel

schule und der Hochschule schon heu

te wieder kräftig abzeichnet, ist keine 

Frage des Ob, sondern nur des Wann. 

Allerdings muß das Prüfungssystem 

den "Modernisierungs"-Anforderungen 

wohl noch etwas stärker angepaßt 

werden.

Daneben wird die moralisch-politische 

Komponente aber vermutlich einen 

weitaus höheren Stellenwert behalten, 

als dies vergleichsweise in westlichen 

Erziehungssystemen der Fall ist. Auch 

in Zukunft dürfte der alte konfuziani

sche Grundsatz gelten, daß der "Edle 

kein Gerät", also kein engstirniger 

Fachspezialist ist, sondern daß er sich 

vor allem eine politisch-generalistische 

Haltung zu eigen machen muß.

Die maoistische Forderung, daß ein 

Funktionär "sowohl rot als auch fach

männisch" zu sein habe, dürfte nach 

alledem in modifizierter Weise durch

aus aktuell bleiben, wobei allerdings 

das "rot" durch "patriotisch-moderni- 

sierungs-engagiert" zu ersetzen wäre.

Das alte Mandarinat hat das "Politisch- 

Moralisch-Generalistische" auf Kosten 

des Expertentums genauso überbetont, 

wie dies beim "roten Mandarinat" in 

den ersten 30 Jahren der VR China 

geschehen war.

Angesichts der neuen Herausforde

rungen dürfte sich eine solche Einsei

tigkeit an der Schwelle des zweiten 

Jahrtausends kaum noch auszahlen, so 

daß der Kader der Zukunft nolens vo- 

lens auch verstärkt Fachmann zu sein 

hat!

Eine Änderung dürfte sich auch bei 

der Beteiligung von Frauen ergeben, 

die in der chinesischen Politik jahrtau

sendelang zu schweigen hatten und für 

die auch heute nur wenig Raum ist:

Zu den 28 Politbüromitgliedern gehör

ten (bis September) 1985 zwei Frauen, 

unter ihnen die Witwe Zhou Enlais. 

(Auch die Ehefrauen Mao Zedongs 

und Lin Biaos waren früher bezeich

nenderweise PB-Mitglieder gewesen: 

die dynastische Tradition war also 1911 

noch keinesfalls ausgestorben!)

Beim XIII. (1987) und XIV. (1992) 

Parteitag wurde keine einzige Frau 

mehr ins höchste Gremium, also ins 

Politbüro gewählt. Auch im XIV.ZK 

sind die Frauen lediglich mit 7,5% ver
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treten. Immerhin gab es 1992 14 Mini

sterinnen (einschließlich Stellvertrete

rinnen) und 13 Stellvertretende Pro

vinzgouverneurinnen sowie Oberbür

germeisterinnen in rd. 470 Städten. Al

les in allem sind diese Posten freilich 

noch quantite negligeable - und lassen 

sowohl die Macht der Tradition als 

auch das Bedürfnis nach Änderung 

spüren.

Die künftigen Nachfolgeregelungen 

dürften sich nach alledem auf eine 

Viererformel bringen lassen - Erfolg 

bei den Staatsprüfungen, Besitz von 

Fachwissen, Priorität des "Politischen" 

und stärkere Berücksichtigung der 

Frauen. Zwei dieser Elemente stam

men aus der Tradition, und zwei, näm

lich die "Experten"- und die Geschlech- 

ter-Komponente, aus den Systemer

fordernissen der modernen Welt. Von 

den mehr als 40 Jahre lang praktizier

ten und so ungemein chaotisch verlau

fenen sinokommunistischen Nachfol

geansätzen, wie sie oben dargelegt 

wurden, dürfte langfristig kaum etwas 

übrigbleiben!

52.42

"Obrigkeit": Intraelitäre Konflikte 

und Kooperationsformen

Im China der Kaiser gab es innerhalb 

der "Obrigkeit" eine klare Zweiteilung, 

die bereits unter den Stichworten "Hof' 

und "Mandarinat" referiert wurde. 

Dessenungeachtet ging die offizielle 

Lehre aber stets von einer Einheits- 

Fiktion aus, die vor "Dualismen" zwi

schen Führung und Volk oder gar in

nerhalb der Führung die Augen ver

schloß, da nicht sein konnte, was nicht 

sein durfte.

An dieser Dichotomie hat sich bis heu

te wenig geändert. Aufgrund des empi

rischen Datenmaterials muß auch in 

der Volksrepublik von "Widersprü

chen" nicht nur zwischen Führung und 

"Massen", sondern auch zwischen in

nerbürokratischen Gruppen und "Seil

schaften" ausgegangen werden.

In den Jahren des "Antijapanischen 

Widerstands" sowie des Bürgerkriegs 

mochten diese "Dualismen" zwar noch 

weniger ausgeprägt gewesen sein, sie 

haben sich aber spätestens seit den 

Auseinandersetzungen um den Auf

baukurs Ende der 50er Jahre aufs kräf

tigste entwickelt und während der Kul

turrevolution, als die Mao-Gruppe ei

nen regelrechten "dou-pi-gai"-Feldzug 

[141] ("Kampf-Kritik-Änderung") ge

gen die "Machthaber" innerhalb der 

KPCh einleitete, monströse Ausmaße 

angenommen; saßen doch die "Erz

feinde" des Volkes damals angeblich 

direkt an den Hebeln der Macht!

Aufgrund des hier überall bestehenden 

Mißtrauens möchte keine Führung bei 

der Besetzung wichtiger Posten etwas 

dem Zufall überlassen. Bewährt haben 

sich in diesem Zusammenhang vor al

lem Zweifachbesetzungen. Schon die 

Qing-Kaiser installierten, wie oben er

wähnt, jenes Doppelsystem von Gene

ralgouverneuren und Gouverneuren, in 

dem jeder eifersüchtig den anderen in 

seine Schranken wies. Hinzu kamen 

häufige Inspektionen und Versetzun

gen. Auch heute noch gehört das Ne

beneinander von Direktoren und Par

teivertretern, von Kommandanten und 

Politkommissaren, die Entsendung von 

"Arbeitstrupps" und die Überwachung 

durch persönlich verantwortliche 

Funktionäre zur Tagesordnung. Häufig 

kommt es auch zu militärischen Re

virements. Erst 1989/90 beispielsweise 

wurden in den sieben Militärregionen 

auf eine Schlag gleich sechs Oberbe

fehlshaber ausgetauscht - eine Folge 

ihrer Weigerung, im Juni 1989 auf die 

demonstrierende Bevölkerung zu 

schießen.

In kaiserlicher Zeit gab es zusätzlich 

das "Zensorat", eines jener drei Spit- 

zenämter, das una potestate all jene 

Funktionen ausübte, die in der moder

nen westlichen Gesellschaft der öffent

lichen Meinung, der Presse, der 

Staatsanwaltschaft und nicht zuletzt 

auch den Dienststrafgerichten zukom

men. Diese "moralische Funktion" ist 

heutzutage - wie könnte es anders 

sein - auf die KP übergegangen, und 

zwar auf die Parteidisziplinkommissio

nen, die ebenfalls manchmal wie der 

Blitz aus heiterem Himmel niederfah

ren, wenn es etwa gilt, gegen lokale 

Wirtschaftsverbrecher vorzugehen 

oder aber "linke Elemente auszugra

ben".

Noch eine Reihe weiterer Einrichtun

gen des "institutionellen Mißtrauens" 

gab es im kaiserlichen China, die auch 

heute z.T. nachwirken, so etwa die 

häufige Rotation der Beamten zwi

schen Zentrale und lokalen Außenpo

sten, vor allem aber das Verbot, zum 

Provinzgouverneur einen in eben die

ser Provinz geborenen Mandarin zu 

ernennen. Angesichts des in China üb

lichen Clan- und Günstlingswesens 

leuchtet der Sinn dieser traditionsrei

chen Vorschrift auf Anhieb ein; freilich 

wurde das Verbot nicht selten dadurch 

umgangen, daß sich Anwärter auf ein 

solches Amt kurzerhand von Familien 

aus einer anderen Provinz adoptieren 

ließen. Auch die heutige Praxis ist 

reich an solchen VerSchleierungs- und 

Umgehungstricks.

Wo nun verlaufen die Grenzen zwi

schen den verschiedenen Machtgrup

pierungen? Wollte man hier messer

scharfe Umrißlinien zeichnen, so trüge 

dies eher zur Vernebelung als zur Klä

rung bei. Nicht einmal der Hinweis auf 

Konflikte zwischen "der" Zentrale und 

"den" Provinzen wäre geeignet, eine 

zutreffende Beschreibung zu liefern, da 

es ja zu Beginn der 90er Jahre einer

seits wohlhabende Provinzen im Süd

osten des Reiches gibt, die sich von der 

Zentrale entkoppeln möchten, wäh

rend andererseits die ärmeren Provin

zen gerade umgekehrt an einer stärke

ren Einflußnahme der Zentrale auf die 

abtrünnigen Regionen interessiert 

sind.

Auch gibt es, anders als im traditionel

len China, keinen Hof-Mandarinats- 

Dualismus mehr, an dem sich die Kon

fliktlinien institutionell "verorten" lie

ßen. Vielmehr bilden sich wechselnde 

Gruppen heraus, die sich mit den ver

schiedensten Etiketten versehen las

sen, sei es nun, daß man zu Beginn der 

90er Jahre pauschalisierend zwischen 

Reformbefürwortern und Reformgeg

nern unterscheidet, oder aber sei es, 

daß man stärker ins einzelne geht und, 

wie z.B. Peter Schier,142 zwischen "or

thodoxen Marxisten-Leninisten", "So- 

wjetmodell-Sanierern", "radikalen Re

formern" und "gemäßigten Reformern" 

unterscheidet.

Die effizienteste Vorgehensweise be

steht wohl darin, die Trennung der 

Konfliktlinien jeweils entlang jener 

Fronten zu ziehen, die sich aus der 

Stellungnahme zur jeweiligen "Haupt

frage" einer Epoche ergeben. In den 

Jahren 1958 ff. lautete diese Hauptfra

ge noch folgendermaßen: "Bist du für 

oder gegen die Priorität des Klassen

kampfs?" Seit sich 1978 der Wind ge

dreht hat, richtet sie sich dagegen dar

auf, ob jemand Reformbefürworter - 

als Anhäger des Deng Xiaoping-Flü

gels - oder aber Reformgegner ist.

Anhand der hierzu jeweils erteilten 

"Auskünfte" lassen sich sowohl in der 

Zentrale als auch in den einzelnen 

Provinzen Gruppen identifizieren, die 

miteinander in Konflikt stehen, ohne 

daß sie deshalb, wie noch zu Mao Ze

dongs Zeiten, frontal angegriffen oder 

gar vernichtet werden könnten.
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Die Folge dieses Patts ist die Existenz 

einander bekämpfender Gruppen, die 

sich gegenseitig nicht durch Befehl und 

Gehorsam von oben nach unten zum 

Schweigen bringen lassen, sondern die 

auf der Grundlage eines permanenten 

Gebens und Nehmens miteinander ko

existieren.

Zwar werden die grundlegenden Ent

scheidungen über "eine Milliarde Chi

nesen" von nur rd. 600-700 Personen 

gefällt, wobei wiederum einige Politi

ker "gleicher" sind als die anderen. 

Doch lassen sich solche Entscheidun

gen, vor allem gegenüber den Provin

zen, nur im Wege eines Do ut des 

durchsetzen. In diesem Falle aber 

braucht ein Einzelpolitiker oder eine 

Seilschaft "gute Beziehungen". An 

oberster Stelle politstrategischer Ent

scheidungen steht daher der Personal- 

und Ressortexpansionismus, den eine 

Seilschaft betreibt, um möglichst um

fassenden Einfluß zu gewinnen. Die 

Durchsetzung politischer Linien erfolgt 

nach alledem hauptsächlich mit perso

nalistischen Winkelzügen und durch 

Taktieren im Verborgenen, keineswegs 

durch sachliche Maßnahmen und 

durch öffentliche Diskussion.

Ob ein Funktionär der einen oder der 

anderen Gruppe zugehört, läßt sich, da 

er nach außen strikt konform aufzutre

ten pflegt, nicht an offenen Stellung

nahmen oder Bekenntnissen ablesen, 

sondern allenfalls seinen terminologi

schen Anleihen entnehmen, die er bei 

der einen oder anderen Seilschaft ge

macht hat, oder aus seiner Zugehörig

keit zu bestimmten Gremien, die, wie 

man weiß, von dieser oder jener Seil

schaft in Beschlag genommen worden 

sind.

Angesichts dieser Ausgangslage gibt es 

vor allem vier Eigenarten, die für das 

innerbürokratische Verhalten der chi

nesischen Bürokratie bis auf den heu

tigen Tag lebendig geblieben sind, und 

die sich mit den Stichworten "Fe

stungsdenken", "Personalismus", "Kun

gelei" und "Ressortexpansionismus" 

wiedergeben lassen. Im einzelnen:

52.42.1

"Festungsdenken"

Der Ressortegoismus, der häufig mit 

einem Ausdruck aus der Partisanen

sprache, nämlich "shantou zhuyi" [142] 

(wörtl.: "Bergkopf-ismus" oder "Ritter

burg-Mentalität") karikiert wird,143 be

zieht sich auf eine Gesinnung, der es 

ausschließlich um die Verteidigung des 

eigenen Hügels geht und der die Ge

samtsituation gleichgültig ist.

Dreh- und Angelpunkt dieses partiku- 

laristischen Denkens ist das "Büro" 

(ting) [143], das den Grundbaustein 

des bürokratischen Baukastensatzes 

liefert und wegen seiner organisatori

schen Solidität an den traditionellen 

Yamen erinnert. Ministerien und 

Kommissionen mögen vergehen, die 

Büros aber bleiben bestehen!

Diese Dauerhaftigkeit des Büros hängt 

nicht zuletzt mit dem Danwei-Charak- 

ter des "ting" zusammen, der dazu 

führt, daß Funktionäre häufig über vie

le Jahre gemeinsam im gleichen Milieu 

Zusammenleben und mit den Büro

nachbarn z.T. auch gemeinsam ihre 

Freizeit verbringen. Aus diesem Grun

de auch hat sich das Büro zum klassi

schen Kristallisationspunkt dichter 

Personalnetze entwickelt, mit deren 

Hilfe wesentlich mehr bewirkt und 

"bewegt" werden kann als mit formalen 

Mitteln, vor allem mit dem Herumrei

ten auf Paragraphen.

Deng Xiaoping beklagte in seiner be

kannten Rede "Über die Reform des 

Führungssystems der Partei und des 

Staats" (vom 14August 1980)144 denn 

auch ausdrücklich die konspirative 

Haltung vieler Büro- und Unterneh

mensleiter, die aus ihren sozialisti

schen Ämtern und Betrieben Labyrin

the und Oasen hätten werden lassen, in 

denen jeder auf Kosten des anderen 

Profit zu machen und den anderen ins 

Unrecht zu setzen versuche. Diese 

"mandarinäre" Arbeitsweise sei ein 

Überbleibsel des Feudalismus und eine 

Folge patriarchalischer und hierarchi

scher Untugenden.

Über das einzelne Büro hinaus ist es 

ferner das eigene "Xitong" [144] 

(wörtl.: "System"), das zur zusätzlichen 

Herausbildung eines Wir-Bewußtseins 

beiträgt und zur Konsolidierung jener 

bürokratischen Zellen führt, wie sie 

dem offiziell partikularismusfeindli- 

chen Sozialismusverständnis eigentlich 

fremd sein müßten!

Im Zeichen des "Realsozialismus" frei

lich ist jeder Amtswalter eifersüchtig 

darauf bedacht, daß bei den anstehen

den Entscheidungen die Interessen 

seines Xitong im Vordergrund stehen. 

Ob er nämlich eine bessere Wohnung 

erhält, ob ihm die Möglichkeit zu Rei

sen, vielleicht sogar zu Auslandsreisen 

offensteht, und wieweit es um sein per

sönliches Prestige innerhalb der Ge

sellschaft bestellt ist - dies alles hängt 

vom Stellenwert und vom Durchset

zungsvermögen seiner Organisation ab.

Ob die Organisation "schwarz" oder 

"rot" (zhi) ist, ob sie also m.a.W. 

schwarze oder rote Zahlen schreibt, 

färbt letztlich auch auf ihre einzelnen 

Mitglieder ab. Jeder möchte gerne ei

nem "schwarzen System" angehören, 

das bei seinen Ausgaben nicht zu 

knausern braucht.145

52.422

Personalismus

Zu den Standardelementen innerbüro

kratischen Verhaltens gehört ferner 

ein strikt personalistisches Denken, das 

zwar ganz gewiß auch in europäischen 

Bürokratien anzutreffen ist, dessen 

Aroma sich aber im chinesischen Mi

lieu noch weitaus intensiver zu entfal

ten pflegt und das immer wieder für 

eine Fortdauer des "renquan" über das 

"faquan" [145], d.h. der Personen- über 

die Gesetzesherrshaft sorgt.

Dieser Personalismus hängt mit der 

bereits erwähnten "chinesischen" Nei

gung zusammen, in erster Linie nicht 

Regeln und Satzungen, sondern das 

gegenseitige "Vertrauen" (xin) und die 

notorischen Guanxi ausschlaggebend 

sein zu lassen. Da die Bürokratie nicht 

nur aus Edlen (junzi) bestand und be

steht, pflegt sich dieser Personalismus 

auch schnell in Festungsdenken nie- 

derzuschlagen.

Auch in der Volksrepublik China sind 

Gesetze und Vorschriften das eine, 

persönliche Beziehungen (guanxi) aber 

das andere. Guanxi sind bis heute das 

Öl geblieben, ohne das keine noch so 

wohl organisierte Rechtsmaschinerie 

läuft. Ob ein Gesetz auf dem Papier 

stehen bleibt, oder aber in Realität 

umgesetzt wird, hängt meist weniger 

von der Güte der Vorschriften als von 

der Qualität der persönlichen Bezie

hungen ab: Das eine Xitong erweist 

sich am Ende als gesetzestreu, das an

dere dagegen als gesetzesverneinend - 

doch auch dies kann sich wiederum 

von Zeit zu Zeit ändern - je nach den 

personellen Konstellationen.

Hinter den Mauern der Ministerien 

werden Entscheidungen allzu selten 

nach sachlichen und allzu häufig nach 

persönlichen Gesichtspunkten getrof

fen, post festum freilich sogleich mit 

den nötigen Sachargumenten versie

gelt. Guanxi(Beziehungs)-Gesichts- 

punkte spielen vor allem bei der Ver

gabe von Posten eine ausschlaggeben

de Rolle.

Im Zeitalter des Maoismus, als die 

Rechtsstrukturen noch schwächer aus

gebildet waren, wurden Privilegien
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zumeist direkt übertragen, und zwar an 

politisch loyale Anhänger. Seit Beginn 

der Reformen dagegen vollzieht sich 

dieser Vorgang eher in juristischen 

Formen, nämlich über das bereits 

(4.3.2 A.2.2.3) beschriebene Baogan, 

d.h. durch Sonderabmachungen, die 

Rechte und Pflichten bilateral festle

gen und bisweilen zu ganz anderen Er

gebnissen führen, als es im Gesetz vor

gesehen ist.

Wie weit der Personalismus gehen 

kann, läßt sich an einem Fall illustrie

ren: Wird beispielsweise ein For

schungsprojekt vergeben, so beauftragt 

man in europäischen Ländern einen 

bekannten Wissenschaftler mit der 

Oberleitung, der dann seinerseits qua

lifiziertes Personal aus allen möglichen 

Hochschulen oder Regionen hinzuop

tiert. Bei einer solchen Vorgehenswei

se wäre das Projekt in China von vorn

herein zum Scheitern verurteilt oder 

hätte zumindest lange Anlaufzeiten, da 

zuerst geraume Zeit mit der personel

len Integration vergehen müßte. Aus 

diesem Grunde erweist es sich hier als 

wesentlich zweckmäßiger, die Perso

naloption nicht nach sachlichen Quali

fikationen, sondern nach persönlichen 

Strickmustern und nach Seilschaftsge

sichtspunkten vorzunehmen. Immer ist 

es ja letztlich eine Person, nicht ein Pa

ragraph, der die Funktionstüchtigkeit 

einer Organisation - und nun gar eines 

bürokratischen "Systems" - herstellt!

Deng Xiaoping beklagte in der oben 

erwähnten Rede eine weitverbreitete 

"Praxis der Stellenbesetzung nach Ge

sichtspunkten der Vetternwirtschaft 

(ren ren wei qin) [146] und des Frak- 

tionalismus (ren ren wei pai)" [147],146 

Nach wie vor mißbrauchten Kader ihre 

Befugnisse, indem sie Verwandten und 

Freunden den Zuzug in die Stadt er

möglichten und indem sie ihnen Posi

tionen und Beförderungen zukommen 

ließen. Das "Gift patriarchalischer 

Vorstellungen" wirke hier ungebrochen 

weiter!147

"Wenn jemand Beamter wird, dann 

nimmt er auch seine Hühner und 

Hunde mit in den Himmel" (yi ren 

dang gua, ji quan sheng tian) [148]; 

stürzt er dagegen ab (wörtl.: "fällt er 

ins Gift") (dao du) [149], dann wird 

dieses Schicksal "auch noch den neun 

Trauergraden zuteil."148

Politiker, die im Transdanwei-Bereich 

erfolgreich sein wollen, müssen also 

über ein dicht geflochtenes Netz von

Guanxi verfügen. In diesem Zusam

menhang tauchen immer wieder drei 

Begriffe auf, nämlich "Clique" (peng- 

dang), "Fraktion" (pai) und "Verwandt

schaft" (qinqi) [149a]. Die "Clique" ist 

eine überwiegend personen-, die 

"Fraktion" eine eher sachorientierte 

Gruppierung, deren Mitglieder jedoch 

beide durch "Patrone" (houtai) einge

schworen und auf diese Weise kliente- 

lisiert werden - ein Erbübel der chine

sischen Gesellschaft! Ob es sich nun, je 

nach dem "obersten Patron", um natio

nale, regionale oder lokale, um "radi

kale" oder "pragmatische", um ministe

rielle oder betriebliche Cliquen han

delt - stets fühlen sich Mitglieder sol

cher "Hornissennester" (mafengwo) 

[149b] zu Seilschaftstreue verpflichtet, 

verschaffen sich gegenseitig Karriere

deckung und pflegen Vertraulichkeit 

im Umgang, ob sie sich nun beim Vor

namen (z.B. "Xiaoping") oder aber mit 

dem heiterkeitserweckenden "lao" (z.B. 

lao Deng, also "alter Deng") anreden 

[149c].

Klientelbeziehungen entstehen aus 

gemeinsamen Landsmannschaften (die 

Revolutionäre der ersten Stunde 

stammten z.B. mehrheitlich aus Maos 

Heimat Hunan), rekrutieren sich aus 

gemeinsamen Prüfungen oder sind 

ganz einfach die Folge eines "revolu

tionären Ritterschlags". Besonders be

kanntgeworden ist in diesem Zusam

menhang die Verbindung zwischen 

Mao Zedong und Chen Yonggui, dem 

Parteisekretär jener berühmt-berüch

tigten Dazhai-Produktionsbrigade, die 

den chinesischen Bauern jahrelang als 

Modell des revolutionären chinesi

schen Dorfes vor Augen gehalten wur

de. Im Interesse ihres gemeinsamen 

Förderungsanliegens entstand zwi

schen Mao und Chen ein klassisches 

Herr en-Vasallen-Verhältnis, das die 

drei typischen Merkmale des Kliente- 

lismus, nämlich Ungleichheit zwischen 

beiden Seiten, wechselseitige Treue 

und häufige persönliche Kontakte, er

füllte.

Klientelverhältnisse können der Förde

rung erhabener Ziele dienen, aber 

auch der Begünstigung gemeinsamer 

Verbrechen; die letztere Variante 

wurde besonders deutlich im Zusam

menhang mit dem Fall des 1983 wegen 

Unterschlagungs- und Bestechungsde

likten hingerichteten Wang Zhong, ei

nes Kaders aus der Provinz Guang

dong, der über viele Jahre hin mit Hil

fe gleich dreier Netze, nämlich seiner 

Verwandtschaft, seiner lokalen Clique 

und seines "guten Drahts" zu einem 

"Paten" an der Provinzparteispitze, im 

Trüben gefischt hatte.

Klientelverhältnisse (Armee-Seilschaf

ten) standen in der Frühzeit, Ver

wandtschaftsbeziehungen dagegen in 

der Spätzeit der sinokommunistischen 

Bewegung im Vordergrund. Hier hat 

sich gegenüber dem traditionellen 

China kaum etwas verändert. In der 

weisen Erkenntnis, daß es vor allem 

Verstöße von Beamten sind, die dem 

Staat besonders schaden, waren die 

Codices im traditionellen China zu

meist mit beamtenstrafrechtlichen 

Tatbeständen angefüllt. Die §§ 344-354 

des Qing-Kodex befaßten sich bei

spielsweise mit Bestechung und Kor

ruption, die§§ 355-365 mit Urkunden

fälschung, mit Siegelmißbrauch u. 

dgl. In den §§ 65 ff. befanden sich Be

stimmungen über die Verletzung von 

Berichts- und Aktenführungspflichten. 

Bei Pflichtverstößen konnte ein Beam

ter sowohl im Wege von Strafgerichts

ais auch von Dienstverfahren belangt 

werden, wobei im letzteren Fall das 

Beamtenministerium zuständig war.

Es hegt auf der Hand, warum das Be

amtenstrafrecht so sorgfältig auszise

liert war: hatten doch viele Jahrhun

derte der Verwaltungspraxis gezeigt, 

daß konfuzianische Ideale mit der bü

rokratischen Praxis selten in Überein

stimmung zu bringen waren und daß 

die Gefahren des Personalismus gera

de dort besonders folgenreich waren, 

weil sie Korruptions-, Rechtsverbie- 

gungs- und Nichtregistrierungs-Delikte 

zur Folge hatten.

Der allgegenwärtige Personalismus 

führte und führt dazu, daß Konflikte, 

Streitigkeiten und sogar "wissenschaft

liche" Diskussionen selten unter Sach-, 

dafür aber um so häufiger unter Loya

litätsgesichtspunkten geführt werden. 

In den Darstellungen zur chinesischen 

Geistesgeschichte ist hier häufig von 

"Denkschulen" die Rede, die angeblich 

miteinander im Streit gelegen hätten. 

Bei genauerem Hinsehen handelte es 

sich hierbei jedoch allemal weniger um 

Sachais vielmehr um Personalkonflik

te!

In der Tradition der chinesischen 

Staatsphilosophie gab es lediglich eine 

Schule, die mit dem Personalismus 

aufzuräumen und "Gesetzesherrschaft" 

an die Stelle von "Personenherrschaft" 

zu setzen versuchte - nämlich die fajia. 

Mao Zedong wollte während der "An

ti-Konfuzius-Kampagne" von 1974 auf
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diese Tradition zurückgreifen und sich 

selbst zu einem neuen Qin Shi huangdi 

stilisieren, um so dem alten Fajia-Ge- 

dankengut wieder zum Durchbruch zu 

verhelfen und vor allem den "Persona

lismus" zu begraben. Dieses Unterfan

gen war freilich schon deshalb zum 

Scheitern verurteilt, weil gerade der 

"Vorsitzende" zu diesem Zeitpunkt 

längst in eigener Person zu einem Mu

sterbeispiel von "renquan", ja von Per

sonenkult geworden war!

Außerdem ist das gruppenverhaftete 

Danwei-Denken der Bevölkerung auch 

heute noch so stark verbreitet, daß es 

danwei-übergreifende, d.h. allgemein

verbindliche Bestimmungen schwer 

haben, sich gegen den durch Konfuzius 

geheiligten Personalismus durchzuset

zen.

52.42.43

Filzokratie

Im engen Zusammenhang mit dem 

personalistischen Filz stehen auch die 

Machenschaften der Funktionäre, die 

sich in ihrem Verhalten generell nicht 

an Gesetzen und Vorschriften, sondern 

an ihrem Vorsitzenden oder aber an 

den Interessen ihrer Seilschaft orien

tieren und die, wie häufig beklagt wird, 

in das Gesetz überhaupt erst dann hin

einzuschauen pflegten, wenn es gelte, 

bereits begangene Fehler nachträglich 

zu identifizieren.

Diese Tendenz zum ständigen Ver

handeln, Moderieren, Feilschen und 

"Kungeln", die der chinesischen Büro

kratie seit unvordenklicher Zeit eigen

tümlich ist, wird durch die neuerdings 

eingeführte "Baoganisierungs"-Praxis 

nicht etwa beseitigt, sondern im Ge

genteil noch zusätzlich bestärkt (dazu 

43.2.4.2.23).

Die Verfilzung der Bürokratie und der 

einzelnen Ganbus wird noch dadurch 

verstärkt, daß die meisten Kader in 

den gleichen Wohnvierteln unterge- 

bracht, in gemeinsamen Kantinen be

köstigt, durch gemeinsame medizini

sche Einrichtungen betreut und in ge

meinsam organisierten Freizeiteinrich

tungen unterhalten werden. Auch hier 

zeigt sich wiederum die notorische 

Tendenz zur "Danweiisierung", d.h. zur 

Zusammenlegung von "Produktions"- 

und Konsumtionswelt.

52.42.4.4

Ressortexpansionismus

Ganz auf der Linie der "politischen 

Einflußnahme via Personalismus" ha

ben die volksrepublikanischen Büro

kratie-"Systeme" (xitong) [150] im Lau

fe der Jahrzehnte die paradoxe Nei

gung entwickelt, einerseits maximalen 

Widerstand gegen die Übernahme wei

terer Amtspflichten zu leisten, gleich

zeitig aber einen fast unstillbaren Per

sonalhunger an den Tag zu legen, der 

zur Folge hat, daß jedes "System" stän

dig damit beschäftig ist, von seiner 

Nachbarorganisation Personal abzu

saugen und dadurch nicht nur mehr 

Eigenprofil, sondern gleichzeitig auch 

vertieften Handlungsspielraum zu ge

winnen.

In einem Beijinger Normalministerium 

sind durchschnittlich bis zu 500 Ver

waltungskader beschäftigt, denen frei

lich lange Zeit Ressortabteilungen mit 

bis zu 10.000 Angestellten unterstan

den - man denke etwa an die ehemali

gen Maschinenbauministerien, die sich 

inzwischen größtenteils in Konzerne 

umgewandelt haben, ohne daß sich 

damit freilich ihr altes Ressortdenken 

wesentlich geändert hätte. Gerade weil 

viele Ministerien heutzutage auf unsi

cherem Fuße stehen und ständigen 

Metamorphosen unterworfen sind, er

weisen sich persönliche Beziehungen 

als um so unverzichtbarer und unent

behrlicher. Ihr Wert liegt also erstens 

in ihrer Dauerhaftigkeit; zweitens aber 

gewinnt der Leiter einer Behörde um 

so größeres Gesicht, je mehr Personal 

ihm untersteht. Ein Amtsträger, der 

etwa eine "Inspektionsreise" durch

führt, pflegt stets von einem Heer an

dächtig lauschender - und vielleicht 

auch jedes Wort mitnotierender - Be

gleiter umringt zu sein.

Kein Wunder, daß die Parteipresse 

solche Erscheinungsformen nasen

rümpfend kommentiert und Fragen 

stellt wie z.B.: "Shi guan da haishi fa 

da?" ("Ist der ‘Beamte’ oder ist das Ge

setz größer?") [151],149 wobei der Aus

druck "Guan" wiederum auf den tradi

tionellen Mandarinatsbeamten an

spielt, dem der heutige Durchschnitts

kader immer näher zu rücken scheint.

In gewissen Zeitabständen wird der 

"Bürokratismus" (guanliao zhuyi) [152] 

nicht nur hinterfragt, sondern auch - 

wieder einmal! - bekämpft. Dies war 

in den Mao Zedongs-Zeiten nicht an

ders als im Zeitalter Deng Xiaopings.

Mao Zedong ist nicht müde geworden, 

immer neue Formen des "Bürokratis

mus" aufzuzählen, so z.B. 1956 die "20 

Erscheinungsformen des Bürokratis

mus".150

Auch Deng Xiaoping hat den Gegen

stand eingekreist und vor allem fünf 

Mißstände aufgezählt, die es zu über

winden gelte, nämlich "Bürokratismus", 

"übermäßige Machtkonzentration", pa

triarchalische Praktiken, lebenslange 

Amtsdauer und Kader Privilegien:151

- Als Formen des Bürokratismus zählt 

Deng auf: Entscheidungen hoch über 

den Köpfen der Massen, Loslösung 

von der Realität, Phrasendrescherei, 

Starrheit und Festklammern an über

kommenen Regeln, personelle Über

besetzung von Ämtern, Entscheidungs

flucht, Verantwortungsscheu, Selbst

herrlichkeit, Vetternwirtschaft, Kor

ruption und Papierkrieg.

- "Übermäßige Machtkonzentration" 

(quanli guofen jizhong) [153]152 

kommt dadurch zustande, daß sich die 

Entscheidungskompetenzen im jewei

ligen Büro oder Parteikomitee zu kon

zentrieren pflegen - und hier wiederum 

in der Hand einiger weniger Sekretäre 

oder vielleicht überhaupt nur des Er

sten Sekretärs/Büroleiters, der wie ein 

König schaltet und waltet.

- Eng verbunden mit dieser Überzen

tralisierung ist der "patriarchalische 

Arbeitsstil" (jiazhangzhi zuofeng) 

[154],153 der vor allem "demokrati

schen Konsultationen" im Wege steht, 

wie sie beim XHI.Parteitag i.J. 1987 

beschlossen wurden. Besonders ausge

prägt habe sich dieses Verhalten, so 

Deng, in Maos letzten Lebensjahren. 

Um den "Vorsitzenden" sei damals ein 

regelrechter Personenkult entstanden.

Ein Ausdruck des "Patriarchalismus" 

sei auch das Guanxi-Denken, das dazu 

führe, daß die Beziehungen zwischen 

oberen und unteren Instanzen ausse

hen wie die Beziehungen "zwischen 

Katze und Maus, zwischen Kaiser und 

Untertanen, Vätern und Söhnen in der 

alten Gesellschaft oder aber zwischen 

dem Anführer einer Fraktion und sei

nen Anhängern".154 Was Deng hier an

spricht, sind im Grunde genommen 

moderne Lehnsverhältnisse!

- "Lebenslange Amtsdauer von Füh

rungskadern" äußerte sich lange Zeit 

darin, daß es keine präzisen Vorschrif

ten über Wahl, Ernennung, Abberu

fung, Bewertung und Sanktionierung 

des einzelnen Funktionärs gab: dies 

war ein Rückschritt gegenüber den 

Verhältnissen im alten China!

- Für besonders verhängnisvoll hielt 

Deng Xiaoping schließlich das Privile- 

gienunwesen, das die Führenden nicht 



CHINA aktuell -706 - Juli 1993

nur den Massen entfremde, sondern 

Betrügereien geradezu heraufbeschwö

re. Allerdings hatte das von der KPCh 

beeinflußte Dienstrecht bereits dafür 

gesorgt, daß die Staatskader mit zu 

den Hätschelkindern der Nation ge

hörten.155

Himmelschreiend bisweilen auch die 

Korruption und "Wirtschaftskriminali

tät" des Kaderapparats, gegen die die 

Führung zwar immer wieder mit amtli

chen Zornesausbrüchen sowie mit der 

zeitweisen Verhängung von Todesur

teilen (1982!) vorging, ohne daß diese 

Politik allerdings von jenem langen 

Atem bestimmt worden wäre, dessen 

sie bedurft hätte, wenn das Übel wirk

lich verschwinden sollte. Dieses Zau

dern war insofern verständlich, als die 

meisten Wirtschaftsverbrechen auf sy

stemimmanente Ursachen zurückge

hen, sei es nun auf das Monopol der 

obrigkeitlichen Verfügungsgewalt über 

knappe Güter, das Mißbräuche aller 

Art geradezu heraufbeschwört, sei es 

durch die fehlende Kontrolle von un

ten her, oder sei es ganz einfach auf

grund der Tatsache, daß Einheiten, 

wenn sie ihre Planziele erfüllen wollen, 

schlechterdings nicht umhin können, 

"hintenherum" Rohstoffe und Maschi

nen zu "organisieren", wodurch "öko

nomische Ersatzkreisläufe" entstehen, 

die als solche wiederum die offizielle 

Planung beeinträchtigen: den Plan

buchstaben kann zumeist nur erfüllen, 

wer dem Geist des Plans zuwiderhan- 

delt!

Aus dieser Diagnose ergaben sich im 

Handumdrehen die wichtigsten Thera

piebedürfnisse, die sich auf folgende 

Stichworte reduzieren lassen: Kampf 

dem Bürokratismus durch Wiederbe

lebung von Kritik und Selbstkritik, 

Kampf dem Unwesen der übermäßi

gen Machtkonzentration durch eine 

neue Politik der Dezentralisierung, 

Kampf dem patriarchalischen Arbeits

stil durch Festlegung demokratischer 

Prozeduren, Kampf der lebenslangen 

Amtsdauer durch Einführung von 

Wahlen sowie durch Erlaß von Abbe- 

rufungs- und Sanktionierungsvorschrif

ten und Kampf nicht zuletzt dem Privi- 

legienunwesen durch verstärkte Beto

nung der "Gleichheit vor dem Gesetz".

Noch im selben Jahr (1980) liefen Re

formen an, in denen vor allem sechs 

Teilziele angestrebt wurden,156 näm

lich (1) die Stärkung der Volkskon

gresse aller Ebenen gegenüber der 

bisher allmächtigen Partei- und Staats

bürokratie, (2) die Trennung zwischen

Parteiausschuß und Verwaltung/Man- 

agement (die Partei sollte künftig also 

nur noch indirekt führen und sich nicht 

mehr direkt in Verwaltung oder Justiz 

einmischen), (3) die Stärkung der ört

lichen Ebenen (bis dahin galt der 

Grundsatz: "Je zentraler, desto soziali

stischer"), (4) die Autonomie/Teilau- 

tonomie der Betriebe, (5) die Reform 

des Kadersystems (Wahl, laufende 

Kontrolle und Absetzbarkeit des 

Amtsträgers durch Beschlüsse der Ba

sis) und (6) Stärkung des Rechtssy

stems, um so die Personenherrschaft 

durch Rechtsherrschaft abzulösen.

Es wäre allzu schön gewesen, hätten 

sich diese Vorstellungen schnell in die 

Praxis umsetzen lassen; denn zum er

stenmal in der chinesischen Geschichte 

tauchte hier die Idee auf, den Bürokra

tismus von der Basis her mit formellen 

Mitteln unter Kontrolle zu bringen.

Die Praxis zeigte jedoch auch diesmal, 

daß Papier geduldig ist und daß zwi

schen Absichtserklärungen und ihrer 

Umsetzung Äonen liegen können!

52.4.2.4.5

Formen der innerbürokratischen Aus

einandersetzung

Die oben aufgezählten "real existieren

den" Eigenarten des innerbürokrati

schen Verhaltens zeigen, wie die eher 

alltäglichen Konflikte "entsorgt" wer

den.

Welche Formen aber nehmen Ausein

andersetzungen an, bei denen es um 

die Kaltstellung des Widersachers 

geht?

Sieht man einmal von den Klassen

kampfjahren der Mao Zedong-Zeit ab, 

die schon heute als Ausnahmeepoche 

gelten, so werden Konflikte im allge

meinen nicht direkt und offen ausge

tragen, sondern indirekt und möglichst 

weitab von der Öffentlichkeit. Die Me

dien berichten über solche Kämpfe in 

aller Regel erst post festum, wenn die 

Sache entschieden - und zumeist auch 

der eine oder andere Führungskader 

auf der Strecke geblieben ist, wobei 

dann der Verlauf, die Ergebnisse und 

das Verhalten der am Streit Beteiligten 

ausschließlich aus der Perspektive des 

"Siegers" dargestellt werden.

Allerdings pflegt es schon vor dem 

Ausgang des Rennens versteckte Sig

nale zu geben, z.B. überraschende 

Terminologiewechsel oder aber das 

Auftreten der betroffenen Kader in ei

ner anderen als der gewohnten Rei

henfolge. Jeder kann sich auf solche 

Anzeichen seinen Reim machen: kein 

Rauch ohne Feuer!

Die drei Hauptformen der indirekten 

Konfliktaustragung sind das Schatten

schießen, das "fu di chou xin" [155], 

wörtl.: "Das Brennmaterial unter dem 

Kessel wegziehen", und die "Verwal

tungsvereinfachung":

- Das "Schattenschießen" (yingshe) 

[156] ist eine Methode der indirekten 

Anspielungen, wie sie bei innerbüro

kratischen Anfeindungen schon im 

China der Kaiser üblich war (Näheres 

dazu 2.4.2.1.2). Während der Kultur

revolution wurde kein Geringerer als 

Zhou Enlai auf diese Weise zur Ziel

scheibe! Kein Wunder, daß die Füh

rung alles tut, um dieses Geplänkel vor 

der Öffentlichkeit geheimzuhalten. 

Würden die Einzelheiten der Anschul

digungen und des Fallenstellens publik, 

so käme dadurch nicht nur das An

griffsopfer, sondern die Partei insge

samt in schlechten Ruf.

Vor allem die Reformer versuchen 

deshalb nach außen hin, die Idylle zu 

wahren und haben zu diesem Zweck 

bereits 1980 (Beschluß des 5.Plenums 

des XI.ZK) "12 Richtlinien für das in

nerparteiliche politische Leben" erlas

sen, die besonders an die Parteidiszi

plin, an die "innerparteiliche Demokra

tie" und an das Bekenntnis zur kollek

tiven Führung appellieren. Ein diszi

plinierter Arbeitsstil sei "für die Partei 

eine Frage auf Leben und Tod".157

Trotz solcher Beschwichtigungsver

suche kommt es dann doch immer 

wieder zu peinlichen "Querschlägern". 

In der Überseeausgabe der RMRB er

schien z.B. am 20. März 1991 ein acht

zeiliges Gedicht, das nach normaler 

Lesart (von links nach rechts) auf eine 

patriotische Liebeserklärung hinaus

läuft, von rechts oben diagonal nach 

links unten gelesen aber "Li Peng, tritt 

zurück, damit der Zorn des Volkes be

schwichtigt wird" heißt. Die letzte Zei

le ergibt - vom "Diagonaltext" her gele

sen - nun ebenfalls einen ganz neuen 

Sinn: "In Erwartung, daß der Frühling 

(d.h. die demokratische Bewegung) 

überall im heiligen Land (d.h. in Chi

na) erblühe". Angeblich stammt das 

Gedicht, wie es in der Überschrift 

heißt, von einem in den USA studie

renden Studenten namens Zhu Hai

hong. Doch wie hätte ein solches Ge

dicht ausgerechnet von Amerika her in 

die heiligen Zeilen der Renmin Ribao 

gelangen sollen? Der Fall wurde nie 
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aufgeklärt, zeigt aber, mit welch "un

terschwelligen" Mitteln auch heute 

noch Opposition getrieben wird: ein 

vielsagendes Beispiel, auch wenn es 

sich hier nicht um einen klassischen 

Fall des "yingshe" handelt!

- Einen Schritt weiter als das "Schat

tenschießen" geht das "Brennholz- 

Wegziehen": Eine der beliebtesten Me

thoden, seinen politischen Gegner ab

zuhalftern, besteht nämlich darin, den 

Posten abzuschaffen, dem er seinen 

politischen Halt verdankt.

Nicht zuletzt Deng Xiaoping wußte 

diese Technik besonders geschickt zu 

handhaben. Als es beispielsweise dar

um ging, seinen ehemaligen Haupt

gegner, Hua Guofeng, kaltzustellen, 

drückte er beim XH.Parteitag im Sep

tember 1982 den Beschluß durch, daß 

der Posten des "ZK-Vorsitzenden" ab

geschafft und statt dessen ein "Gene

ralsekretariat des ZK" eingeführt wer

den sollte, wie es ja in den 60er Jahren 

bereits einmal bestanden hatte. Im Ge

folge dieser nicht nur kosmetischen 

Operation wurde einerseits dem "Vor

sitzenden" Hua der Teppich unter den 

Füßen weggezogen, und gleichzeitig 

konnte Deng einen Generalsekretär 

seiner Wahl, nämlich Hu Yaobang, an 

die Stelle Huas setzen.

Kaum auf seinem Posten, ging Hu 

Yaobang sofort daran, weitere Gegner 

des Deng’schen Reformkurses von ih

rer Machtbasis abzuschneiden, indem 

er vorschlug, das Politbüro abzuschaf

fen und seine Entscheidungsbefugnis 

auf ein neuzuschaffendes Ständiges 

Komitee des ZK zu übertragen sowie 

die laufende Arbeit, wie schon bisher, 

beim ZK-Sekretariat zu belassen.158 

Das Politbüro war zu dieser Zeit, 

wohlgemerkt, die Hochburg der Re

formgegner, deren wachem Spürsinn 

die hinter Hus Plänen steckenden Ab

sichten keineswegs verborgen bleiben 

konnten und die deshalb Änderungen 

der geplanten Art vom ersten Augen

blick an hintertrieben.

Gleichzeitig schlossen sich die aus ih

ren früheren Parteiämtern ausgeschie

denen Veteranen innerhalb des 1982 

neugeschaffenen "ZK-Beratergremi- 

ums" zu einer Art Schutz- und Trutz

gemeinschaft zusammen und bezogen 

von dort aus Stellung gegen Dengs Re

formwerk. Vor allem Chen Yun, ein 

ehemaliger Verbündeter Dengs, der 

sich in den späten 80er Jahren aber 

zum Hauptkritiker seines alten 

Kampfgefährten entwickelt hatte, be

nutzte das Beratergremium als Forum 

für seine antireformerischen Attacken.

Kein Wunder, daß Deng Xiaoping auf 

das Beratergremium nicht gerade gut 

zu sprechen war und nicht müde wur

de, dieses verhaßte Forum bei der 

nächsten sich bietenden Gelegenheit 

wieder abzuschaffen. Am Ende hatten 

seine Anstrengungen tatsächlich Er

folg, als nämlich beim XlV.Parteitag 

(1992) die "Zentrale Beraterkommis

sion" nicht wiederbesetzt wurde, so daß 

dieses Gremium zehn Jahre nach sei

ner Gründung wieder sang- und klang

los in der Versenkung verschwand - ei

ne erneute Meisterleistung des damals 

86jährigen!

- Eine dritte Form des Kampfes gegen 

innerbürokratische Gegner ist schließ

lich die "Verwaltungsvereinfachung", 

die auch im modernen China nach wie 

vor zum Scheitern verurteilt zu sein 

scheint.159 Auch heutzutage ist der 

Angriff auf die Bürokratie jener 

Kampf gegen die Hydra geblieben, der 

er immer schon war:

In der Zeit zwischen Oktober 1949 und 

September 1954 unterstanden der Zen

tralen Volksregierung insgesamt 46 

Ministerien, Kommissionen und Ver

waltungsbehörden mit 23.000 Ange

stellten.

Nach dem Erlaß der Verfassung wurde 

der bisherige "Staatsverwaltungsrat" in 

"Staatsrat" umgetauft und erlebte ein 

gewaltiges Stellenwachstum: die Zahl 

der nachgeordneten Ressorts erhöhte 

sich nun auf 64 und bis 1956 sogar auf 

82 mit zusammen 52.000 Angestellten.

1958, im Zeichen der "Drei Roten 

Banner"-Kampagne, begann die erste 

Verwaltungsvereinfachung: bis 1959 

ging die Zahl der dem Staatsrat unter

stellten Institutionen auf 60 und das 

Personal auf 36.000 Angestellte zurück. 

Mit der ersten Reformbewegung, die 

unter der Leitung Liu Shaoqis statt

fand und die als Antwort auf die kata

strophalen Resultate des Großen 

Sprungs gedacht war, wuchs die Büro

kratie wieder an, so daß es 1965 bereits 

wieder 80 Staatsratsinstitutionen mit 

41.000 Angestellten gab.

Wie schon 1958 kam es mit der Kultur

revolution (1966 ff.) erneut zu einer 

antibürokratischen Kampagne, die so

weit ging, daß der Staatsrat einige Jah

re nahezu lahmgelegt war und die Zahl 

der Institutionen bis 1970 auf 33 und 

die der Angestellten auf 10.000 zu

sammenschrumpfte. Ein Großteil der 

Beamten hatte sich damals auf die 

Dörfer zu begeben und dort körper

liche Arbeit zu leisten, zumeist in so

genannten Wuqi ganxiao, den" Kader

schulen des 7.Mai".

Mit dem Beginn der Reformen erfolg

te eine ruckartige Gegenbewegung: 

Die neue Richtung, die der kulturrevo

lutionären Anarchie ein Ende setzen 

sollte, baute auf Sachverstand, auf Ein

führung eines Rechtssystems, und woll

te vor allem Verwaltungsapparate ein

richten, die wieder Ordnung schaffen 

und so den Vier Modernisierungen die 

Bahnen weisen sollten. Anstelle von 

Qualität explodierte jedoch vor allem 

Quantität; gab es doch bereits 1983 

wieder 98 Staatsratsinstitutionen mit 

49.000 Angestellten. Kein Wunder, daß 

auch die Reformer schnell wieder nach 

"Verwaltungsvereinfachung" riefen, 

zumal es nebenbei galt, auch zahlrei

che "Maoisten", die in den neuen Or

ganisationen Unterschlupf gefunden 

hatten, wieder zu entfernen. So kam es 

bereits 1982 zu einer "Strukturreform", 

in deren Verlauf die Zahl der Staats

ratsinstitutionen auf 56 und die Beleg

schaften auf 32.000 Mann reduziert 

wurden. Zu den 56 Institutionen ge

hörten 41 Ministerien und Kommissio

nen sowie 15 dem Staatsrat direkt un

terstellte Verwaltungsbehörden.

Aber auch die Auswirkungen dieser 

"Strukturreform" genannten Verwal

tungsvereinfachung hielten nicht lange 

vor, so daß die Reformer immer neue 

Scheite nachlegen mußten. Zu Beginn 

der 90er Jahre rückten Maßnahmen 

gegen die "Kaderkorruption" in den 

Vordergrund, die nichts anderes waren 
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als der ewige Kampf gegen die Büro

kratie (und vor allem gegen innerbü- 

rokratische Gegner) unter einer ande

ren Bezeichnung.

52.43

Bürokratie - Bevölkerung

Das Verhältnis zwischen Führung und 

Volk, der Widerspruch zwischen Bü

rokratismus und Massenlinie und die 

Fortentwicklung des Demokratiege

dankens während der reformerischen 

Epoche sind zentrale Diskussionsthe

men, die an anderer Stelle dieser Serie 

(3.2.5) bereits ausführlich behandelt 

wurden.

Niemand in China konnte und kann 

sich eine Gesellschaft ohne Bürokratie 

vorstellen, für deren gute und schlech

te Erscheinungsformen es bezeichnen

derweise verschiedene Ausdrücke gibt, 

nämlich "guanli" ("Verwaltung") und 

"guanliao zhuyi" ("Bürokratismus") 

[157],

Letztlich kann es also bei den antibü

rokratischen Maßnahmen nicht um die 

Abschaffung der Institution als solcher 

gehen, sondern nur um die Beseitigung 

oder Verringerung pathologischer Er

scheinungen und besonders schlimmer 

Auswüchse des bürokratischen Appa

rats, seien es nun Über-Zellularisie- 

rung, Über-Personalisierung, übertrie

bener Kuhhandel oder aber "Ressort- 

Hegemonismus" !

Aus dem "sozialistischen" Charakter 

der Volksrepublik sollte sich, möchte 

man meinen, eine maximale Partizipa

tion des "Volkes" eigentlich von selbst 

ergeben, und zwar nicht nur in Form 

der Teilhabe an den Produktionsmit

teln, sondern vor allem auch an den 

"dazugehörigen" Entscheidungen.

Doch sind solche Mitentscheidungs

möglichkeiten angesichts der Un- 

durchschaubarkeit der Behörden mit 

ihren Verschachtelungen und Perso

nalverfilzungen von vornherein auf ein 

Minimum beschränkt. Man muß der 

chinesischen Führung, vor allem den 

Reformern, zugestehen, daß sie immer 

wieder Anläufe zur Entflechtung un

ternommen haben, sei es nun während 

der maoistischen Drei-Banner-Periode 

sowie während der Kulturrevolution, 

oder sei es nach Beginn der Reformen, 

als (1982/83) die Staatsorgane um 

43% verringert und ihr Personal um 

35% abgebaut wurde.160

Doch verhält es sich mit der chinesi

schen Bürokratie wie eh und je: Je 

mehr Köpfe abgeschlagen werden, um 

so mehr wachsen ihr nach. Im Staats

oder Parteiapparat Transparenz schaf

fen zu wollen, scheint einer Quadratur 

des Kreises gleichzukommen. Kein 

Wunder, daß der einzelne Bürger dem 

Moloch Staat, der nach der offiziellen 

Verfassungstheorie ja eigentlich ihm 

"gehört", hilflos gegenübersteht, und 

daß er sich deshalb in aller Regel apo

litisch benimmt.

Eine Änderung ließe sich hier nur auf 

dem Umweg über die Entstehung ei

nes "Mittelstands" erwarten, der sich 

vor allem in den Südostprovinzen der 

VR China langsam herauszubilden be

ginnt. Auch hier scheint Wohlhaben

heit also conditio sine qua non für de

mokratische Ansätze zu sein - der Prä

zedenzfall Taiwan läßt grüßen!
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